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Liebe Leserinnen und Leser, 

ie geht es weiter im Kosovo nach dem Urteil des Internationalen Gerichtshofes in Den 
Haag? Prof. Wolf Oschlies kommt in seiner Nachlese zu der Ansicht: „Serbien hat nichts 
verloren“   und im Interview mit dem kroatischen Botschafter in Prishtina erfährt der 

Leser: „Verbrecher sind im Kosovo besser miteinander verbunden als Politiker“.  In seiner 
Analyse über das Verhältnis der Balkanstaaten zur EU untersucht Oschlies schließlich „Wo man 
die EU schätzt und wo sie nicht ernst genommen wird“ Jüngste Umfragen würden zeigen, dass die 
EU vor allem auf dem West-Balkan mehr und mehr  kühle Ablehnung, ja hohnvolle Verachtung 
erfährt.
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In ihrer großen Analyse der Situation des Irans mit dem Titel „Herrschaft ohne Ordnung“ 
untersuchen Behrooz Abdolvand und Heinrich Schulz die Möglichkeiten des Landes, mit sich 
selbst besser zurechtzukommen und zwischen den widerstreitenden Interessen einen konstruktiven 
Weg zu finden. Ohne eine neue Verfassung, so die beiden Autoren u. a., werde es aber wohl nicht 
gehen. 

Die Situation der Golfmonarchien durchleuchtet Sören Scholvin vom German Institute of Global 
and Area Studies (GIGA). Titel: „Integration auf der arabischen Halbinsel“. Es geht darum, ob der 
1981 gegründete Golfkooperationsrat (GKR) in der Lage ist, eine solche Integration wie etwa die 
in der EU zu erreichen. 

„Ist die russische Gesellschaft zur Modernisierung bereit?“ untersucht Reinhard Krumm, der 
Leiter der Vertretung der Friedrich-Ebert-Stiftung in Moskau. Gibt es die „Vision einer 
politischen Selbständigkeit“ in der slowakischen Außenpolitik, analysiert David Noack, nachdem 
am 08. Juli Iveta Radičová zur ersten slowakischen Ministerpräsidentin ernannt wurde. Und 
Mohammed Khallouk geht der Frage nach, wo Marokko heute steht: „Zehn Jahre Herrschaft 
Mohammed VI. – Reformkönig oder Verwalter des Status Quo?“

Wir bringen außerdem einen neuen Beitrag über Eurasische Spiritualität. „Der Staffelberg: Seine 
Steine raunen von Menosgada“. Es geht dabei um die Geschichte des heiligen Berges der Franken. 
Hier stand einst das keltische Oppidum Menosgada, das der griechische Mathematiker und 
Geograph Ptolemäus vor Jahrtausenden in seiner Weltkarte verewigt hat. Noch heute wird von 
dieser Burg der Kelten, dem wohl spirituellsten der alten Völker Eurasiens und von dessen 
eindrucksvoller Vergangenheit gesungen.

Ihre Redaktionsmannschaft

Termine 08/09-2010
Von EM Redaktion
EM 08-10 · 04.08.2010
 

Berlin bis 26.09.: Ausstellung „In Berlin verloren – in Prag wieder gefunden. Ein Meisterwerk 
aus der Berliner Kunstkammer“ – Infos hier

Berlin bis 20.11.: Ausstellung „Gesichter der Renaissance. Meisterwerke italienischer Portrait-
Kunst“ – Infos hier

Berlin bis 31.12.: Ausstellung „Sehnsucht nach Jerusalem. Wege zum Heiligen Grab“ – Infos hier

Bonn bis 03.10.: Ausstellung „Gerettete Schätze. Afghanistan – Die Sammlung des 
Nationalmuseums in Kabul“ – Infos hier 

Cottbus 02.11. bis 07.11.: Filmfest „20. Filmfestival Cottbus. Festival des osteuropäischen 
Films“ – Infos hier

Hamburg bis 10.08.: Ausstellung „Ein Hauch von Ewigkeit. Die Kultur des Alten Ägyptens“ – 
Infos hier 

Hamburg bis 24.06.2011: Ausstellung „Ein Traum von Bali“ – Infos hier 

Köln 16.10. bis 20.02.2011: Ausstellung „Der Perfekte Pinsel: Chinesische Malerei des 16. bis 
19. Jahrhunderts“ – Infos hier
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Lübeck 3.11. bis 7.11.: Filmfest „52. Nordische Filmtage Lübeck“ – Infos hier

Mannheim 19.09. bis 20.02.2011: Ausstellung „Die Staufer und Italien“ – Infos hier

München bis 17.10.: Ausstellung „Kaschmir, Ladakh, Baltistan 1911/12Fotografien von Otto 
Honigmann“ – Infos hier

München bis 31.10.: Ausstellung „Im Porträt: Gesichtstatauierungen der Chin-Frauen in Birma. 
Fotografien von Jens Uwe Parkitny“ – Infos hier  
 
München bis 22.10. bis 20.02.2011: Ausstellung „Die Aura des Alif. Schriftkunst im Islam“ – 
Infos hier 

Oettingen bis 01.02.2011: Ausstellung „Gesichter des Buddha. Kunst des Buddhismus in Asien“ 
– Infos hier

Oranienburg bis 31.10.: Ausstellung „Die Fälscherwerkstatt im KZ Sachsenhausen 1942-1945“ 
– Infos hier 

Oranienburg bis 31.12.: Ausstellung „Georg Elser: Sonderhäftling im KZ Sachsenhausen 1940 
bis 1945“ – Infos hier

Potsdam bis 24.10.: Ausstellung „Luise. Königin der Herzen“ – Infos hier

Stuttgart 24.09. bis 31.10.: Ausstellung „Kunstszene Vietnam“ – Infos hier

Wien bis 13.09.: Ausstellung „James Cook und die Entdeckung der Südsee“ – Infos hier 

Zürich bis 15.08.: Ausstellung „Karikaturen aus Indien“ – Infos hier 

Zürich bis 03.10.: Ausstellung „Sofabilder aus Varanasi. Fotografien von Fabian Biasio“ – Infos 
hier

Zürich bis 30.06.2011: Ausstellung „Abgedreht! China töpfert bodennah“ – Infos hier

Eurasien-Ticker 08/09-10
Konferenz für Ökotourismus in Kasachstan · EU hilft Island beim EU-Beitritt · 
Estland ist reif für den Euro · Übersetzer gesucht · Zukunft für alte 
Nutztierrassen in Europa · Rekord-Investition: Europa gibt 6,4 Milliarden für 
Forschung aus · Webseite der belgischen EU-Ratspräsidentschaft

Von EM Redaktion
EM 08-10 · 04.08.2010
 

Konferenz für Ökotourismus in Kasachstan

EM – Vom 26. bis 27. August findet in der kasachischen Stadt Karaganda eine internationale 
Ökotourismus-Konferenz statt. Sie soll Kasachstan als Reiseziel bekannter machen und Leute aus 
aller Welt zusammenbringen, die Interesse an Ökotourismus in Mittelasien haben. Die Konferenz 
ist der Abschluss des von der Europäischen Union geförderten Ökotourismus-Konzeptes 
ETPACK (Ecological Tourism and Public Awareness in Central Kazakhstan). Das maßgeblich 
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vom Naturschutzbund Deutschland (NABU) getragene Unternehmen war im September 2010 
gestartet worden, um gemeindebasierten Ökotourismus in Zentralkasachstan zu entwickeln

Die Konferenz soll einen regen Erfahrungsaustausch und eine kontinuierliche Zusammenarbeit der 
regionalen und internationalen Ökotourismus-Experten bewirken. Zweck der Veranstaltung ist es 
auch, zum positiven Image Kasachstans beizutragen und zu helfen ein Netzwerk aufzubauen, dem 
Nichtregierungsorganisationen, Wirtschaftsunternehmen und staatliche Behörden angehören.

„Das Ziel des Projekts ist es, die natürlichen Ressourcen in der Region schonend und nachhaltig 
zu nutzen und der lokalen Bevölkerung ein alternatives Einkommen zu ermöglichen“, erklärte 
NABU-Vizepräsident Thomas Tennhardt. Dieses Ziel hat der NABU schon vor dem offiziellen 
Ende des Projekts erreicht:

Die Einwohner dreier Dörfer in der Nähe des Karkaralinsk-Nationalparks und des Schutzgebiets 
Ulytau bieten bereits Touristen Gästezimmer mit Frühstück in ihren Häusern an und stellen 
traditionelle Souvenirs aus Filz zum Verkauf her. Die im Laufe des Projekts ausgearbeiteten 
umweltverträglichen Touren werden im Internet und auf den internationalen Tourismusmessen 
beworben.

Kasachstan hat großes Potenzial, ein begehrtes  Reiseziel für Ökotouristen zu werden. Seine 
ausgedehnten Steppen und Halbwüsten, die dem Besucher das unvergleichliche Gefühl der 
Freiheit vermitteln, sowie seine einzigartigen Kulturschätze warten darauf, entdeckt zu werden. 
Die legendäre Gastfreundschaft von Nomadenvölkern macht die Reisen in diesem Land ebenfalls 
zu einem besonderen Erlebnis.

Mehr Information über NABU-Touren und Konferenz unter www.conference.ecotourism.kz 

EU hilft Island beim EU-Beitritt 
EM - Island erhält zur Vorbereitung auf den EU-Beitritt finanzielle Unterstützung. Eine in dieser 
Woche in Kraft getretene Verordnung sieht vor, dass ab sofort Geld aus dem Instrument für 
Heranführungshilfe (IPA) bereitgestellt werden kann. Damit soll vor allem die weitere 
Angleichung des isländischen Rechts an den EU-Besitzstand unterstützt werden. Ein Teil wird 
auch dazu eingesetzt, das Land auf die Nutzung der EUStrukturfonds ab dem Beitritt 
vorzubereiten und die isländische Öffentlichkeit über die EU und ihre Politik zu informieren. Die 
EU-Staats- und Regierungschefs hatten im Juni beschlossen, Beitrittsverhandlungen mit Island 
aufzunehmen. 
Mehr Informationen: http://ec.europa.eu/enlargement/index_de.htm 

Estland ist reif für den Euro

EM - Estlands Weg zum Euro ist frei – der Europäische Rat für Wirtschaft und Finanzen 
(ECOFIN-Rat) hat die Weichen für seine Einführung zum 1. Januar 2011 gestellt. Damit wäre 
Estland der 17. Mitgliedstaat, in dem der Euro alleiniges Zahlungsmittel ist. EU-Kommissar Olli 
Rehn, zuständig für Wirtschaft und Währung, sagte: „Estland hat lange klug gewirtschaftet, das 
verdient unser Lob. Damit der Euro ein Erfolg wird, muss das Land seine vorsichtige 
Haushaltspolitik fortsetzen.“ 

Übersetzer gesucht 

EM - Am 13. Juli startete das jüngste Auswahlverfahren der EU-Kommission für Übersetzerinnen 
und Übersetzer. Gesucht werden Sprachexperten für Dänisch, Deutsch, Englisch, Französisch und 
Slowenisch. Es handelt sich um das erste EPSO-Auswahlverfahren für den Sprachendienst, das 
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nach den neuen vereinfachten Regeln durchgeführt wird, die im März vorgestellt wurden. EPSO 
wird künftig jedes Jahr im Sommer derartige Auswahlverfahren für den Sprachendienst 
organisieren. Die nachgefragten Sprachen sind je nach Einstellungsbedarf der Organe und 
Agenturen von Jahr zu Jahr unterschiedlich. Anmeldeschluss ist der 12. August 2010.

Mehr Informationen: www.eu-careers.eu

Zukunft für alte Nutztierrassen in Europa

EM - „Europas alte Nutztierrassen sind geradezu eine Schatzkiste der Biodiversität. Doch jeden 
Monat stirbt derzeit eine davon aus. Schon heute bilden weltweit nur sehr wenige Rassen den 
Großteil des Nutztierbestandes. Dadurch wird der Genpool erheblich dezimiert und die 
Widerstandsfähigkeit sowie die Anpassungsfähigkeit der Nutztiere gegenüber Krankheiten und 
Änderungen der Lebensbedingungen nehmen ernsthaft ab“, mahnte Gabriel Schwaderer, 
Geschäftsführer der Naturschutzstiftung EuroNatur, anlässlich des in diesem Frühjahr wieder  
durchgeführten „ Internationalen Tags der Artenvielfalt“.

Jeder Einzelne könne mithelfen, diese Juwelen der landwirtschaftlichen Vielfalt zu schützen. 
Mittlerweile gibt es eine eigene Webseite dafür: www.elbarn.org. Sie stellt europaweit sämtliche 
Höfe vor, die alte Nutztierrassen beherbergen. „Mit einem Besuch dieser sogenannten Archehöfe 
und dem Kauf der hochwertigen Produkte, die dort hergestellt werden, kann jeder dazu beitragen, 
Wollschwein, Stiefelgeiss und Co eine Zukunft zu geben“, erläutert Elli Broxham, 
Programmkoordinatorin bei der Stiftung SAVE.

Die Website mit der öffentlich zugängliche Datenbank ist eines der Ergebnisse eines dreijährigen, 
von der Europäischen Union geförderten Projekts mit dem Namen ELBARN („Europäisches 
Arche- und Rettungs-Netzwerk“, oder englisch „European Livestock Breeds Ark and Rescue 
Net“). Ziel des Projekts war es, bestehende Archehöfe und Einzelinitiativen in Europa miteinander 
zu vernetzen und so das Überleben der Einrichtungen langfristig zu sichern. Dieses ehrgeizige Ziel 
hat EuroNatur gemeinsam mit SAVE und zahlreichen Partnerorganisationen erreicht und damit 
einen wichtigen Meilenstein zum Erhalt der Biodiversität in Europa gesetzt.

Auch die Gründung und das Betreiben eines Archehofs wird in Zukunft erleichtert: Ein Handbuch 
(ELBARN-Guidelines) stellt für Viehhalter grundsätzliche Informationen zum Management von 
Archehöfen und wertvolle Tipps für das Marketing ihrer Produkte bereit. Für vier Teilregionen 
Europas haben EuroNatur und SAVE gemeinsam mit den Partnern an die Gebiete angepasste 
Leitfäden erarbeitet. Ein notwendiger Schritt, wie EuroNatur-Projektleiter Martin Schneider-
Jacoby erklärt: „In Mitteleuropa gibt es bereits viele Archehöfe, aber gerade auf dem Balkan und 
in Osteuropa benötigen wir dringend weitere Rettungsinseln. Gerade dort gibt es noch eine 
besonders hohe Artenvielfalt in der Landwirtschaft, die es dringend zu erhalten gilt. Durch das 
ELBARN Netzwerk bringen wir die wertvolle Erfahrung dahin, wo Unterstützung am nötigsten 
ist.“ 

Das ELBARN-Handbuch ist kostenlos herunterladbar unter: 
http://www.elbarn.net/elbarn/Project/ThemesGuidelines/tabid/100/Default.aspx

Rekord-Investition: Europa gibt 6,4 Milliarden für 
Forschung aus
EM - Mit Rekord-Investitionen in Forschung und Innovation will die EU-Kommission die 
europäische Wirtschaft in Schwung bringen. Forschungskommissarin Máire Geoghegan-Quinn 
kündigte Ende Juli in Brüssel ein Förderpaket für 2011 an, das einen Umfang von fast 6,4 
Milliarden Euro haben soll. Es handelt sich um das bisher größte einschlägige Investitionspaket 
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der EU. Geoghegan-Quinn geht davon aus, dass es mindestens 165.000 neue Arbeitsplätze 
entstehen lässt.

„Investitionen in Forschung und Innovation sind der einzige Weg, der intelligent und dauerhaft 
aus der Krise führt hin zu einem nachhaltigen und sozial gerechten Wachstum", erläuterte die 
Kommissarin. Gefördert werden soll eine breite Palette wissenschaftlicher Disziplinen, Politik- 
und Unternehmensbereiche. Die Initiative nimmt Herausforderungen wie den Klimawandel, die 
Energieversorgungs- und Ernährungssicherheit sowie Gesundheit und die Alterung der 
Bevölkerung in den Blick.

Die Fördermittel sollen rund 16.000 Empfängern aus Forschungsorganisationen, Universitäten 
und der Wirtschaft zugutekommen, unter ihnen auch rund 3.000 kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU). Die Zuschüsse werden im Rahmen von Ausschreibungen („Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen“) vergeben, die in den kommenden 14 Monaten umgesetzt und 
ausgewertet werden.

Eines der Kernziele des Pakets besteht darin, Forschungsarbeiten auf neue Technologien, 
Produkte und Dienstleistungen zu übertragen. Zum Tragen kommt dies etwa in der 
Gesundheitsforschung, den Nanotechnologien oder den Informations- und 
Kommunikationstechnologien. Das Paket ist ein wichtiger Bestandteil der europäischen 
Zehnjahres-Strategie Europa 2020 und insbesondere der im Herbst 2010 beginnenden 
Leitinitiative "Union der Innovation".

Das Paket ist Teil des Siebten Forschungsrahmenprogramms (2007-2013), das über 50,5 
Milliarden Euro umfasst und somit das weltweit größte Einzelprogramm im Forschungsbereich 
ist. Die für 2011 vorgesehenen Zuschüsse liegen zwölf Prozent über dem Budget von 2010 (5,7 
Milliarden Euro) und 30 Prozent über den Mitteln von 2009 (4,9 Milliarden Euro).

Hintergrundinformationen sind hier abrufbar. Zur Webseite mit den Ausschreibungen gelangen 
Sie hier.

Webseite der belgischen EU-Ratspräsidentschaft
EM - Belgien hat am 1. Juli 2010 den Vorsitz des Rates der Europäischen Union übernommen. 
Die Webseite der belgischen EU-Ratspräsidentschaft bietet unter anderem die neuesten 
Meldungen zur EU-Politik, einen ständig aktualisierten Kalender mit Terminen und 
Veranstaltungen  und Landesinformationen zu Belgien. Der Newsletter des Vorsitzes kann auch 
abonniert werden. Unter der Kategorie „Multimedia“ finden Interessierte Videos, Fotos, 
Audiodateien und vieles mehr rund um die Ratspräsidentschaft. 
www.eutrio.be 

EM-INTERVIEW

Kosovo: „Verbrecher sind besser miteinander 
verbunden als Politiker“
Die EU und die“ internationale Gemeinschaft“ sollten viel stärker auf 
marktwirtschaftliche Privatisierung und Transparenz im Kosovo drängen, 
„denn schließlich ist das ihr Protektorat“. Klare Worte eines Diplomaten. Dr. 
Zlatko Kramarić, Botschafter Kroatiens im Kosovo, nimmt kein Blatt vor den 
Mund. Mit ihm sprach EM-Autor Prof. Wolf Oschlies bei einer internationalen 
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 Zur Person: Zlatko Kramarić

 

Dr. Zlatko Kramarić, geboren 1956 
im slawonischen Osijek, ist 
kroatischer Politiker mit 
linksliberaler Orientierung. Er hat 
lange Jahre als Abgeordneter der 
Kroatischen  Sozialliberalen Partei, 
später Liberale Partei, im Parlament 
gewirkt, zudem zehn Jahre lang 
seiner Geburtsstadt Osijek als 
Bürgermeister eine allseits 
bewunderte Aufwärtsentwicklung 
verschafft. Seit dem Januar 2009, als 
Kroatien auf Druck der USA die 
„Unabhängigkeit“ des Kosovo 
anerkannte, amtiert Kramarić dort als 
Botschafter. 

 

Zlatko Kramarić  

Konferenz im makedonischen Ohrid. Dabei ging es auch um die grassierende 
Korruption und um das im Kosovo besonders gut gedeihende Internationale 
Verbrechen.

EM 08-10 · 04.08.2010
 

urasisches Magazin: 
Exzellenz, Sie vertreten 
Kroatien im Kosovo, weil 

Ihr Land die kosovarische 
Unabhängigkeit diplomatisch 
anerkannte. Fünf EU-Staaten 
haben diese Anerkennung 
verweigert und werden diese 
Entscheidung kaum revidieren. 
Muss Kroatien unfreundliche 
Reaktionen befürchten, wenn es 
demnächst in die EU will? 

Zlatko Kramarić: Wir wussten natürlich, dass von 27 EU-
Ländern fünf das Kosovo nicht anerkannt haben. Hinter 
jeder Anerkennung oder Nichtanerkennung steht ein 
bestimmter politischer Wille. Ich denke nicht, dass 
Kroatien mit den fünf Mitgliedsstaaten, die gegen eine 
Anerkennung des Kosovo sind, größere Probleme haben wird. Momentan leben wir überhaupt in 
geklärten Verhältnissen, da Kroatien in seiner Innen- und Außenpolitik vor allem der Politik und 
den Standards der Europäischen Union folgt. Ähnliches gilt für Amerika, das die Hauptrolle 
spielte und den größten Einfluss hatte, dass Kroatien das Kosovo als neue politische Realität 
anerkannte. Dabei sind wir uns auch der großen Aufgaben bewusst, die das Kosovo gegenüber 
seinen ethnischen Minderheiten erfüllen muss, sodann Aufgaben mit Blick auf einen Rechtsstaat, 
eben mehr oder minder dieselben Probleme, die alle osteuropäischen Länder seit dem Fall der 
Berliner Mauer hatten. Bei manchen waren sie kleiner und rascher zu lösen, bei Kroatien z.B. hat 
es länger gedauert und war schwieriger. 

„Demokratisierung ist die einzig mögliche politische Lösung für die Region“ 
EM: Beiderseits der Ostgrenze des Kosovo leben Albaner, also auch im Westen der Republik 
Makedonien. Haben Sie als Botschafter Kroatiens auch damit etwas zu tun? Es geht schließlich 
um allgemein regionale Probleme, etwa die Markierung von Grenzen. 

Kramarić: Zwischen Kroatien und dem Kosovo bestehen keine offenen politischen Fragen. 
Bereits am ersten Tag nach meiner Ankunft habe ich gesagt, dass die Politik Kroatiens der 
Stabilisierung der gesamten Region gilt, dass es kein Grund für Unfrieden ist, wenn gewisse 
Dinge nicht sofort wie gewünscht funktionieren. Weiterhin glauben wir, dass Prozesse der 
Demokratisierung nicht allein für das Kosovo wichtig sind, sondern vielmehr die ganze Region 
betreffen, also Serbien, Albanien, Makedonien, Montenegro, Bosnien-Hercegovina und wo es 
sonst noch Probleme in dieser Hinsicht gibt. Schließlich ist Demokratisierung die einzig mögliche 
politische Lösung für diese Region. Kroatien möchte, dass man andere Erfahrungen bei der 
Problemlösung gar nicht erst versucht. 

EM: Und die Grenzmarkierungen?

Kramarić: Wir glauben, dass zwischen Makedonien und dem Kosovo das Problem der 
Grenzmarkierung so gut wie gelöst ist. Auch mit Albanien sollte es keine Grenzprobleme geben. 
Gleichfalls zeigen die Beziehungen zwischen Montenegro und dem Kosovo einen Trend stetiger 

Page 7 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



Verbesserung. Dazu wird auch das neue Gesetz über die Rechte ethnischer Minderheiten 
beitragen, das im Kosovo in Vorbereitung ist, besonders wenn im Gesetz erstmalig ein 
Unterschied zwischen Serben und Montenegrinern gemacht wird, letztere also als eigene 
Volksgruppe auftauchen. Die Kroaten spielen bei all dem kaum eine Rolle, weil es sie im Kosovo 
faktisch kaum gibt. Im Übrigen sind Gruppenidentitäten im multiethnischen Kosovo nicht mehr so 
wichtig. Es geht darum, wie im Juni in Sarajevo versucht, das Kosovo in regionale Konferenzen 
zu integrieren. Dabei gibt es natürlich noch zahlreiche Probleme. 

„Groß-Albanien ist nicht mehr auf der Tagesordnung“ 
EM: Welche sind das?

Kramarić: Die Serben bestehen zum Beispiel darauf, dass man die UN-Resolution 1244 achtet, 
nach der es nur ein „UNMIK-Kosovo“ gibt  und ähnliches mehr, was nur die Isolation des Kosovo 
verstärkt. Kroatiens Absicht ist es, positive Aspekte zu fördern, die Stabilisierung der Region zu 
stärken, Grenzen zu öffnen, möglichst viele Dialoge und Konferenzen zu veranstalten.  
(Laut 1244 ist das Kosovo ein Teil Serbiens und bleibt es. - UNMIK ist die UN-
Übergangsverwaltung). 
  
EM: Eine der vielen Gemeinsamkeiten zwischen Makedonien und Albanien ist, dass mindestens 
die Hälfte der Nation nicht im eigenen Staat lebt. Albaner leben beispielsweise in Montenegro, 
Süd-Serbien, West-Makedonien, Nord-Griechenland etc. In dieser Lage wird oft, sogar mit 
Unterstützung der Akademie der Wissenschaften in Tirana, über Möglichkeiten und Chancen 
eines „Groß-Albaniens“ oder auch „natürlichen Albaniens“, bzw. „integralen Albaniens“ usw. 
spekuliert. Glauben Sie, dass solche Spekulationen einen konkreten Hintergrund haben und eine 
Gefahr für die Stabilität ganz Südosteuropa darstellen? 

Kramarić: Gewisse Dinge sollte man ignorieren, auch solche Spekulationen, mögen sie nun von 
der Albanischen Akademie oder anderen Wortführern kommen. Die offizielle Politik Albaniens 
sind sie sowieso nicht, denn diese ist klug, beherrscht und sich bewusst, dass ein „groß-
albanisches“ Projekt ein falsches Projekt ist. Es ist doch uninteressant, wenn man Wiederauflagen 
von Vorstellungen betreibt, die einmal vor 130 oder mehr Jahren verfolgt wurden. Damals war das 
„Territorium“ für alle Politiker und Intellektuellen dieser Region das A und O, heute lässt man 
sich von anderen Vorstellungen leiten. Ich bin überzeugt, dass Tirana es heute vorzieht, einen 
Staat wie das Kosovo an seiner Seite zu haben und über andere Möglichkeiten erst gar nicht 
nachdenken zu müssen. Auch für Makedonien und Montenegro wäre es sehr schwer, irgendeine 
Politik ohne die albanische Komponente zu betreiben. Natürlich leben dort und anderswo große 
Gruppen Albaner, aber dabei geht es nicht mehr um territoriale Fragen, sondern um Kultur, 
Tradition, gemeinsame Sprache. Man hat sich 100 oder mehr Jahre gestritten, jetzt erinnert man 
sich an andere historische Erbschaften. 

EM: Heißt das, dass solche Überlegungen nur noch ein Popanz sind?

Kramarić: Also, „Groß-Albanien“ ist nicht mehr auf der Tagesordnung, es besteht nur noch in 
den Vorstellungen Einzelner oder kleiner Gruppen. Etwas anderes scheint gefährlicher, worauf 
unlängst ein Wissenschaftler von der Universität Sarajevo hingewiesen hat, dass nämlich alle 
Thesen über eine Teilung des Kosovo sehr brisant sind, besonders wenn sie allein die Standpunkte 
Tiranas und Belgrads berücksichtigen und Prishtina links liegen lassen. Damit wäre auch die 
internationale Politik brüskiert, und da wird es gefährlich, denn in den ignorierten Bereichen leben 
Menschen, agieren Parteien, bilden sich Kapazitäten und Eliten, was alles bedeutungslos sein soll, 
da andere kommen und ihnen vorschreiben, was sie zu tun und zu lassen haben. So etwas führt 
unmittelbar in die Verhältnisse der frühen 1990er Jahre, was alles andere als angenehm ist. Derzeit 
sollte man daran arbeiten, dass Südosteuropa möglichst bald in die EU kommt, womit die meisten 
der dortigen Probleme gelöst wären, speziell mit Blick auf die Unabhängigkeit von Staaten wie  
Bosnien-Hercegovina und das Kosovo. Den Staat hat man schon, jetzt sollte man auch die 
Gesellschaft aufbauen, damit es nicht Bürger erster, zweiter und dritter Ordnung gibt.
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Kosovo und der Vergleich mit dem Sudetenland von 1938  
EM: Warum hat man solche klugen Überlegungen nicht schon früher angestellt? Als im Februar 
2010 ein „unabhängiges“ Kosovo proklamiert wurde, hat sich mancher an die Aussage des Prager 
Balkanologen Filip Tesar erinnert, der gefährliche Parallelen zwischen dem Kosovo 2010 und 
dem Sudetenland 1938 erkannte. In beiden Fällen wurden die nicht mit einbezogen, die am 
meisten betroffen waren: 1938 musste die Tschechoslowakei auf 25 Prozent ihres Territoriums 
verzichten und bekam das Münchner Abkommen aufoktroyiert, 2010 musste Serbien auf 15 
Prozent seines Territoriums verzichten. So etwas kann nicht ohne gefährliche Weiterungen 
abgehen, warnte Filip Tesar. 

Kramarić: In gewisser Weise kann ich solche Vergleiche und Schlussfolgerungen verstehen, 
zumal auch demokratische Kräfte in Serbien ähnlich denken. Aber das Problem verlöre an 
Brisanz, wenn man die neuentstandene Lage nicht nur unter dem territorialen Aspekt sähe, 
sondern sie auch als Aufgabe für einen interethnischen Ausgleich auffasste: Wenn erst alle 
Abgeordnetensitze, Botschafterposten, Ministerämter, Offiziersränge etc. nach einem ethnischen 
Schlüssel aufgeteilt sind und alle Regularien am Verhandlungstisch festgelegt wurden, dann wäre 
das Problem gemildert, weil man nicht mehr nur über ein Territorium redete, sondern über 
menschliche Lebensbedingungen. Dann würde eben nicht mehr nur um 15 Prozent des 
Territoriums gekämpft, sondern an Menschen gedacht, die dort leben, Rechte und Bedürfnisse 
haben, ihren politischen Willen artikulieren. 

„So wie es ist, ist das Kosovo international wenig attraktiv“ 
EM: Noch eine letzte Frage bitte. In ökonomischer Sicht ist das Kosovo das schwarze Loch 
Europas: Über 70 Prozent Arbeitslosigkeit, ärmliche Durchschnittslöhne, Import mehr als zehnmal 
höher als Export usw. Andererseits haben wir detaillierte Berichte von Geheimdiensten aus 
Deutschland, Russland und anderen Ländern, nach denen das Kosovo das wichtigste Teilstück der 
Routen des international organisierten Verbrechens darstellt. Hat ein solches Kosovo auch nur 
eine minimale Chance, ein „normaler“ Staat zu werden? 

Kramarić: Diese Frage passt zu meiner Feststellung, dass nach dem Kampf um das Kosovo der 
ungleich schwerere Kampf um die kosovarische Gesellschaft beginnt. Sie haben die 
wirtschaftliche Lage, die katastrophal ist, völlig korrekt beschrieben – sie erscheint beinahe als 
aussichtslos! So wie das Wirtschaften derzeit betrieben wird, kann es nicht funktionieren, so dass 
das Kosovo keine Zukunftschance hat. Ein erster Schritt zur Besserung wäre, einen technischen 
Dialog mit Belgrad zu beginnen. Das Herz tut einem weh, dass der Bergwerk-Gigant Trepca nicht 
arbeitet, weil hier Obstruktion nach dem berüchtigten Prinzip herrscht, „meinem Nachbarn soll 
auch die Kuh verrecken“. Im energetischen Sektor böten sich gewisse Potentiale an, im 
Rohstoffbereich auch, aber noch besteht eben die Hypothek, dass durch das Kosovo die 
europäischen und weltweiten Schmuggelrouten für Drogen und Waffen führen, dazu die große 
Korruption, die allenthalben besteht. Leider nur im kriminellen Bereich demonstrieren die Kosovo
-Albaner, dass sie nicht allein stehen, vielmehr in Serbien, Montenegro, ja selbst Kroatien und 
anderen Ländern der Region gute Partner und Helfer haben: Verbrecher sind besser miteinander 
verbunden als Politiker. Auch die EU und die internationale Gemeinschaft sind betroffen, denn 
schließlich ist das Kosovo ihr Protektorat und sie sollten dazu die richtigen Beschlüsse fassen 
hinsichtlich einer marktwirtschaftlichen Privatisierung, einer Transparenz etc. So wie es ist, ist das 
Kosovo international wenig attraktiv. Fünf EU-Staaten haben es nicht anerkannt, Großmächte wie 
China blockieren es, Afrika und Südafrika kennen es kaum, die islamische Welt lässt es links 
liegen...

EM: ... wegen kosovarischer „Freundschaft“ mit den USA? 
  
Kramarić: Natürlich! Wahrscheinlich ist für islamische Staaten das Kosovo ein amerikanisches 
Projekt, mit dem sie noch nichts zu tun haben wollen.

EM:  Herr Kramarić, haben Sie herzlichen Dank für dieses Gespräch.
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Das Interview führte Wolf Oschlies

BALKAN

Wo man die EU schätzt und wo sie nicht ernst 
genommen wird
Jüngste Umfragen zeigen, dass die EU vor allem auf dem West-Balkan mehr 
und mehr kühle Ablehnung, ja hohnvolle Verachtung erfährt. Wie es eine 
Union verdient, die seit mindestens einem Jahrzehnt sich selber und andere 
über die eigenen Ziele und Prinzipien täuscht. Die Menschen wollen ihre 
Länder nach wie vor in der Europäischen Union sehen, allerdings nicht um 
jeden Preis. Dazu ist die EU in ihren Leistungen nicht mehr attraktiv genug, in 
ihren politischen Methoden zu rüde, zu erpresserisch, zu feige gegenüber 
Unruhestiftern wie Griechenland.

Von Wolf Oschlies
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ie EU ist nicht mehr die große Hoffnung von früher, vielleicht wird sie kommenden 
Generationen wieder vielversprechender erscheinen, der heutigen Generation verspricht sie 
wenig. Wer die Beurteilungen bisher als Übertreibungen empfindet, sollte sich ans Frühjahr 

2001 erinnern. Damals gab die EU der Republik Makedonien das erste Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommen der Region. Dass Makedonien heute, eine knappes Jahrzehnt später, 
noch immer nicht EU-Mitglied ist, liegt keineswegs an Makedonien. Das kleine Land, im ex-
jugoslawischen Bürgerkrieg der frühen 1990er Jahre die einzige „Oase des Friedens“, genügt seit 
Jahren den Kopenhagener Beitrittskriterien von 1993, die vor allem eine stabile Demokratie und 
eine funktionsfähige Marktwirtschaft verlangen. Makedonien steht vor verschlossenen EU-Türen, 
wegen des Totalboykotts durch Griechenland, das dem kleinen Land nicht seinen 
verfassungsmäßigen Namen gönnt.  Weit über 100 UN-Mitglieder, darunter Russland, China und 
die USA, haben Makedonien unter diesem Namen anerkannt, aber Griechenland blamiert sich mit 
seiner Nichtanerkennung vor der Welt und zwingt 26 EU-Staaten mit in diese Blamage hinein.

Griechenland und seine Beschimpfungen Deutschlands

Mit seiner Taktik verstößt Griechenland gegen das griechisch-makedonische Interimsabkommen 
von 1995, nach welchem Griechenland Makedonien nicht den Weg in internationale 
Organisationen versperren darf. Makedonien hat es deshalb beim Internationalen Gerichtshof 
verklagt, aber das wird ihm nichts nützen: Die EU unterstützt Griechenland, finanziert dessen 
Schuldenpolitik, nachdem sie sich seit Jahrzehnten von ihm ausnehmen lässt. Seit 1985 schröpft 
Athen die EU, von der es weit mehr Geld bekommt, als es selber einzahlt. Mit gefälschten 
Statistiken hat es sich zum 1. Januar 2001 den Beitritt zur Euro-Zone erschlichen. 2009 brachte es 
durch gefälschte Defizitzahlen, die seine unsolide Haushaltsführung vertuschen sollten, die 
gesamte EU in Gefahr. 2010 verklagte die EU Griechenland wegen illegaler Subventionen. Um 
nur einmal die augenfälligsten griechischen Betrügereien zu erwähnen. 

Die Griechen möchten ihr Wohlleben auf Pump fortsetzen und starten bürgerkriegsartige Unruhen 
gegen die eigene Regierung, die ihre Partner in Brüssel mit weinerlichen Klagen oder rüden 
Beschimpfungen nervt. Dabei bekommt Deutschland am meisten Hiebe ab. Vizepremier 
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Theodoros Pangalos, der bereits 1993 als Außenminister Deutschland als „Monstrum mit 
kindischem Verstand“ bezeichnete, beschuldigte im Februar 2010 als Alleinschuldigen an der 
griechischen Finanzkrise – weil Griechenland „niemals für die Folgen der nationalsozialistischen 
Besatzung im Zweiten Weltkrieg entschädigt worden sei“.

Politische und wirtschaftliche Versager in der EU 

Wer nimmt diese EU noch ernst? Auf dem Balkan kaum jemand, aber mancher nutzt 
Griechenland als schlechtes Beispiel:  Warum soll Kroatien seine desaströse Wirtschaftslage 
verheimlichen, wenn Brüssel diese offenkundig übersieht und ein Heer von Hinterbänklern 
schwadronieren lässt, dass Kroatien in die EU gehöre und 2011 auch darin sein werde?

Der ungarische Parlamentspräsident Pal Schmitt versprach den Kroaten, sie werden unter 
ungarischer EU-Präsidentschaft, also in der ersten Jahreshälfte 2011, in der EU sein. Die EU 
scheint bereit zu sein, Kroatien ohne jede Reformanstrengung durchzuwinken. Ende März 2010 
besagte eine gemeinsame Erklärung der EU-Staaten, Kroatiens Beitrittsgespräche seien „in der 
Endphase“. Das Land müsse nur noch „ein paar Reformanstrengungen fortsetzen“. Angeführt 
wurden das Gerichtswesen, die öffentliche Verwaltung, der Kampf gegen Korruption und 
organisiertes Verbrechen, die Achtung der Menschenrechte. Außerdem geht es der EU um die 
Rückkehr von Flüchtlingen und Vertriebenen, eine Verurteilung von Kriegsverbrechern, die 
Kooperation mit dem Haager Tribunal, Wirtschaftsreformen usw. sowie „eine überzeugende 
Bilanz aller durchgeführten Reformen“. 
  
Diese „Bilanz“ liegt bereits vor, beispielsweise in Analysen der Kroatischen Nationalbank (HNB). 
Deren Gouverneur Zeljko Rohantinski warnte bereits 2009 davor, dass Kroatiens enorme 
Auslandsverschuldung das Land 2010 „auf die Knie zwingen“ werde. Inzwischen ist diese 
Prophezeiung eingetroffen: Kroatien hatte Ende März 2010 satte 44,6 Milliarden Euro Schulden 
im Ausland, eine Summe, die mindestens 100,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts entspricht. 
Eine Besserung ist nicht in Sicht, nachdem Kroatien 2009 einen Wirtschaftsrückgang von sechs 
Prozent und 2010 eine Stagnation auf diesem Niveau erlebte. Arbeitslosigkeit und Teuerung sind 
seit 2009 auf dem Vormarsch. Sogar die einzige halbwegs profitable Branche des Landes, der 
Tourismus, verzeichnet seit 2007 einen jährlich wachsenden Rückgang. 

Informationen aus Zagreb      

Die Kroaten haben so gut wie nichts an Reformen „durchgeführt“. Aber das erfährt man nicht aus 
Brüssel, sondern aus Zagreb, beispielsweise von Vesna Pusic, Vorsitzende des „Nationalkomitees 
zur Begleitung der Verhandlungen um den Beitritt Kroatiens zur EU“. Vena Pusic rechnete vor, 
dass Kroatien bis Jahresende 2010 noch 16 (von 33) Verhandlungskapiteln mit Brüssel öffnen 
oder schließen müsse, was kaum möglich sein werde. Der EU-Beitritt Kroatiens liege in weiter 
Ferne, eventuell könne er 2013 erfolgen, sofern der entsprechende Vertrag von allen 27 EU-
Staaten ratifiziert werde. 

Auch der Österreicher Hannes Swoboda, sozialdemokratischer Europaabgeordneter und 
Parlamentarischer Berichterstatter für Kroatien, hält den EU-Beitritt Kroatiens 2013 oder früher 
für lediglich „theoretisch möglich“. 

Den Kroaten selber scheint das ziemlich egal zu sein. Sie haben nichts dagegen, irgendwann in die 
EU zu gelangen, aber sie werden sich dafür nicht anstrengen. Im April 2010 ergab eine 
Repräsentativumfrage, dass bei einem etwaigen Referendum über einen EU-Beitritt nur 40 
Prozent der Kroaten für diese stimmen würden. Das ist noch weniger als 2009, als Slowenien die 
Beitrittsverhandlungen mit Kroatien blockierte, worauf die kroatische Zustimmung zur EU auf 49 
Prozent fiel.
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EU zwischen Zeitgewinn, Gesichtsverlust und 
Propagandalügen

Das spinnefeinde Verhältnis zwischen Kroatien und Slowenien ist ein weiterer Beleg dafür, dass 
die EU auf dem West-Balkan nicht ernst genommen wird und sich das selber zuzuschreiben hat. 
Laut Hannes Swoboda nutzt Kroatien die Konflikte mit Nachbarn als „Ausrede“ für mangelnden 
Reformeifer und hat gerade 2009 immer neuen Grenzstreit mit Slowenien, Bosnien, Montenegro 
und Serbien ausgefochten, um so von Wirtschaftnöten abzulenken und Brüsseler Mahnungen zu 
energischer Justiz- und Verwaltungsreform zu überhören. 

Die EU hat längst alle Vermittlungsbemühungen eingestellt, da ihre Kompromissvorschläge von 
Zagreb und Ljubljana abgelehnt worden waren. Erst im September 2009 einigten sich die beiden 
Premiers Borut Pahor (Slowenien) und Jadranka Kosor (Kroatien) darauf, ein Schiedsgericht aus 
internationalen Experten mit der Lösungssuche zu beauftragen. Im Juni 2010 gab es dazu ein 
slowenisches Referendum, bei dem 52 Prozent der Stimmen für ein Schiedsgericht votierten. 
Kroatien und die EU glauben, dass damit alle Probleme aus der Welt geschafft seien – Slowenien 
hat nur eine Pause im Streit konzediert und wird diesen wieder aufleben lassen, falls das 
Expertenurteil den kroatischen Besitzanspruch auf die ganze Adria unterstützt. Was Griechenland 
kann, nämlich die EU wegen eines missliebigen Nachbarn zu drangsalieren, kann Slowenien erst 
recht, denn auf seiner Seite sind Völkerrecht, Seerecht und weitere gewichtige Argumente.  
Bilaterale Konflikte unter den Mitgliedern oder von Mitgliedern mit anderen provoziert ziehen die 
gesamte EU in Mitleidenschaft. Allerdings lassen Konzeptlosigkeit, Kurz-sichtigkeit und 
Parteilichkeit von Brüsseler Konfliktlösungen das Vertrauen der Menschen vom Balkan ins 
Bodenlose fallen.

Das Kosovo-Schauspiel
Das Vertrauen stellt sich erst gar nicht ein, wenn man den willkürlichen Umgang der EU mit 
gewissen Rechtsgrundsätzen verfolgt. Will die EU beispielsweise, hierbei dem Druck der USA 
nachgebend, Serbien um seine südliche Provinz Kosovo bringen, dann betont man das 
„Selbstbestimmungsrecht der Völker“ – was immer das sein mag, da im Kosovo nur 
Volksgruppen leben – und erfindet die schlimmsten Schauermärchen über angebliche serbische 
Untaten an Kosovo-Albanern. Will man umgekehrt bosnische Serben zwingen, mitsamt ihrer 
„Entität“ bei dem US- und EU-Protektorat Bosnien-Hercegovina zu verbleiben, wird die 
„territoriale Integrität des Staates“ bemüht. 

Wegen dieser Doppelzüngigkeit der hat Serbien vor dem Internationalen Gerichtshof im Haag 
(IGH) geklagt, um die Rechtmäßigkeit der „Unabhängigkeit“ des Kosovo zu prüfen. Die Klage 
hat letztlich nichts gebracht, denn Anerkennungen unter Staaten sind deren souveränes Recht, war 
aber nicht sinnlos: Für seinen Schritt hatte Serbien grünes Licht von den Vereinten Nationen, die 
selber Zweifel an der Legitimität kosovarischer „Unabhängigkeit“ hatten. Der gewundene Spruch 
des IGH wird die Zahl der Anerkennungsgegner, darunter fünf EU-Staaten, nicht vermindern, 
wohl aber die kosovarischen Führer noch enger an die USA binden, was das Kosovo in der 
arabischen Welt völlig isoliert. 

Jonglieren mit Opferzahlen

Willkürlich wie die Behandlung von Rechtsgrundsätzen ist der Brüsseler Umgang mit realen und 
erfundenen Opferzahlen. Im Kosovo sind vor 1999 eventuell 2.000 „UCK-Kämpfer“, also 
Angehörige der terroristischen Untergrundarmee der Albaner, ums Leben gekommen, die bei 
Gefechten mit serbischer Polizei und Armee fielen. Jede andere Zahl ist kosovarische Lügen-
propaganda: „1 Million Vertriebene, 200.000 zerstörte Gebäude, 20.000 Ermordete, 12.000 
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vergewaltigte Frauen, 4.000 Verschleppte“ etc. Zutreffend und nachgewiesen sind die Verluste 
kosovarischer Nicht-Albaner, vor allem Serben, die diese infolge albanischer Anschläge erlitten: 
230.000 Vertriebene, über 1.000 Ermordete, 700 Verschollene etc. Wäre es anders, könnte die 
Führung des „unabhängigen“ Kosovo, durchweg Ex-„Kommandeure“ der UCK, ja endlich die seit 
elf Jahren ausstehende Volkszählung veranstalten, was sie nicht wagt, da dadurch die Verbrechen 
der UCK ans Tageslicht kämen. Ohne Volkszählung keine Daten zur Gesellschaft, keine konkrete 
Politik und weitere Mängel, die die EU nicht rügt, deren missliche Folgen sie aber bereitwillig 
begleicht.  

Ganz ähnlich ist es in Bosnien, wo z.B. im Juli 1995 in Srebrenica bosnische Muslime von 
serbischen Freischärlern umgebracht wurden. Wie viele Opfer waren es? Das wissen nicht einmal 
die holländischen „Blauhelme“, die vor Ort waren und später einen eingehenden Bericht 
verfassten. Darin hüteten sie sich wohlweislich, exakte Zahlen zu nennen, weil diese niemand 
kannte. Das Niederländische Institut für Kriegsdokumentation (NIOD) hat diesen Bericht 
veröffentlicht, wofür sich in der EU niemand interessierte. Lieber reicht man sich die zahllosen 
Medienberichte zu, die alljährlich zu Srebrenica erscheinen, in denen die (erfundene) Zahl der 
Opfer jedes Jahr um 1.000 steigt und derzeit bei 8.000 hält.  

Die selektive Wahrheit der Abgeordneten Doris Pack 

Eine besonders wilde Anklägerin serbischer „Verbrechen“ ist die christdemokratische Europa-
Abgeordnete Doris Pack, die bei jeder Gelegenheit zur Fürsprecherin der „muslimischen 
Wahrheit“ wird. Das hat ihr im April 2010 der „Verband der Lagergefangenen aus der Republika 
Srpska“ angekreidet, also bosnische Serben, die in den Monaten vor Srebrenica schwer unter den 
Untaten muslimischer Terrorbanden zu leiden hatten. Unter ihrem Führer Naser Oric haben diese 
Banden mindestens 3.500 Serben ermordet und ungezählte weitere in ihren 126 
Konzentrationslagern gequält. Derartiges ist zwar bekannt, war es damals auch den 
niederländischen „Blauhelmen“, wurde in der EU aber nie erwähnt. 

2003 stand Oric vor dem Haager Tribunal, wurde 2006 zu zwei Jahren Haft verurteilt, kurz darauf 
aber freigesprochen. Im Oktober 2010 verhaftete ihn die bosnische Polizei erneut und stellte den 
angeblichen „Helden von Srebrenica“ wegen Geldwucher und Schutzgelderpressung vor Gericht. 
Mit anderen Worten: Der „Held“ Oric ist ein akten-kundiger Terrorist, Bandenführer und 
Verbrecher. 

Das alles nimmt Frau Pack nicht wahr, weil sie lieber Drohungen in Richtung Belgrad äußert, was 
Serbien alles entgeht oder widerfährt, falls es nicht das Kosovo anerkennt. Ähnlich äußern sich 
Hinterbänkler des Bundestages, die sich mit blinder Serbenfeindschaft profilieren möchten. Was 
Doris Pack hingegen über Makedonien äußert, klingt besser, offenbart aber nur Hilflosigkeit: 
„Makedonien ist nicht vom Himmel gefallen. Wie ist es möglich, dass jemand seinen Namen 
bestreitet? Ich schäme mich, dass ein europäischer Staat sich so verhalten kann, wie sich 
Griechenland verhält“. 

Die EU kann nichts machen

Den Griechen wird das herzlich egal sein, denn sie wissen, was auch Doris Pack weiß: 
Griechenland kommt mit seiner schamlosen Erpressung der EU durch! Oder mit Packs eigenen 
Worten: „Ich bin am Ende meiner Kräfte. Griechenland braucht unsere Solidarität, aber ich sehe 
nicht, dass es Anstrengungen unternimmt, das Problem mit seinem Nachbarn zu lösen. Wir 
können nichts machen, weil es unsere Regeln jedem Land erlauben, ein Veto auszusprechen“.

Die EU kann wirklich „nichts machen“, dem Balkan erscheint sie immer unattraktiver. Die Zeiten, 
da die EU-Zustimmung zwischen 88,6 Prozent (Albanien) und 79 Prozent (Montenegro) lag, sind 
längst vorbei. Die einstigen Vorzüge der EU sind geschwunden oder wurden den Balkanstaaten 
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bereits  zuteil: Seit Dezember 2009 genießen auch Serbien. Montenegro und Makedonien die 
Reisefreiheit, nach der sie sich früher so sehr sehnten. Das ist doch etwas, nachdem man 
hinsichtlich Lebensstandard und Senkung der Arbeitslosigkeit von einer krisengeschüttelten EU 
nicht mehr viel erwarten kann. 

Deutliche Mehrheit der Serben für EU-Beitritt

Von den Serben sind 65 Prozent für einen EU-Beitritt, glauben aber, dass die EU ständig neue 
Bedingungen stellt und Hindernisse für Serbien errichtet. Nur 21 Prozent meinen, die „EU stellt 
ein Risiko für einen Verlust der eigenen Identität dar“. 13 Prozent halten die EU für eine 
„utopische Idee“ und einen „gigantischen Bürokratieapparat zur Verschwendung von Zeit und 
Geld“. 13 Prozent erwarten von der EU wirtschaftliche Verbesserungen, 17 Prozent halten sie für 
einen Verteidiger von Menschenrechten, 18 Prozent gar für „eine Garantie des Friedens in 
Europa“.

In der Tat hat Brüssel Serbien stets neue Konditionen aufgezwungen, wenn die alten von Belgrad, 
etwa nach Dingfestmachung von mutmaßlichen Kriegsverbrechern wie Radovan Karadzic, erfüllt 
worden waren. Sollte Brüssel eines nahen Tages die serbische Anerkennung des Kosovo als 
Voraussetzung weiterer EU-Konzessionen, dann „wird sich mancher sehr wundern“, sagte 
Außenminister Vuk Jeremic. Seit 2010 betont er  bei jeder Gelegenheit, zuletzt Ende Mai 2010 bei 
seinem Besuch in Berlin, dass Serbien nicht zwischen EU oder Kosovo wählen werde, vielmehr 
laut und deutlich „Nein“ zur EU sagen werde, sollte diese es zu einer solchen Wahl zwingen.   
Im Übrigen, so Minister Jeremic mit Nachdruck weiter, begehe die EU einen großen Fehler, wenn 
sie sich an den Ratgebern orientiere, die nur noch Kroatien aufnehmen und alle anderen Staaten 
im Paket mit der Türkei, die niemand in der EU haben möchte, sich selber überlassen wolle. 
Serbien ist nach Größe, Bevölkerung, Wirtschaftskraft und demokratischer Reife der führende 
Staat in der Region, ohne den oder gegen den eine Entwicklungs- und Sicherheitspolitik auf dem 
West-Balkan undenkbar ist.

Das Kosovo wird Nein sagen
Letztlich ist man allenthalben mehrheitlich für die EU, erwartet aber kaum noch etwas Gutes von 
ihr. In Kroatien liegt die Rate der EU-Optimisten bei 6,2 Prozent, im Kosovo bei 8,4 Prozent. 
Kroaten befürchten einen „Rückgang des Lebensstandards, den Verlust der politischen 
Unabhängigkeit, Einbußen in Landwirtschaft und Ökonomie, Ausverkauf Kroatiens, Verlust der 
eigenen Identität, Anstieg der Einfuhren, große internationale Konkurrenz“. Die Zagreber 
Regierung spürt seit Jahren  wachsende Angst vor Brüssel, das den Kroaten möglicherweise 
ungehemmtes Schuldenmachen, überhöhte Löhne und Gehälter, seine um 30 Prozent 
überbewertete Währung „Kuna“ und weitere Sünden wider die Marktwirtschaft austreiben werde.

Bosnien-Hercegovina sagt ebenfalls Nein, weil es seit 15 Jahren in der Hand obstruktiver 
Bürokratien und rücksichtsloser Kleptokraten ist, die jede Auflage aus Brüssel akzeptieren und 
keine realisieren. Dieser überbordende bürokratische Wasserkopf in Zentralstaat, Entitäten, 
Kantonen und Gemeinden lebt gut, während die Menschen verelenden und in ihrer 
Orientierungslosigkeit fundamentalistischen „Propheten“ aus arabischen Ländern nachlaufen. 
Bereits 2002 plädierte der international angesehene Publizist William Pfaff dafür, der Westen solle 
endlich seine „Niederlage“ in Bosnien einsehen, das Land unter Kroatien und Serbien aufteilen 
und die verbleibenden Muslime in einem „internationalen Stadtstaat mit Garantien“ ansiedeln.  
Schließlich wird auch das Kosovo Nein zur EU sagen, denn besser als heute kann es ihm nie 
ergehen: Die EU finanziert seine Misswirtschaft, die NATO sorgt für seine Sicherheit, Interpol 
und Geheimdienste übersehen das Treiben kosovarischer Clans und Banden in Westeuropa. Das 
alles könnte sich ein EU-Mitglied Kosovo nicht mehr erlauben, es sei denn, ihm würden die 
goldenen Brücken errichtet, von denen der Warlord des Kosovo Ibrahim Rugova (1944-2006) 
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träumte: Die NATO ist eine „Privatarmee“ der Albaner – die EU nimmt das Kosovo als 
„besondere Entität“ auf und siedelt es oberhalb aller Mitglieder direkt bei der Brüsseler Zentrale 
an. Das mutet wie ein Witz an, wird in Brüssel auch als solcher kolportiert, aber die kosovarischen 
Führer haben sich nach Proklamierung der „Unabhängigkeit“ im Februar 2010 an EU und NATO 
zwecks eines Beginns augenblicklicher Beitrittsverhandlungen gewendet. 

Makedoniens gelassene Siegesgewissheit

Im Falle Serbien hatten die Brüsseler Bedingungen mitunter einen Hauch von Legitimität, bei 
Makedonien versucht die EU erst gar nicht, das Problem mit Pseudorationalität zu bemänteln. Das 
Problem ist der griechische Boykott, und je länger der anhält, desto mehr fühlen sich albanische 
Nationalisten in Makedonien ermutigt, ihn als Instrument gegen makedonische Politik 
mitzutragen. 

Im April 2010 sah es so aus, als könne der Streit beendet werden. Der griechische 
Vizeaußenminister Dimitris Droutsas schlug vor, Makedonien in „Nord-Makedonien“ 
umzubenennen. Das war unter allen Lösungen die am wenigsten schlechteste, denn zum einen 
enthielt sie den geographischen Namen „Makedonien“ (wo Athen früher Benennungen wie 
„Republik Skopje“ bevorzugte), zum zweiten verwies sie indirekt auf ein „Süd-Makedonien“, also 
die 34.411 Quadratkilometer  makedonischen Territoriums, die sich Griechenland 1913 im 
Bukarester Frieden aneignete. Selbstentlarvung von Landräubern – auch nicht schlecht!  
Makedonien ging auf Droutsas Vorschlag nicht ein, womit es recht handelte. Der Minister ließ erst 
am 6. Juli in einem Interview die Maske fallen, und zum Vorschein kam griechische Erpressung in 
einer Härte, die man so noch selten erlebt hatte. Droutsas äußerte „drei klare Botschaften an das 
benachbarte Land und die internationale Gemeinschaft“: Beide hätten ein für allemal zur Kenntnis 
zu nehmen, dass „Griechenland den politischen Willen zu einer Lösung hat“. Diese Lösung stünde 
unter dem „Vorbehalt einer geographischen Bestimmung für den allgemeinen Gebrauch“, was 
allem Anschein ein Zurückweichen hinter „Nord-Makedonien“ bedeutet. Und drittens darf 
Makedonien „keine europäische Perspektive haben und keine Verhandlungen für einen EU-
Beitritt beginnen, bevor nicht die Namensfrage gelöst ist“. 

Was erlauben Griechenland?
Gibt es die EU überhaupt noch, wenn ausgerechnet der Bilanzfälscher und Haushaltsbetrüger 
Griechenland ihr solche Auflagen machen darf? Oder um mit Erfolgfußballtrainers Giovanni 
Trapattonis unvergesslichem Ausbruch in seiner „Wutrede“ von 1998 zu fragen: „Was erlauben 
Griechenland?“ 

Makedonien tat Brüssel den Gefallen, auf Athener Narreteien nicht einzugehen. Dabei wollen die 
Makedonen in die EU und haben sich in einer Umfrage Mitte Juli zu 75 Prozent dafür 
ausgesprochen und ihrem Land die EU-Reife bescheinigt. Aber für 66,5 Prozent ist es undenkbar, 
den eigenen Staatsnamen für die EU-Mitgliedschaft aufzugeben, lediglich 26,2 Prozent wären 
dazu bereit. Im Übrigen macht man sich nach zehn Jahren Hinhaltens durch Brüssel keine 
Illusionen über die vollmundig verheißene „europäische Perspektive“: 32 Prozent sehen 
Makedonien „in zwei, drei Jahren“ in der EU, 21,6 Prozent „in den nächsten fünf Jahren“, 15 
Prozent in zehn Jahren, 11 Prozent meinen, „dass das nie geschehen wird“. 

Sei es drum! Die EU hat ein schlechtes Gewissen, was sich für Makedonien in vermehrten 
Hilfsgeldern niederschlägt. Auch die NATO hat noch eine Bringschuld bei Makedonien, nachdem 
sie sich im April 2010 beim Gipfeltreffen in Bukarest dem Diktat Griechenlands beugte und 
Makedonien, seinen treuen Verbündeten bei Auslandseinsätzen, nicht aufnahm. Am 7. Juli wurde 
Außenminister Milososki und Verteidigungsminister Konjanovski in Brüssel versichert, derartiges 
werde sich nicht wiederholen und man würde mit Griechenland „intensive Gespräche“ führen. So 
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etwas hören Makedonen gern, die angesichts potentieller Gegner in ihrem engsten Umfeld zu 82 
Prozent für eine NATO-Mitgliedschaft sind. 

Griechenlands Krise ist günstig für Makedonien

Die jetzige makedonische Regierung aus Nationalkonservativen und albanischen Integralisten hat 
eine ungefährdete Zweidrittelmehrheit im Parlament, muss also keine politischen Gegner fürchten. 
Auch auswärtig sieht man die Lage gelassen: Griechenland ereifert sich zwar gegen 
„Makedonien“, ist aber dank EU-Fördermitteln der größte Investor in Makedonien, wo über 250 
griechische Firmen bislang über eine Milliarde Euro, vorwiegend aus EU-Töpfen, angelegt haben. 

Griechenlands derzeitige Wirtschaftskrise kann sich für Makedonien nur günstig auswirken. Nicht 
nur deshalb, weil in Grenznähe Griechen massenhaft zu Hamsterkäufen einreisen. Viel wichtiger 
ist, dass Makedonien den Hafen Thessaloniki, den Griechenland ihm in den 1990er Jahren mit 
zwei Embargos versperrte, seit Jahren dominiert: 70 Prozent des gesamten Warenumschlags im 
Hafen kamen aus oder nach Makedonien. Damit das so bleibt und möglichst noch besser wird, hat 
der neue Hafendirektor Stilianos Angeloudis Preisnachlässe und vermehrten Lagerraum für 
Makedonen versprochen, zudem Neuanschaffungen von Maschinen im Wert von 20 Millionen 
Euro. Beide Seiten warten auf das Ende der politischen Querelen, die Athen wohl nur noch aus 
Angst vor einem Gesichtsverlust betreibt. Dann endlich könnte man durchstarten: Fluglinie Skopje 
– Athen, mehr Güterzüge Skopje – Thessaloniki etc. Sollten sich die Griechen einmal mehr ins 
eigene Fleisch schneiden und durch Streiks der Bahnbeschäftigten den Handel mit Makedonien 
schädigen, könnte dieses leicht und dauerhaft auf Häfen wie das montenegrinische Bar und das 
albanische Durres ausweichen.              
  
Siehe dazu auch, EM 01-2010 „Wer Kroatien kennt, lernt Griechenland schätzen“           

KOMMENTAR

Serbien hat nichts verloren
Eine Nachlese nach dem Kosovo-Urteil des Internationalen Gerichtshofs in 
Den Haag vom Juli 2010.

Von Wolf Oschlies
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ektik Ende Juli in Prishtina, der Hauptstadt des seit Februar 2010 unabhängigen Kosovo: 
Staatspräsident Fatmir Sejdiu erneuert „unsere Forderung auf Mitgliedschaft in den 

Vereinten Nationen“. Außenminister Skender Hyseni sucht geeignete Amtssitze für 35 neue 
Botschaften, da in allerkürzester Zeit eine Welle diplomatischer Anerkennung auf das 
international eher isolierte Kosovo zukommen werde. Als großer Staatsmann präsentierte sich 
Premier Hashim Thaci, der auf Einladung von US-Vizepräsident Joe Biden in Washington war 
und dort nächste Schritte besprach, die Prishtina und Washington gemeinsamen unternehmen und 
der EU zur Kenntnisnahme und Finanzierung unterbreiten wollen: Die Vereinten Nationen haben 
im Kosovo nichts mehr zu sagen, mit Belgrad wird nicht mehr diskutiert, die Serben im Norden 
Kosovos werden wegen Verstoßes gegen die territoriale Integrität Kosovos zur Verantwortung 
gezogen, die Kosovaren „können bereits Feiern zur NATO- und EU-Mitgliedschaft vorbereiten“.

Was da so großmäulig tönte, war in Wirklichkeit ein Seufzer der Erleichterung. Im März hatte 
Thaci auf Druck der USA und Englands, die die mangelhafte Bekämpfung der Korruption im 
Kosovo gerügt hatten, ein Drittel seiner Minister gefeuert. Ähnliche Klagen brachte auch die 
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EULEX vor, die Mission der 2000 Polizisten und Richter aus EU-Ländern: Das Kosovo ist ein als 
„Staat“ getarntes Räuber- und Gangsternest, wo albanische Clans nach Belieben mit staatlichen 
Ressourcen umgehen. Aber bevor diese Befunde und Klagen der „Internationalen“ noch 
irgendeine Wirkung zeigen konnten, war alles verpufft: Am 22. Juli veröffentlichte der 
Internationale Gerichtshof (IGH) im Haag sein Urteil, laut dem die einseitige 
Unabhängigkeitserklärung des Kosovo vom 17. Februar 2010 nicht gegen internationales Recht 
verstoßen habe. Dieses Votum wurde von Prishtina bewusst und planmäßig als Bestätigung der 
Rechtmäßigkeit kosovarischer Abspaltung von Serbien interpretiert, nach welchem nun alle 
Hindernisse für den „Staat“ Kosovo gefallen seien und er auf dem Weg in UN, NATO, EU etc. 
sei. Rügen wegen Kriminalität und Rechtlosigkeit im Kosovo seien kleinliches Gemäkel, das der 
Größe des Augenblicks wahrlich nicht angemessen sei. 

„Hineinwachsen in die EU“ 
Ganz ähnlich urteilte die Mehrheit der westeuropäischen Medien, allen voran die 
deutschsprachigen Blätter: Das Kosovo hat „Recht“ bekommen, seine einseitige Sezession von 
Serbien ist keinesfalls ein „Präzedenzfall“ für andere Sezessionisten. Serbien soll endlich seine 
Niederlage hinnehmen, die EU muss umgehend den Integrationsprozess für das Kosovo einleiten. 
Die fünf EU-Staaten, die das Kosovo noch nicht anerkannt haben, sollten das schleunigst 
nachholen, denn „es gibt keine Alternative für ein souveränes Kosovo“, wie die EP-Abegordnete 
Doris Pack mahnte. Von ihr stammt auch ein Diktum, das als verfrühter Karnevals-Scherz 
durchgehen sollte: „Die heutige Entscheidung des Internationalen Gerichtshof ist das Resultat der 
Politik von Slobodan Milosevic“. Als ähnlich weitblickender Staatsmann zeigte sich das grüne 
MdB Tom Koenigs:  Wenn Vertriebenen aus dem Kosovo, z.B. Roma, eine Rückkehr 
„unmöglich“ ist, „wegen Gefahr für Leib und Leben“, dann muss man in Deutschland einen 
„Abschiebestopp“ verfügen, um die Kosovo-Albaner durch lästige Rückkehrer nicht beim 
„Hineinwachsen in die EU“ zu stören. 

In der Sturzflut derartiger „Argumente“ machten sich selbst Leute zum Narren, von denen man 
solches zuletzt erwartete hätte – beispielsweise Wolfgang Ischinger, vormals deutscher 
Spitzendiplomat, der 2007 zusammen mit dem US-Amerikaner Frank Wisner und dem Russen 
Aleksandr Botsan-Chartschenko die „Troika“ bildete, die bis zum 10. Dezember einen 
Kompromiss zwischen Belgrad und Prishtina aushandeln sollte. Die Sache war von vornherein 
hoffnungslos, da die Albaner nicht wollten und die USA früh ihnen Unterstützung für ihre 
Blockadehaltung zugesagt hatten. Diese Brüskierung Serbiens, der UN und Russlands erschien 
Ischinger so grotesk, dass er am 18. September 2007 im britischen „Independent“ Hohn und Spott 
vergoss: „Die Unabhängigkeit des Kosovo sei vom Tisch“, sie wäre ohnehin nur ein „wertloses 
Etikett“, denn „woher werden die Kosovaren ihren Lebensunterhalt beziehen?“ „Sie werden 
immer von fremder Hilfe abhängig bleiben“ – und so weiter, eine sehr treffende Beschreibung der 
Lage. Das war 2007, im Juli 2010 muss Ischinger das Gegenteil seiner damaligen Einsichten 
verkünden, dass nämlich Serbien einem „infamen“ lrrtum unterliegt, wenn es sich gegen ein 
unabhängiges Kosovo wendet, wo doch laut IGH „die Republik Kosovo ein eigenständiger Staat 
ist und bleibt“. 

„Positionen von Prishtina und Washington zu hundert Prozent identisch“ 
Ischinger leitet seit 2010 die Münchner Sicherheitskonferenz, wozu ihn seine neue Sicht der 
Kosovo-Problematik gewiss nicht qualifiziert hat. Sein konkreter Vorschlag, die „Normalisierung“ 
der Beziehungen Belgrad – Prishtina nach dem Muster des deutsch-deutschen Grundlagenvertrags 
von 1972 zu regeln, wurde von Außenminister Skender Hyseni rundheraus verworfen. Und wenn 
das Kosovo etwas verwirft, agiert es als Lautsprecher der USA, denn laut Premier Thaci sind „die 
Positionen von Prishtina und Washington zur Gegenwart und Zukunft des Kosovo zu 100 Prozent 
identisch“. 

Was hat das alles mit dem IGH-Uteil zu tun? Eine Menge, weil dieses sich so schön 
fehlinterpretieren lässt. Das IGH hat z.B. nur gesagt, die „Unabhängigkeitserklärung“ von 17. 
Februar 2010 verstieße nicht gegen internationales Recht. Von einem „Recht zur Abspaltung von 
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Serbien“, wie es im Kosovo und anderswo gedeutet wird, war nie die Rede. Damit hat sich der 
IGH nicht einmal um eine konkrete Antwort gedrückt, wohl aber eine eng formulierte Anfrage der 
UN-Vollversammlung eng beantwortet, und selbst dafür nur zehn von 14 Richterstimmen 
bekommen. Die bewusste Proklamation von 2010 war eine unverbindliche Meinungsäußerung, 
getan von Privatleuten, die sich als „Repräsentanten des kosovarischen Volks“ darstellten, damit 
aber keine rechtlichen Folgen präjudizierten. Was damals laut wurde, kam nicht von den 
„Provisional Institutions of Self Governance“ (PISG), also den Regierungsorganen, die unter 
einem „Verfassungsrahmen“ unter Hoheit von UNMIK und unter Beachtung der Resolution 1244 
gewisse Hoheitsaufgaben erfüllten. 

Ein „Bärendienst“ für die Kosovaren 
Alles dreht sich um die Resolution 1244 von 1999, nach der das Kosovo ein Teil Serbiens ist und 
bleibt. Diese Resolution gilt weiterhin – für UN-Mitglieder! Das Kosovo ist nicht in den Vereinten 
Nationen, die Verkünder seiner „Unabhängigkeit“ sind nicht von den UN und ihren kosovarischen 
Institutionen legitimiert, ihre Aussagen und Schritte verpflichten niemanden zu etwas. Haben sie 
überhaupt eine Legitimität? Diese Frage hat der IGH nicht gestellt und nicht beantwortet, 
insgesamt also den Kosovaren einen „Bärendienst“ erwiesen, indem er sie in einen unbestimmten 
„inoffiziellen Bereich“ verwies. Natürlich können sie einen neuen Staat proklamieren, aber auf die 
Beine stellen können sie ihn nicht, solange staatliche Grundaufgaben, z.B. die Sicherheit für die 
Einwohner, von der UNMIK versehen werden, und die untersteht den UN. Ein gewisses Risiko 
gehen nur Drittstaaten ein, die ein Sezessionsgebiet wie das Kosovo anerkennen, bevor dieses 
etabliert ist. Eine verfrühte Anerkennung ist eine Einmischung in fremde Angelegenheiten, also 
strafwürdig, und mit seiner Resolution 1244 wurde der Sicherheit entweder Anerkennungen 
untersagt oder diese wesenslos gemacht. 

So hat der Völkerrechtler Michael Bothe den IGH-Spruch relativiert, nachdem er bereits früher ein 
paar Grundsätze erwähnte, deren rechtzeitige Beachtung manchen Ärger verhindert hätte: Eine 
kosovarische „Staatsgründung“ vertieft Gräben auf dem Balkan, Kosovaren haben als Minderheit 
in Serbien keinen Anspruch auf einen Staat, das Kosovo „tut nur so, als sei es ein Staat“. Ähnliche 
Argumente spielten auch eine Rolle im Vorfeld des IGH-Urteils, wobei die stärkeren von den 
Gegnern kosovarischer Unabhängigkeit vorgebracht wurden: „Kosovo-Albaner haben kein Recht 
auf Selbststimmung, weil sie kein eigenes Volk sind“ (Serbien), „kosovarische Unabhängigkeit 
verstößt gegen das Völkerrecht“ (Russland), „souveräne Staaten haben das Recht, zum Schutz 
ihrer territorialen Integrität einseitige Sezessionen zu verhindern“ (China), „laut Völkerrecht 
dürfen nur Kolonien ihre einseitige Sezession proklamieren“ (Spanien), „die Resolution 1244 
kennt kein Recht der Kosovaren auf Selbstbestimmung“ (Argentinien) etc. 

Das Kosovo ist seit einem Jahrzehnt faktisch gespalten 
Die jetzige Lage hat, wie immer man den IGH-Spruch interpretieren mag, Konflikte geschaffen, 
die eskalieren werden, dabei aber am wenigsten gegen Serbien gerichtet sind. Das „Argument“, 
das Kosovo sei ein „Sonderfall“ und kein „Präzedenzfall“ ist hinfällig, dabei bereits Serben in 
Bosnien, Russen in Abchasien etc. unter Berufung auf den IGH mit dem Gedanken ihrer 
Sezession spielen. Vermutlich hat der britische „Guardian“ Recht, wenn er allen Separatisten der 
Welt Zufriedenheit mit dem IGH-Votum bescheinigt. Es geht schließlich ganz einfach darum, dass 
anderen recht sein muss, was Kosovaren billig war, allen voran den im Norden des Kosovo 
kompakt siedelnden Serben. Das Kosovo ist seit einem Jahrzehnt faktisch gespalten, da Prishtina 
nie die Kontrolle über Mitrovica zurückerhält. Dabei könnten jedoch gefährliche Weiterungen 
auftreten, wenn die USA ihr Eintreten für kosovarische Macht im gesamten Kosovo so 
interpretieren, dass sie die Kosovaren zu gewaltsamen Aktionen gegen die Serben von Kosovska 
Mitrovica aufstacheln. So wenigstens befürchtet es Gerard Gallucci, ein ehemaliger US-Diplomat 
und bis 2010 UN-Regionalbeauftragter im serbischen Norden des Kosovo. 

Das Kosovo ist derzeit von 69 Staaten diplomatisch anerkannt und hofft auf zahlreiche weitere 
Anerkennungen, die ihm zu mehr Reputation in den Vereinten Nationen verhelfen könnten. 
Chancen dafür bestehen, aber sie sind nicht sehr groß. Die servile Anhänglichkeit Prishtinas an die 
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USA dürfte auch in Zukunft Anerkennungen aus Arabien und Afrika verhindern. Wichtige Staaten 
mit großer internationaler Geltung – Russland, China, Brasilien, Indien etc. – haben eine 
Anerkennung des Kosovo mit Blick auf potentielle Sezessionisten innerhalb der eigenen Grenzen 
abgelehnt. Noch glauben die USA, die Haltung Russlands und Chinas in der Kosovofrage überge-
hen zu können, aber das sollte sich sehr rasch ändern, denn Washington kann es sich nicht leisten, 
den unwichtigen, von Kriminellen geführten Zwergstaat Kosovo gegen Wirtschafts- und 
Sicherheitspartner von Weltformat zu bevorzugen. Zudem sind Russland und China ständige 
Mitglieder im Weltsicherheitsrat und können schon von daher das Kosovo in einer Weise 
blockieren, gegen die selbst die USA machtlos wären. 

Angst vor negativer Vorbildwirkung    
Uneinig bleibt auch die EU, obwohl seit Ergehen des IGH-Urteils die fünf EU-Nichtanerkenner 
des Kosovo – Spanien, Rumänien, Slowakei, Zypern und Griechenland – von interessierten 
Politikern, Abgeordneten, Medien etc. sozusagen in eine Spielverderberecke gedrängt und 
antieuropäischen Verhaltens bezichtigt werden. Da die Beweggründe der fünf Verweigerer 
verständlich und respektabel sind, nämlich die Angst vor negativer Vorbildwirkung der 
kosovarischen Sezessionisten auf ethnische Minderheiten daheim, können leichtfertige 
Verdächtigungen und Beschwerden nur zu Unmutsreaktionen innerhalb der EU führen. Spanien 
hat bereits spürbar verärgert verlautet, dass es „auch weiterhin hinter dem Standpunkt steht, das 
Kosovo nicht anzuerkennen, und verlangt ein Übereinkommen der beiden Seiten auf dem Wege 
des Dialogs“. 

Eine ganz wichtige Rolle kommt schließlich Serbien zu. Brüsseler Stimmen, man müsse nun 
„Druck“ auf Serbien ausüben, sind albern: Wenn Serbien an etwas aus Brüssel gewöhnt ist, dann 
ist es politischer Druck (sagte Aleksandr Aleksejew Abteilungsleiter „Balkan“ im russischen 
Außenministerium), und dieses Mittel hat sich längst abgenutzt. Die berüchtigten 
Propagandalügen der Albaner gegen Serbien („Serbien hat 15.000 Kosovo-Albaner getötet und 
über 1 Million vertrieben“) sowie ihre rüde Ablehnung europäischer Vorschläge für konstruktive 
Übergangslösungen („sehr lose Konförderation“) wirken sich letztlich für Serbien aus, denn die 
EU kann die altbekannte Kosovo-Verweigerungshaltung gegenüber Serbien nicht unbegrenzt 
mittragen. Im Frühherbst wird man es genauer wissen, wenn Serbien in der UN-Vollversammlung 
seine neue Kosovo-Resolution einbringt, die zuvor mit der EU so „harmonisiert“ worden ist, dass 
sie Aussicht auf Erfolg haben dürfte.  

Der EU-Annäherungsprozess Serbiens ist so absichtlich verzögert und verschleppt worden, dass 
die EU in Serbien fast schon ausgespielt hat. Ein Junktim zwischen Kosovo-Anerkennung und 
serbischem EU-Beitritt will man in Brüssel gar nicht erst in Erwägung ziehen. Denn damit ist die 
„rote Linie“ bekannt, die man im Umgang mit Belgrad respektieren sollte. Außenminister Vuk 
Jeremic hat sie erst kürzlich in Erinnerung gerufen: „Es wäre sehr gut, die EU-Integration 
Serbiens und das Kosovo getrennt zu halten. Denn was das Kosovo betrifft, so wird Serbien seine 
Politik um keinen Millimeter ändern“. 
  
Serbien dem EU-Beitritt näher als das Kosovo? 
Eine Bemerkung zum Schluss: Derzeit liegen viele Serbien in den Ohren, es solle seine bisherige 
Haltung überdenken, neue Realitäten anerkennen etc. Serbien tut diesen Bedenkenträgern den 
Gefallen, ihr Geschwafel zu überhören: Im Kosovo gäbe es nicht einmal dann eine „neue 
Realität“, wenn die Region ein wirtschaftlicher Garten Eden wäre, wo sie tatsächlich immer mehr 
verelendet. Im Norden grenzt das Kosovo an das südserbische Preschevo-Tal, das mehrheitlich 
von Albanern bewohnt wird und Serbiens Armenhaus ist. In den letzten Monaten tauchte mitunter 
der Plan eines Gebietsaustauschs auf: Mitrovica samt Umgebung zu Serbien – Preschevo-Tal zum 
Kosovo. Offiziell hat nie jemand diesen Vorschlag unterbreitet oder gar akzeptiert, denn niemand 
will zum Kosovo, am wenigsten die Albaner aus dem Preschevo-Tal. Nexhat Behluli, 
Medienunternehmer aus Bujanovac im Preschevo-Tal, erklärte die Gründe: „Die meisten Albaner, 
besonders die unternehmerisch tätigen, glauben, dass Serbien rechtlich und demokratisch weiter 
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entwickelt als das Kosovo, dass hier mehr für Reformen im gesamten System getan wurde und 
Serbien dem EU-Beitritt näher ist als das Kosovo“.       

IRAN

Herrschaft ohne Ordnung
Nach allgemeiner Ansicht ist Ordnung ohne Herrschaft eine angenehme Form 
der Anarchie, in der jeder Teil der Gesellschaft sich um das Gemeinwohl 
bemüht, ohne dass seitens der Regierung Zwang ausgeübt werden muss. Eine 
Herrschaft ohne Ordnung ist hingegen dadurch gekennzeichnet, dass trotz 
Ausübung von Macht keine Ordnung entsteht und die Gesellschaft die 
Regierung nicht akzeptiert. Betrachtet man die gegenwärtige Situation im 
Iran, so scheint letzteres zuzutreffen. Der folgende Beitrag analysiert die 
Gründe für die nicht vorhandene Ordnung im Iran. Um der Komplexität des 
Themas gerecht zu werden, fließen innen- und außenpolitische sowie 
ökonomische Aspekte in die Untersuchung mit ein, da nur so ein vollständiges 
Bild der Situation im Iran wiedergegeben werden kann.

Von Behrooz Abdolvand und Heinrich Schulz
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ass es sich beim Iran 
um eine Herrschaft 
ohne Ordnung handelt, 

zeigt sich einmal mehr in den 
jüngsten Bemühungen der 
iranischen Führung 
hinsichtlich ihrer 
Beziehungen zur iranischen 
Exilgemeinde. Es gibt dafür 
eine neue Behörde, die unter 

Aufsicht des Büroleiters des Präsidenten Mashaie steht. Sie 
ist für die Kommunikation mit im Ausland lebenden 
Iranern zuständig. Für August hat sie zum zweiten Mal 
2000 Exiliraner eingeladen, damit diese in Teheran mit 
iranischen Regierungsvertreternüber die Entwicklung des 
Landes diskutieren. Dabei sollen Möglichkeiten erörtert 
werden, wie das Wissen und die Beziehungen der 
iranischen Exilgemeinde zum Vorteil des Landes zu nutzen 
sind. 
Es drängt sich allerdings der Eindruck auf, dass diese 
Begründung nur vorgeschoben ist. In der iranischen 
Exilgemeinde finden sich zahlreiche Oppositionelle bzw. 
Personen, die aus der Islamischen Republik geflohen sind. 
Die iranische Regierung, die gegenwärtig unter dem Druck 
der internationalen Gemeinschaft steht, möchte sie 
instrumentalisieren und eine scheinbare nationale Einheit demonstrieren. Offensichtlich haben die 
Anhänger der iranischen Führung die Situation noch nicht ausgiebig analysiert und den Ernst der 
Lage nicht verstanden. Die iranische Exilgemeinde ist nicht bereit, für einen scheinbaren 
Nationalkonsens herzuhalten. Eine Kostprobe davon, dass diese Rechnung nicht aufgeht, zeigt ein 
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Treffen von Mashaie mit der iranischen Exilgemeinde in Berlin im März dieses Jahres, im 
Rahmen dessen sich trotz vorhandener Dialogbereitschaft deutliche Diskrepanzen offenbarten. 
Anlass des Treffens waren Gespräche bezüglich der Gründung eines Kulturzentrums, welches 
unter anderem dem Zweck dienen soll, den Kontakt der iranischen Diaspora mit dem Heimatland 
zu ermöglichen bzw. zu vertiefen.

Die iranische Diaspora besteht vor allem aus Vertriebenen 

Der Grund für das stetige Bemühen um einen kontinuierlichen Dialog mit den aufgeschlossenen 
Teilen der iranischen Diaspora seitens der iranischen Regierung liegt auf der Hand. Teheran hat 
registriert, dass andere Staaten den Dialog mit ihrer jeweiligen Diaspora suchen, damit sich diese 
im Ausland für die Interessen des Heimatlandes einsetzt und verteidigt, wie es beispielsweise die 
armenische oder israelische Diaspora tun. Im Gegensatz zu anderen Staaten ist die iranische 
Regierung in diesem Bemühen allerdings nicht sehr erfolgreich, denn die Angehörigen der 
Diaspora anderer Staaten in der Regel mit der politischen Entwicklung im Land weitestgehend 
zufrieden sind, ist beim Iran das Gegenteil der Fall. Die iranische Diaspora besteht zu einem nicht 
unwesentlichen Anteil aus Vertriebenen. Ihre Beziehung bzw. ihre emotionale Bindung zu ihrem 
Heimatland ist insbesondere durch die gegenwärtige Regierung aber auch durch Praktiken der 
vorigen Regierungen seit 30 Jahren gestört. Sie lehnen die Innen- und Außenpolitik der iranischen 
Regierungzumindest partiell oder sogar grundsätzlich ab. 
So nutzten die eingeladenen Iraner besagte Veranstaltung, um massive Kritik gegenüber den 
jüngsten Vorgängen im Iran zu äußern und somit ihr Verständnis von politischer Kultur zu 
offenbaren, ging es doch bei der Veranstaltungum die Gründung eines Kulturzentrums. Sie 
verurteilten die Repression der Bevölkerung, die Unterdrückung von politischen Aktivitäten, die 
Todesfälle während der Demonstrationen und die Todesurteile danach sowie die vermutete 
Vergewaltigung von Festgenommenen. 
Mashaie reduzierte die geäußerten Vorwürfe auf den Wahlprozess und auf die 
Auseinandersetzung mit Mussawi und Karubi, bzw. auf Anschuldigungen gegen die grüne 
Bewegung im Allgemeinen, obwohl diese nur am Rande von den Kritikern erwähnt worden war. 
Diese Kritik und die Reaktion von Mashaie deuten darauf hin, dass die Diaspora trotz der 
Bereitschaft zum Dialog mit der iranischen Regierung, eine komplett andere Auffassung von 
politischer Kultur als die iranische Regierung hat. Anscheinend sind die Angehörigen der 
iranischen Diaspora in der eigenen Heimat fremd. Sie finden heute im Ausland ihr kulturelles 
Zuhause, was allerdings nicht notwendigerweise bedeutet, dass dies in der „neuen Wahlheimat“ 
auch immer so verstanden wird. 
Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang beispielsweise die Berichterstattung ausländischer 
Medien über besagte Veranstaltung, wie die des vom US-Kongress finanzierten und in Prag 
ansässigen Radio Farda, das Exiliraner zur Zielgruppe hat. Der Sender berichtete lediglich über 
die Äußerungen Mashaies bezüglich Israel, obwohl das eigentliche spannende Statement des 
Abends von Mashaie die Vorgänge im Iran selbst zum Gegenstand hatte.

Dem Ansehen von Ahmadinedschad sollte geschadet werden

Hierzu ließ er verlauten, dass Ahmadinedschad mit der Vorgehensweise gegenüber den 
Demonstranten nicht einverstanden sei und er auch nicht glaube, dass der Einsatz von exzessiver 
Gewalt seitens der Sittenpolizei gegenüber Frauen bzw. Gewalt gegenüber Studenten notwendig 
sei. Ahmadinedschad habe nicht die notwendige Macht über die verantwortlichen Instanzen. 
Mashaie beschuldigte diese „Instanzen“ durch ihr überhartes Vorgehen, dem Ansehen von 
Präsident Ahmadinedschad schaden zu wollen. 
Die jüngsten Vorgänge im Land scheinen diese Behauptung zumindest teilweise zu stützen. 
Ungeachtet von seinen sonstigen Äußerungen zur Außenpolitik oder ähnlichem sprach sich 
Präsident Ahmadinedschad in den letzten Wochen wiederholt gegen das harte Vorgehen der 
Sittenpolizei gegenüber Frauen aus, die nicht „angemessen“ gekleidet oder verschleiert waren und 
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befahl ihr sogar, dieses Vorgehen zu unterlassen, womit er vermutlich Sympathien in den jüngeren 
Bevölkerungsschichten für sich gewinnen wollte. Sein Befehl blieb allerdings ohne Wirkung, da 
die Großajatollahs im Freitagsgebet diesen für null und nichtig erklärten. So wird deutlich, dass 
Ahmadinedschad tatsächlich keine Kontrolle über die Gewaltorgane hat, die eigentlich unter 
seiner Aufsicht stehen sollten. 
Im Vorfeld von Veranstaltungen der iranischen Botschaft gibt es seitens der Exilopposition häufig 
Proteste. Die Teilnehmer solcher Veranstaltungen werden ob ihres Zusammentreffens mit 
iranischen Regierungsvertretern verurteilt oder als Handlanger der Islamischen Republik 
verunglimpft, anstatt sie als besorgte Staatsbürger zu sehen, die nach pragmatischen Lösungen für 
die politischen Probleme des Landes suchen.

Gelegenheit um offen Kritik zu üben
Bemerkenswert war im Rahmen dieser Zusammenkunft, dass die Teilnehmer selbst während und 
nach der Veranstaltung die Gelegenheit nutzten, um offen Kritik an der Situation im Iran zu üben. 
Sowohl die Botschaftsangehörigen als auch Mashaie setzten sich den Vorwürfen geduldig aus. Es 
herrschte Respekt gegenüber der anderen Seite und man versuchte im gegenseitigen 
Einvernehmen zu diskutieren. 
Man fühlte sich erinnert an ein Zitat des Ex-Bundeskanzlers Willy Brandt, der einst sagte: „Mit 
meinen Freunden brauche ich nicht zu verhandeln, verhandeln tue ich mit meinen Gegnern. Mit 
meinen Freunden gehe ich einen trinken.“Die Frage ist also nicht mehr, ob man sich mit den 
Vertretern dieses Systems treffen kann, um zu diskutieren, sondern ob es die politische Lage 
erlaubt auf solche Kontakte zu verzichten. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang der 
Umstand, dass die Mehrheit der Botschaftsangehörigen bei den letzten Wahlen die grüne 
Bewegung Mussawis gewählt hat. Dies in Verbindung mit der geschilderten Bereitschaft, sich mit 
kritischen Stimmen zur Lage im Iran auseinanderzusetzen, legt den Schluss nahe, dass große Teile 
der iranischen Elite der Situation im Land selbst kritisch gegenüberstehen, sich aber bedingt durch 
die mit den Jahren gewachsene Abhängigkeit nicht offen äußern können. Das Gleiche war in der 
Sowjet-Union zu beobachten. 

Viele „Spätdemokraten“ waren Teil des 
Unterdrückungsapparats
Es wird deutlich, dass mit allen Parteien dieses Systems ein konstruktiver Dialog geführt werden 
muss, ganz gleich ob der jeweilige Ansprechpartner zur grünen Bewegung oder zum gegnerischen 
Lager gehört. Bei gründlicher Analyse der Situation im Iran wird deutlich, dass viele 
„Spätdemokraten“, die sich jetzt der grünen Bewegung zugehörig fühlen, Teil des 
Unterdrückungsapparates in den ersten zwei Dekaden der Islamischen Republik waren und ihre 
politisch motivierten kriminellen Machenschaften gegenüber denen der heutigen Machthaber in 
nichts nachstehen. 
Von diesen „Spätdemokraten“, Mussawi inklusive, wird erwartet, dass sie eine Rolle wie die des 
ehemaligen südafrikanischen Präsidenten de Klerk übernehmen. Man könne ihnen sogar den 
Nobelpreis verleihen, basierend auf dem Motto:„Seelig sind die, die Frieden stiften.“ 
Aber um die zarte Pflanze der Demokratie im Lande gedeihen zu lassen, darf nicht vergessen 
werden, dass die „Spätdemokraten“ auch an den Schandtaten in den ersten Jahren der Islamischen 
Republik maßgeblich beteiligt waren. Die gegenwärtige Unterdrückung im Iran  steht in 
Kontinuität mit der jüngeren iranischen Geschichte, lediglich mit dem Unterschied, dass sich die 
handelnden Personen von damals jetzt als Reformer betrachten und ihre Hände in Unschuld 
waschen. Sie tun sich immer noch schwer offen zuzugeben, dass es nicht reicht die Taten heutiger 
Machthaber zu verurteilen, sondern dass am Anfang eine kritische Auseinandersetzung mit der 
eigenen Person stehen muss, will man als glaubwürdiger Demokrat anerkannt werden.
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Es handelt sich nicht um „Fehler“, sondern um Verbrechen
Darüber hinaus ist es notwendig, dass auch die europäische proisraelische Friedensbewegung 
nicht mit zweierlei Maß misst und von der iranischen Bevölkerung verlangt, die Taten der 
Protagonisten der grünen Bewegung einfach zu vergessen, nur weil diese vorgeben, sich zur 
Demokratie zu bekennen und in ihren Äußerungen gegenüber Israel zurückhaltender sind. Erinnert 
sei in diesem Zusammenhang auch an den ehemaligen österreichischen Präsidenten und UNO-
Generalsekretär Kurt Waldheim. Seine Taten während des 2. Weltkriegs wurden im Rahmen 
seiner Präsidentschaftskandidatur aufgearbeitet und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, 
woraufhin eine gesellschaftliche Diskussion um seine Person losgetreten wurde. Auch Mussawi 
und seine Gefolgschaft müssen sich ihrer Vergangenheit stellen, handelte es sich bei ihren Taten 
doch nicht um politische Fehler sondern um politische Verbrechen. So kann von der iranischen 
Bevölkerung seitens der proisraelischen Friedensbewegung nicht verlangt werden, dass die 
Verbrechen der Vergangenheit im wahrsten Sinne des Wortes totgeschwiegen werden. Stattdessen 
gilt es sie aufzuarbeiten, wie jedes Verbrechen der Menschheitsgeschichte aufgearbeitet werden 
muss, damit es sich nicht wiederholt. 
Die folgende Analyse wird verdeutlichen, dass die Anführer der grünen Bewegung nicht so 
unschuldig sind, wie sie gerne wahrgenommen werden wollen. Sie müssen sich offen über die 
Gretchenfragen der iranischen Innen- und Außenpolitik äußern. Dazu gehören beispielsweise das 
Existenzrecht Israels, die Atomfrage, der Umgang mit religiösen Minderheiten (z.B. der Bahai) 
oder die Vorstellungen bezüglich der ökonomischen Zukunft des Landes. In Bezug auf die 
Nutznießer der geplanten Privatisierung ist zu klären, wie groß die Unterschiede zwischen grüner 
Bewegung und der herrschenden Elite sind. Erst dann weiß man, ob es sich lohnen würde Erstere 
bedingungslos zu unterstützen. Wobei hier natürlich zwischen den Anführern und den Studenten 
sowie Demonstranten auf der Straße differenziert werden muss.  
Letzteren gebührt voller Respekt für ihren Mut, sich gegen das Regime aufzulehnen. Darüber 
hinaus darf man konservative Kräfte bedingt durch ihre gesellschaftlichen Wurzeln nicht 
ignorieren, repräsentieren sie schätzungsweise doch noch einen großen Anteil der iranischen 
Bevölkerung. Des Weiteren deuten die Demonstrationen der Opposition aber auch der Regierung 
daraufhin, dass sich eine Spaltung der gesamten Gesellschaft quer durch alle Schichten vollzogen 
hat.

Der Feind meines Feindes ist nicht mein Freund

In der Schwarz-Weiß-Darstellung der Gegner der Islamischen Republik taucht immer wieder der 
Vorwurf auf, dass jeder, der mit Angehörigen dieser Regierung Kontakt aufnimmt, unbedingt dem 
feindlichen Lager zugeschrieben werden muss, wohingegen im Umkehrschluss angenommen 
wird, dass jeder, der sich mit den Gegnern solidarisiert zum eigenen Lager gehört. Doch wie sieht 
es in der Realität aus? 
Ein kurzer Blick in die Geschichte des Irans macht deutlich, dass die Anführer der grünen 
Bewegung keineswegs eine weiße Weste haben.1988 wurden tausende Iraner im Gefängnis Ewin 
hingerichtet und in Massengräbern in Khawaran, einem Vorort im Südosten Teherans, begraben. 
Dies geschah nach einer Rede(sie ist auf YouTube abrufbar) des verstorbenen Revolutionsführers 
Khomeini, in dessen Rahmen er zu einer radikalen Verjüngung und Islamisierung aufrief. Er 
zitierte in diesem Zusammenhang auch Überlieferungen des Propheten Mohammedund 
legitimierte mit deren Hilfe seinen Befehl, hart gegen inhaftierte Andersdenkende vorzugehen, die 
auf ihren Standpunkten und Positionen beharrten. Tausende Gefängnisinsassen wurden daraufhin 
hingerichtet, obwohl sie nach der Verfassung, basierend auf ihren Grundrechten nicht hätten 
verhaftet werden dürfen, doch ob der ungerechtfertigten islamischen Gesetzgebung zu 
mehrjährigen Gefängnisstrafen verurteilt wurden.  
Die Protagonisten der grünen Bewegung, Mussawi, Rafsanjani, Rezai und Karubi gehörten zu den 
einflussreichsten Politikern in den Jahren nach der Revolution und auch noch 1988, als die 
Hinrichtungen durch Ajatollah Khomeini angeordnet wurden. Mussawi fungierte als 
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Premierminister, Rezai war oberster Revolutionsgardist, Rafsanjani Parlamentspräsident und 
Karubi der Vizepräsident des Parlamentes. Sie alle standen Ajatollah Khomeini nahe und sie alle 
tragen für den oben erwähnten Massenmord zumindest indirekt die Verantwortung, wie auch für 
die intellektuelle und kulturelle Repression, die durch sie initiiert wurde und bis in die Gegenwart 
anhält.

Man hätte damals protestieren sollen

Mussawi bestreitet jedwede Verantwortung für die damaligen Geschehnisse, da er sie nicht 
angeordnet habe, ihm wird allerdings in diesem Zusammenhang vorgeworfen, dass er sie in seiner 
Funktion als Premierminister nicht zumindest missbilligte. Einer seiner damaligen und heutigen 
Mitarbeiter, Mohammed Atrianfar, rechtfertigt das Verhalten Mussawis mit der verniedlichenden 
Aussage „Freunde, zu Beginn der Revolution waren wir alle wie Ahmadinedschad. Aber wir 
haben unseren Weg und unser Verhalten geändert." 
Ein anderer Weggefährte Mussawis, Tadschzadeh, der die Repressionen am eigenen Leib erfahren 
hat und eigentlich im Gefängnis sitzt, erklärte vor kurzem in einem Interview, das er während 
eines Hafturlaubs geben konnte, dass man damals gegen die Hinrichtungen in Khawaran hätte 
protestieren sollen. Das seinerzeitige Schweigen sei ein Grund für die gegenwärtige Situation im 
Iran. Diese Äußerungen haben eine landesweite Debatte verursacht.  
Auch Reformer wie Mussawi müssen endlich diese Courage zeigen und dementsprechend 
handeln, um die eigene Glaubwürdigkeit unter Beweis zu stellen. Eines wird in diesem 
Zusammenhang deutlich. Eine Schwarz-Weiß-Darstellung der iranischen gesellschaftlichen 
Verhältnisse wird der Wirklichkeit nicht mal ansatzweise gerecht und sowohl die Regierung als 
auch die Opposition wollen nicht die Verantwortung für historische und aktuelle Vorgänge im 
Land übernehmen. Doch wer trägt sie dann?  Wodurch sind diese Unwissenheit und dieser 
angebliche Unwille zur Gewaltanwendung begründet, die trotzdem geschah und tagtäglich 
geschieht? 

Die Islamische Republik Iran - eine Republik der 
Unschuldigen? 
Die Gründe für derlei Unschuldsbehauptungen sind in der Grundstruktur der Islamischen 
Republik zu suchen. Die jeweiligen Regierungen lehnen die Verantwortung für die Untaten ab und 
möchten das Regierungssystem als solches beibehalten und auch weiterhin in dem gegebenen 
Verfassungsrahmen handeln, wobei Mussawi großzügiger Weise erklärte, dass es in der iranischen 
Verfassung noch ein nicht ausgeschöpftes Reservoir für eine Demokratisierung der Gesellschaft 
gäbe. Ahmadinedschad geht sogar so weit zu behaupten, dass es im Iran die am besten 
funktionierende Demokratie weltweit gäbe.  
Grundsätzlich wollen also alle an dem bestehenden System festhalten, lediglich in der Art der 
Ausübung offenbaren sich Diskrepanzen. In der Verfassung ist festgelegt, dass der 
Revolutionsführer der Oberbefehlshaber aller Gewaltorgane ist. Er ernennt alle Befehlshaber, wie 
beispielsweise der Armee, der Revolutionswächtereinheiten, der Luftwaffe, der Marine sowie der 
Landespolizei. Gleiches gilt für die Ernennung der Leiter des Informationsministeriums 
(Geheimdienst), des Innenministeriums und der Justizbehörde, wobei es sich in der Regel um 
Geistliche im Rang von Ajatollahs handelt, die Fatwas aussprechen dürfen. Ob der internen 
Machtverteilung, wie von der Verfassung vorgesehen, ist es so, dass die Regierungschefs nicht 
direkt für Repressionen verantwortlich gemacht werden können, dafür aber sehr wohl die 
Revolutionsführer.  
Auf Grund dieses Umstandes bestreitet Mussawi seine Verantwortung für die Ereignisse von 
1988, wie auch gegenwärtig Ahmadinedschad jedwede Verantwortung für die gegenwärtigen 
Gewaltexzesse ablehnt und darüber hinaus erklärt, er sei damit nicht einverstanden.Trotzdem 
können beide zur Verantwortung gezogen werden. Schließlich hätten beide zurücktreten können, 
um ihrem Protest Ausdruck zu verleihen, wie es beispielsweise damals Ajatollah Montazeri tat, 
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doch stattdessen regierten bzw. regieren sie weiter, ohne jedoch Verantwortung für die Vorgänge 
im Land übernehmenzu wollen.  
Mussawi ließ wiederholt verlautbaren, dass er die Verwirklichung von demokratischen Rechten 
nur im Rahmen der Verfassung anstrebe. Fraglich ist allerdings, warum er dies nicht bereits 
während seiner achtjährigen Amtszeit als Premierminister tat. Fraglich ist auch, wie er, sollte er 
tatsächlich zum Präsidenten gewählt werden, die Gewaltorgane unter seine Kontrolle bringen will. 
Dafür bietet die Verfassung, an der er festhalten will, keinen Spielraum.Es wird deutlich, dass 
beide Parteien grundsätzliche Veränderungen im Sinne der Bevölkerung nicht anstreben. Dies 
lässt sich auch an den Positionen der beteiligten Akteure zum Umgang mit Israel, zu 
Menschenrechtsfragen oder zum Atomprogramm ablesen.

Die Israel-Frage
Menschenrechtsorganisationen und die westliche Öffentlichkeit reagieren stets zu recht empört, 
wenn Ahmadinedschad zum wiederholten Male in einer seiner Reden das Existenzrecht Israels in 
Frage stellt und den Holocaust leugnet. Von Mussawi und der grünen Bewegung erhofft man sich 
hingegen, dass ein neues Kapitel im Nah-Ost-Konflikt aufgeschlagen und der Friedensprozess 
vorangetrieben wird. Allerdings erklärte die Reformbewegung, dass sie zu einer Anerkennung des 
Existenzrechtes Israels nicht bereit sei. Dennoch stellte Mussawi im Gegensatz zu 
Ahmadinedschad klar, dass er den Massenmord an den Juden durch die Nationalsozialisten als 
historische Tatsache anerkenne und verurteile, wie auf der Webseite der Süddeutschen Zeitung 
nachzulesen war. Während der Amtszeit Mussawis als Premierminister war der erste 
Innenminister Ali Akbar Mohtaschami, ein Anwalt des Revolutionsexports in der jungen 
Islamischen Republik, Botschafter in Syrien und Begründer der libanesischen Hisbollah-
Bewegung. Darüber hinaus fungiert er jetzt als Wahlbüroleiter von Mussawi. Bis Anfang April 
2010 war Mohtaschami sogar Generalsekretär der Kommission zur Unterstützung des 
palästinensischen Widerstandes, zu der auch Khaled Meshaal (Hamas) sowie Hassan Nasrallah 
(Hizbollah) gehören. Seine Absetzung durch Ahmadinedschad wurde durch mangelnde 
Radikalität begründet, der wahre Grund dürfte allerdings in seiner Zugehörigkeit zum Mussawi-
Lager liegen. 
Somit ist nicht zu erwarten, dass Mussawi eine andere Israel-Politik als Ahmadinedschad 
betreiben würde. Selbst wenn beide einen anderen Kurs gegenüber Israel einschlagen wollten, 
stießen sie auf Widerstand der Revolutionsführer, denn letztere bestimmen nach der iranischen 
Verfassung die Leitlinien der Außenpolitik. Syrien, die Hisbollah und die Hamas sind noch immer 
strategische Partner des Iran und werden von ihm unterstützt. Begründet wird die Unterstützung 
mit der Besetzung Jerusalems durch Israel und solange diese anhält, wird sich die Islamische 
Republik verpflichtet fühlen, weiter gegen Israel zu kämpfen, unabhängig davon, wer an der 
Macht ist.

Eine andere Israel-Politik ist nicht zu erwarten

Wenn in drei Jahren die Regierungszeit Ahmadinedschads abgelaufen ist oder gar Mussawi zum 
Präsidenten gewählt wird und sich der Westen die Frage stellt, ob im Anschluss basierend auf der 
gegenwärtigen Verfassung mit einer anderen Israel-Politik zu rechnen sei, so lautet die Antwort 
nein. Denn wie bereits erwähnt bestimmt nicht der Präsident sondern der Revolutionsführer die 
Leitlinien der Außenpolitik.  
Der Spielraum des Revolutionsführers ist in diesem Zusammenhang allerdings auch sehr begrenzt. 
Er bezieht seine Legitimität aus dem Schiitentum und aus Gründen der Staatsräson kann der 
Revolutionsführer keine Zugeständnisse in der Jerusalem-Frage machen. Solange also die 
Verfassung nicht grundlegend geändert worden ist, wird es keine Fortschritte hinsichtlich der 
iranisch-israelischen Beziehungen geben.  
Dass der Iran durchaus in der Lage ist eine pragmatische Außenpolitik zu verfolgen, zeigt jedoch 
das Beispiel Armenien. Armenien hat im Berg-Karabach-Konflikt Aserbaidschan angegriffen, ein 
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muslimisches Land mit überwiegend schiitischer Bevölkerung. Es hält nach wie vor rund 20 
Prozent des aserbaidschanischen Territoriums besetzt. Die aserbaidschanische Bevölkerung wurde 
aus diesen Gebieten vertrieben. Und dennoch genießt Armenien die Unterstützung des Irans. 
Beide Staaten unterhalten gute Beziehungen und Armenien wird sogar durch den Iran mit Öl, Gas 
und Nahrungsmitteln versorgt. Warum sollte nicht also eines Tages auch gegenüber Israel eine 
pragmatische Außenpolitik des Iran möglich sein?

Die Atomfrage

Die westliche Öffentlichkeit hofft, dass Mussawi, so er denn an die Macht käme, eine neue 
Atompolitik betreiben würde. Nach der Wiederwahl von Ahmadinedschad hat sich der Iran im 
Rahmen der Verhandlungen über sein Nuklearprogramm dazu bereit erklärt, auf die Anreicherung 
von 20 prozentigem Uran zu verzichten und sich dieses statt dessen für den Reaktor in Teheran 
liefern zu lassen. Dieses Angebot der Regierung Ahmadinedschad stieß auf Widerstand von 
Mussawi, da es nach seiner Auffassung einen Verrat an den Leistungen iranischer Wissenschaftler 
bedeuten würde, woraufhin die iranische Regierung ihr Angebot zurückzog, um nicht 
innenpolitischem Druck ausgesetzt zu sein. Nichtsdestotrotz ließ Mussawi verlautbaren, dass er 
über das iranische Atomprogramm mit „voller Transparenz“ mit sich reden lasse, stellte aber 
gleichzeitig klar, dass er die Uran-Anreicherung ebenso wenig einstellen lassen würde, wie der 
jetzige Präsident. „Kein Mensch im Iran würde das akzeptieren“, so Mussawi.

Die Menschenrechtsfrage
Wie bereits geschildert, gab es während der Amtszeit Mussawis als Premierminister in den 80er 
Jahren massive Menschenrechtsverletzungen im Iran. Auch während der Amtszeit seines 
Nachfolgers Rafsanjani wurde gegen Oppositionelle vorgegangen, und das auch im Ausland. So 
gab es beispielsweise einen Bombenanschlag auf eine Synagoge der jüdischen Gemeinde in 
Argentinien. Darüber hinaus wurden Vertreter der Oppositionsparteien durch Anschläge in Berlin, 
Wien, Hamburg und Paris umgebracht.  
Auch unter Khatami setzten sich die Menschenrechtsverletzungen fort. Journalisten, Schriftsteller 
und Politiker der Opposition wurden verhaftet oder sogar umgebracht, wie beispielsweise der 
Oppositionelle Foruhar und seine Frau, die mit hunderten Messerstichen in der eigenen Wohnung 
ermordet wurden. Auch die damalige gewalttätige Unterdrückung von Studentenprotesten zeigt, 
dass Khatami nicht in der Lage war, die Gewalt einzudämmen. 
Gegenwärtig wird die Weltöffentlichkeit Zeuge der beispielslosen Unterdrückung von 
Demonstranten, Journalisten und Studenten im Iran. Sie werden mit verschiedensten Verboten 
konfrontiert, Medien werden geschlossen, Studenten und Professoren werden aus den 
Universitäten rausgeschmissen und zu Gefängnisstrafen oder sogar zum Tod verurteilt. Iranische 
Studenten im Ausland werden angehalten „in die Arme des Islams zurückzukehren, statt auf dem 
Schoß des Imperialismus zu verharren.“ Ebenso wie Khatami damals, könnten auch Mussawi und 
Ahmadinedschad, selbst wenn er tatsächlich wollte, die aktuelle gewalttätige Eskalation nicht 
verhindern, da sie wie gesagt keine direkte Befehlsgewalt gegenüber den Gewaltorganen haben.

Worauf basiert die Unschuldsrepublik Iran?

Dass man sich in diesem Zusammenhang nicht zu viel von einem Regierungswechsel versprechen 
sollte, verdeutlicht ein kurzer Blick in die Vergangenheit. Während des besagten Massakers von 
Ewin waren Pourmohammadi und Edschaie in ihrer Funktion als oberste Richter verantwortlich. 
Heute ist Pourmohammadi Leiter der obersten Aufsichtsbehörde (sie kontrolliert die 
Geheimdienste) und Edschaie oberster Staatsanwalt. Falls Mussawi gewählt werden würde, 
könnte er sie nicht absetzen, wie er es auch damals nicht konnte und wollte, weil sie im Auftrag 
des damaligen Revolutionsführers Khomeini handelten. Es ist nicht etwa der Premierminister oder 
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Präsident, der über die Besetzung solcher Stellen entscheidet, sondern der Revolutionsführer. 
Es wäre allerdings zu einfach nun zu glauben, die Revolutionsführer würden sich zu ihrer 
Verantwortung bekennen. Sie sehen sich als Stellvertreter des verborgenen Imams Mahdi und 
handeln in seinem Namen, so dass auch die Revolutionsführer eine persönliche Verantwortung 
ihrer Taten ablehnen. Letztendlich ist also niemand in der Islamischen Republik für die 
Geschehnisse im Land verantwortlich oder gar schuldig. Doch worauf basiert diese 
Unschuldsrepublik?

Wo die Wurzeln allen Übels liegen
Die Wurzeln allen Übels liegen in der Anfangsphase der Islamischen Republik. Die iranische 
Bevölkerung wollte der Macht des Schahs ein Ende setzen, gleichzeitig versprach Ajatollah 
Khomeini, damals noch im Exil, die Wiederherstellung der islamischen Gesetzgebung, die 
Gleichheit aller Menschen auf Grundlage des Begründers des Schiitentums Ali und eine politische 
Struktur, in der ein demokratisches System verwirklicht werden kann. 
Nachdem Khomeini die Macht übernommen hatte, etablierte er hingegen eine Machtstruktur in 
der Fachwissen und Kompetenz dem Glauben untergeordnet sind. Es dürfen nur gläubige und dem 
Islam gegenüber loyale Moslems Macht ausüben. Auf Basis der neu geschaffenen islamischen 
Verfassung wurden Sozialisten, Kommunisten und Liberale verfolgt. Alle, die nicht den 
Ansprüchen des neuen Regimes genügten wurden und werden aus den Machtstrukturen des 
Landes entfernt, wie beispielsweise der erste Präsident Banisad oder Ajatollah Montazeri. Die 
totalitäre Ausprägung des Regimes geht sogar so weit, dass sich politische Gruppierungen, die 
sich ganz deutlich zum Gewaltverzicht bekannt haben und als absolut friedlich einzustufen sind, 
aus Furcht vor der Unterdrückung und Verfolgung durch das Regime vorsorglich selbst auflösen 
bzw. aufgelöst haben. 
Seit der Machtübernahme Khomeinis deutet alles darauf hin, dass der jeweilige Präsident der 
grenzenlosen Macht des Revolutionsführers ausgeliefert ist. Trägt er nicht die Politik des 
Revolutionsführers, muss er damit rechnen aus dem Amt verjagt zu werden, oder er ist wie im Fall 
Khatami zur Regierungsunfähigkeit verdammt. Die Unterschiede zwischen den jeweiligen 
Präsidenten sind also in ihrem Grad an Unterwerfung gegenüber der Macht der Revolutionsführer 
zu suchen. So wie sich Ahmadinedschad gegenwärtig absolut der Macht Ajatollah Khameneis 
unterwirft, so unterwarf sich seiner Zeit Mussawi absolut der Macht Ajatollah Khomeinis. 
Folglich ist die Lösung der Probleme mit dem Iran nicht in einem Demokratiebestreben möglicher 
Präsidenten zu suchen. Es gilt vielmehr das iranische Verfassungssystem zu berücksichtigen, das 
seine Revolutionsführer mit absoluter Macht ausstattet. Falls man also die politischen Strukturen 
im Iran verändern will, setzt dies eine umfassende Reform der Verfassung voraus. 

Khomeini versprach  die Gleichheit aller Menschen 

Die Regierung Khamenei will sich nicht dem Willen der Demonstranten fügen. Zur Durchsetzung 
ihrer Interessen instrumentalisiert sie Fragen von nationaler Bedeutung, wie beispielsweise die 
Debatte um das iranische Atomprogramm oder das Existenzrecht Israels und versucht dadurch 
ihre Gegner zu entmachten. 
Obwohl Ajatollah Khomeini die Gleichheit aller Menschen versprach, wird die Kluft zwischen 
arm und reich immer größer. Im Rentierstaat Iran bereichert sich die Elite auf Kosten der 
Bevölkerung und Korruption ist weit verbreitet im Land. Seit der Revolution hat sich ein 
patrimoniales System etabliert, das vor allem die Interessen bestimmter Gruppierungen 
berücksichtigt. Dies war bereits während der Amtszeit Rafsanjanis der Fall, ist gegenwärtig zu 
beobachten und würde sich auch bei einer etwaigen Wahl Mussawis nicht ändern, nur die 
Profiteure würden anders definiert. Bei näherer Betrachtung der Vorgänge im Iran wird deutlich, 
dass es weniger um Moral oder islamische Gesetze bzw. Prinzipien geht, als vielmehr um die 
Teilhabe am Allokationssystem und um Vetternwirtschaft.
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Eine Republik in moralischer Krise 
Einmal jährlich, am 12. Tag des Frühlings, wird im Iran der Tag des Referendums über die 
Abschaffung der Monarchie und die Gründung der Islamischen Republik gefeiert. Ajatollah 
Khomeini nannte diesen Tag den Tag der Beseitigung satanischer Kräfte bzw. den Tag des Sieges 
Gottes und seiner Gläubigen. Die neue Führung propagierte die Beseitigung von Armut und bezog 
sich hierbei auf Überlieferungen des Gründers des Schiitentums Ali. Ferner versprach die neue 
Regierung gegen Korruption vorzugehen und führte eine Verfassung ein, die alle Lebensbereiche 
regeln soll. So ist der Verzehr von alkoholischen Getränken verboten, auf Prostitution droht die 
Todesstrafe, Diebstahl soll auf Basis der Scharia bestraft werden etc. 
Gegenwärtig scheint sich die Islamische Republik Iran jedoch in einer moralischen Sackgasse zu 
befinden. Die Diskrepanz zwischen arm und reich im Land hat stark zugenommen und die Elite, 
die sich in Tradition Alis eigentlich dem Gemeinwohl verpflichtet hat, bereichert sich schamlos, 
während weite Teile der Bevölkerung in beispielloser Armut leben. Die jüngsten Debatten im 
iranischen Parlament sowie zwischen dem Parlament und der iranischen Regierung waren von 
gegenseitigen Anschuldigungen geprägt. Insbesondere Vizepräsident Rahimi wird der 
Vetternwirtschaft und krimineller Machenschaften beschuldigt. Die Regierung hingegen wirft dem 
Parlament vor, lediglich Lobbyarbeit zu Gunsten von Geschäftemachern zu betreiben. 

Privilegien für gläubige Anhänger der Revolution

Es macht in diesem Zusammenhang keinen Unterschied welche politische Gruppierung regiert, 
genauso wenig ist es eine Frage von Korruptionsbekämpfung. Die Ursache liegt in einem 
fehlenden Check- und Balance-Mechanismus, der nach der Revolution von Anfang ignoriert und 
vernachlässigt worden ist und in den Rahmenbedingungen der iranischen Ökonomie. In ihr ist es 
nur den gläubigen Anhängern der Revolution gestattet, wirtschaftliche Aktivitäten auszuüben, die 
wiederum durch günstige Kredite des nationalen Bankensystems oder durch die unkontrollierte 
Verteilung der heiligen Schreine und Boniade finanziert werden.  
Es ist in der Tat so, dass die bisherigen Regierungen, unabhängig davon aus welchen politischen 
Flügeln sie bestanden, immer Vetternwirtschaft auf Kosten des Staates betrieben und die eigene 
Anhängerschaft begünstigt haben. Dies ist von der obersten Etage der Entscheidungsträger bis in 
die unteren Schichten der politischen Struktur nachweisbar. Genau wie die Elite vor der 
Revolution, schützt die neue Elite ihr Vermögen in Auslandskonten.  
Auf der Webseite des Fernsehsenders CNN befindet sich eine Liste über Konten von 
verschiedenen Personen der Islamischen Republik, in denen Milliarden von Dollars deponiert 
worden sind. So wurde beispielsweise bekannt, dass Moshtaba Khamenei (ein Sohn des 
gegenwärtigen Revolutionsführers) in England ein Privatkonto mit einem Volumen von 1,6 
Milliarden Dollar unterhielt. Auf der Liste sind auch die Namen der Familien Rafsanjani, 
Ahmadinedschad etc. zu finden. Dies geschieht in einer Gesellschaft, in der nach Angaben des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 60 Prozent der Bevölkerung unter der Armutsgrenze lebt, 
während die Revolutionäre der ersten Stunde zu den Multimilliardären der Welt gehören. 
Konfrontiert mit solchen Nachrichten, begnügen sich die Kleriker und die Regierung mit 
Dementis. Anstatt ein transparentes System zu etablieren, das ermöglicht Korruption zu 
verhindern und zu bekämpfen, scheinen die Revolutionäre der ersten Stunde den Iran als erobertes 
Land durch den Islam zu betrachten, dass nun verteilt werden soll. All jene, die nicht zum harten 
Kern der systemtreuen Gläubigen gehören, sind Außenstehende und nach den islamischen 
Gesetzen können und dürfen sie nicht Gleichbehandlung in der islamischen Gesellschaft 
verlangen. Nach dem Ranking der Organisation Transparency International belegt der Iran den 
168. Rang von 180 Ländern und ist somit einer der korruptesten Staaten weltweit. 
Darüber hinaus ist das Ausmaß der ausufernden Prostitution in allen Städten des Landes sichtbar 
und auch was den Alkoholgenuss betrifft, übt man alles andere als Verzicht. So wurde bekannt, 
dass im Rahmen des iranischen Neujahrsfestes binnen zwei Wochen 5.000 Liter Alkohol in der 
nördlichen Provinz Mazandaran von der Polizei konfisziert worden sind, wobei die Dunkelziffer 
weit höher liegen dürfte.  
So wird klar, dass sich die Islamische Republik ob ihrer selbst gestellten Normen in einer 

Page 28 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



Sackgasse befindet. Konfrontiert man die Anhänger dieses Systems mit der Realität und fragt, was 
aus den Normen, insbesondere was aus der Gleichheit und der Gerechtigkeit nach Ali, dem ersten 
Imam der Schiiten, geworden ist, wird entgegnet, dass das System trotz aller Widrigkeiten immer 
noch das Beste sei. Zweifellos trifft das für jene Teile der Bevölkerung zu, die das System zu 
ihren Gunsten mittels Vetternwirtschaft und Selbstbedienung bestens auszunutzen verstehen. 
So mancher Oppositioneller glaubt, dass die westliche Wertegemeinschaft ein gutes Vorbild sei. 
Bei näherer Betrachtung stellt sich allerdings heraus, dass dies nicht notwendigerweise zutrifft. 
Auf falschen Vorstellungen und eigenen Lügen basierend sucht die westliche Wertegemeinschaft 
keinen Partner sondern Marionetten, wie beispielsweise in Afghanistan.

Westliche Wertegemeinschaft oder Fata Morgana der 
Demokratie 
Volker Perthes, Leiter der Stiftung Wissenschaft und Politik, erklärte in einem Interview mit der 
persisch sprachigen Deutschen Welle am 30. März 2010, dass man nachdem Ahmadinedschad 
erstmals zum Präsidenten gewählt wurde, auf konstruktive Verhandlungen im Anschluss gehofft 
habe, da die Erfahrung gezeigt habe, dass man mit konservativen Kräften (in diesem Fall 
Ahmadinedschad) besser verhandeln könne. Er sei ferner der Auffassung, dass diese Hoffnung 
enttäuscht wurde, weil Ahmadinedschad innenpolitisch die Hände gebunden waren. Es drängt sich 
der Eindruck auf, dass Ahmadinedschad erst zur Persona non grata erklärt wurde, nachdem der 
Westen erkannte, dass er anscheinend nicht zum Verhandlungspartner tauge. 
Die Verbreitung von Demokratie im Nahen Osten bzw.im Iran ist nicht die oberste Priorität der 
westlichen Welt. Die demokratischen Kräfte im Iran können lediglich genutzt werden, indem sie 
als Druckmittel gegen die Islamische Republik eingesetzt werden, um politische und 
wirtschaftliche Konzessionen herauszupressen anstatt die Demokratie voranzutreiben, die mehr 
verspricht als die Lösung der Atomfrage. 
Bei genauerer Betrachtung wird deutlich, dass es dem Westen in Afghanistan, im Irak oder eben 
im Iran nicht um die Verbreitung von Demokratie geht, sondern um die Durchsetzung 
strategischer Interessen. Nach zehn Jahren in Afghanistan ist man bereit sechs südliche Provinzen 
den Taliban zu überlassen unter der Voraussetzung, dass sie neun Basen der US-Armee 
akzeptieren. Selbstverständlich beinhaltet das Angebot auch eine indirekte Regierungsbeteiligung.

Der Westen wird seinen eigenen Werten nicht gerecht

Nimmt man die formalen Werte der Demokratie im Westen als Maßstab, so wird deutlich, dass 
der Westen den eigenen Werten nicht gerecht wird, die er versucht zu verteidigen. Als in den 90er 
Jahren die islamische Opposition unter der Führung von Madani in Algerien die Wahl gewann, 
förderten anschließend westliche Kräfte einen Militärputsch, der das Land in bürgerkriegsähnliche 
Zustände stürzte. Der gewählte Präsident Madani wie auch viele seiner Mitstreiter wurden 
verhaftet und ermordet. Im Gegenzug rächten sich islamische Fundamentalisten und ihre 
Anschläge forderten viele zivile Opfer. 
Die Anerkennung des Putsches durch den Westen zeigte, dass dieser Wahlergebnisse oft nur 
anerkennt, wenn sie im eigenen Interesse sind. Als die Hamas die Wahlen in den palästinensischen 
Autonomiegebieten für sich entscheiden konnte, wurde diese von den westlichen Regierungen  
mit der Begründung, dass es sich bei der Hamas um eine Terrororganisation handele, nicht 
anerkannt. Anschließend wurden der Autonomiebehörde die Gelder gestrichen und Sanktionen 
verhängt, während die Fatah weiter Unterstützung seitens des Westens genoss. Hier zeigt sich 
einmal mehr das beliebige Demokratieverständnis des Westens, handelt es sich bei der Fatah doch 
ebenfalls um eine Gruppierung, die Terroranschläge verübt hat und somit nicht unbedingt die 
Werte der Demokratie verteidigt. In den 70er Jahren führte die Fatah unter der Führung von Arafat 
in Verbindung mit einer Gruppe um George Habash mehrere Terroranschläge durch. Daran 
beteiligt war u. a. auch die Top-Terroristin Leila Khaled. Doch während sie eine Gefängnisstrafe 
in Oslo verbüßte, bekam Arafat eben dort den Friedensnobelpreisüberreicht. 
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Es wird mit zweierlei Maß gemessen
Auch in Afghanistan hat sich gezeigt, dass das westliche Demokratieverständnis auf Interessen 
beruht, wurde mit Karzai doch ein Präsident etabliert, der durch massive Manipulation und 
Wahlfälschung an die Macht gekommen ist. Während der Westen in Afghanistan darüber hinweg 
sieht, wird die Wahl im Iran zum Gegenstand eines politischen Machtkampfes. Es wird im Westen 
also offensichtlich mit zweierlei Maß gemessen und es wird deutlich, dass die westliche 
Wertegemeinschaft ihre eigenen Werte respektlos behandelt und somit die eigene 
Glaubwürdigkeit leichtfertig aufs Spiel setzt.  
Nicht zuletzt dieses Verhalten ist die Ursache dafür, dass die Demonstranten im Iran, die für ihre 
Freiheit einstehen, von den konservativen Machthabern beschuldigt werden, Handlanger des 
imperialen Westens zu sein. Verschärft wird die Situation noch durch das Versagen der westlichen 
Wertegemeinschaft im Umgang mit islamischen Gesellschaften, wie der Skandal um das 
Gefängnis Abu-Ghraib schonungslos offenbarte.Auch die kontinuierlich hohe Anzahl ziviler 
Opfer, sogenannte Kollateralschäden, im Rahmen von militärischen Operationen in Afghanistan 
und im Irak tragen nicht zur Glaubwürdigkeit des Westens bei. Es ist also kein Wunder, dass man 
im Iran nicht von der Gebundenheit des Westens an Demokratie und Menschenrechte überzeugt 
ist. 
Wenn man die letzten 30 Jahre der Islamischen Republik Revue passieren lässt, werden 
verschiedene Perioden sichtbar. Es gab konservative Regierungen, wie unter Mussawi, die von 
Pragmatismus geprägte Amtszeit von Rafsanjani und die quasi-liberale Amtsperiode von Khatami. 
Gegenwärtig regiert Präsident Ahmadinedschad. Bei der Rückschau wird deutlich, dass alles auf 
Ahmadinedschad reduziert wird, ohne zu berücksichtigen, dass der Westen in seiner Politik 
gegenüber dem Iran keine Unterschiede machte, egal wer gerade Präsident war. Es stellt sich die 
sehr berechtigte Frage, warum der Westen mit dem Iran während der Amtszeit Khatamis keine 
Lösung der Atomfrage fand, obwohl Khatami weite Zugeständnisse gemacht, 
Verhandlungsbereitschaft signalisiert und die Atomindustrie stillgelegt hatte. Anstatt die 
Gelegenheit zu nutzen und den Iran durch Integration einzudämmen, setzte der Westen weiterhin 
auf Druck und Drohungen gegenüber dem Iran und forderte sogar das Studium der Atomphysik 
im Iran zu verbieten.

Was will der Westen wirklich?

Deshalb muss sich der Westen die Frage gefallen lassen, was seine wahren Gründe für die Präsenz 
im Nahen Osten sind oder was man von einer iranischen Regierung, ganz gleich ob konservativ 
oder reformorientiert, erwartet. Im Prinzip erwartet man eine Regierung, die auf Souveränität 
verzichtet und das Problem des Westens mit den Fundamentalisten im Iran besteht gerade darin, 
dass Letztere nicht bereit sind auf ihre Souveränität zu verzichten, während die westliche Welt 
nicht bereit ist eine souveräne Regierung, die nicht die Interessen des Westens vertritt, im Iran 
anzuerkennen. 
Es geht also nicht um Menschenrechte oder die Atomfrage, wie das Beispiel Pakistan verdeutlicht, 
sondern vielmehr um die Frage von politischer Souveränität und dem Aufbau einer eigenen 
Machtdomäne. So toleriert man, dass Pakistan, Indien oder auch Israel im Besitz von Atomwaffen 
sind, weil es für die Balance of Power nützlich ist oder strategische Vorteile bietet. 
Zusammengefasst geht es hier also um die strategischen Interessen des Westens und die 
vermeintlichen westlichen Werte lassen sich darauf reduzieren.

Es geht um die Macht in Eurasien

Die USA und die NATO wollen langfristig im Irak, in Afghanistan und im eben auch im Iran ihre 
Dominanz erweitern, um die Machterweiterung Chinas und Russlands in Eurasien in Grenzen zu 
halten. Iran als ehemaliges Mitglied der CENTO, der nach der Revolution die Organisation 
verlassen hatte, muss sich den westlichen Interessen fügen, unabhängig davon, ob das Land durch 
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eine monarchistische, totalitäre, demokratische oder islamisch-fundamentalistische Regierung 
geführt wird. Aus dieser Perspektive ist es für den Westen nicht relevant, ob ein vermeintlich 
liberal gesinnter Khatami oder ein Fundamentalist im Iran regiert, sondern vielmehr, welcher von 
den Amtsinhabern als Verhandlungspartner in Frage kommt, der darüber hinaus bereit und in der 
Lage ist, seine Versprechen zu halten. 
Realität im Iran ist allerdings, dass dort keine homogenen Strukturen vorhanden sind und somit 
kein einzelner Entscheidungsträger ohne die Zustimmung anderer Organe verhandeln bzw. 
Entscheidungen treffen kann. Unter diesen Umständen sollte man in der westlichen Welt von 
einem iranischen Präsidenten nicht erwarten, dass er Entscheidungen trifft, die die Souveränität 
des Landes einschränken, wie beispielsweise Zugeständnisse in der Atomfrage. Diese würden 
vom gegnerischen politischen Lager schonungslos ausgeschlachtet. 
Andere Länder haben Wege gefunden, sich der Einflussnahme anderer Staaten zu entziehen. Die 
massive Migrationspolitik der chinesischen Regierung führte dazu, dass Hundertausende von 
Hanchinesen in die Provinz Xingjiang umgesiedelt worden sind, ein ähnliches Vorgehen war in 
der Provinz Tibet zu beobachten. In Konsequenz wurde in diesen Provinzen eine Durchmischung 
zu Gunsten der Titularnation durchgeführt. So schützt sich die chinesische Regierung vor der 
Einmischung des Westens in innere Angelegenheiten, was zum Beispiel die Uiguren-Frage 
angeht. 
Russland unterstützt die USA zwar gegenwärtig, indem es seine Infrastruktur für logistische 
Zwecke zur Verfügung stellt, sieht aber gleichzeitig genüsslich dabei zu, wie die USA in 
Afghanistan mehr und mehr in einen Guerillakrieg verwickelt werden. Russland beliefert sogar 
die iranische Regierung mit Waffen bzw. versorgt sie mit Produktionsanlagen und ermöglicht es 
so den Revolutionswächtern, sich auf einen asymmetrischen Krieg vorzubereiten. Sollten die USA 
einen Krieg gegen den Iran vom Zaun brechen, würden die Folgen schmerzhafter sein als 
gegenwärtig im Irak oder in Afghanistan. Falls es nicht zur bewaffneten Auseinandersetzung 
kommt und die Sanktionen ausgeweitet werden, um den Iran in Schach zu halten, hat dies 
Konsequenzen für den Öl- und insbesondere den Gasmarkt. Nutznießer dieser Politik ist vor allem 
Russland, das einen Konkurrenten weniger auf dem europäischen Gasmarkt hat.

Sinn und Unsinn von Sanktionen oder „Make Sure it’s HP“
Es muss allerdings zur Kenntnis genommen werden, dass die iranische Wirtschaft nicht auf Öl 
und Gas reduziert werden kann. Das Bruttosozialprodukt beträgt gegenwärtig rund 900 Milliarden 
US-Dollar, wovon weniger als zehn Prozent auf Öl und Gas entfallen. 
Die bisherigen Sanktionen führten dazu, dass der Iran ein weltumspannendes Netzwerk von 
Firmen aufgebaut hat, die die Bedürfnisse des Landes decken, aber auch gleichzeitig die 
Korruption im Land befördern. 11.000 iranische Firmen sind in den Vereinigten Arabischen 
Emiraten ansässig, 100 in Karatschi und viele weitere in Istanbul, Malaysia, China, Indonesien, 
Europa und Amerika. Sie alle dienen nur dem Zweck, die Sanktionen zu umgehen, wobei die 
Selbstbereicherung iranischer Eliten ein für sie angenehmes Nebenprodukt darstellt. 
Die Sanktionen der westlichen Welt fördern und legitimieren also den Bereicherungsprozess der 
korrupten Elite. Viele Oppositionelle verlangen sogar eine Ausweitung der Sanktionen, ohne das 
globale Netzwerk des Regimes zu berücksichtigen oder zu überschauen. 
Gleichzeitig ist es der Westen selbst, der die verhängten Sanktionen missachtet, wie einige 
Beispiele verdeutlichen. Während sich die deutsche Bundeskanzlerin in der Öffentlichkeit immer 
wieder für die Ausweitung der Sanktionen gegenüber dem Iran ausspricht und die jüngste 
Resolution des Weltsicherheitsrates befürwortet, wurde vor kurzem bekannt, dass eine 
Arbeitsgruppe der Deutsch-Emiratischen Handelskammer gegründet wurde. Die mittlerweile 
aufgelöste Arbeitsgruppe sollte Geschäfte deutscher Unternehmen im Iran über die Emirate 
anbahnen, wie auf der Webseite der Zeitung Die Welt im März dieses Jahres zu lesen war. Es fällt 
sehr schwer zu glauben, dass die deutsche Bundesregierung nichts von der besagten Arbeitsgruppe 
wusste, obwohl sie jedwede Kenntnis darüber abstreitet. 
Um zu zeigen, dass es auch die US-Unternehmen mit den Sanktionen nicht so genau nehmen, 
genügt ein Mausklick auf die Internetseite der iranischen Nachrichtenagentur Tabnak. Hier findet 
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sich Werbung des Unternehmens Hewlett-Packard, in der darauf hingewiesen wird, dass man 
seine Produkte jetzt überall im Iran unter der Web-Adresse „www.hpshopping.ir“ erwerben kann. 
Auch andere US-Unternehmen verkaufen ihre Produkte in den Iran, wie beispielsweise 
Caterpillar, Cisco-Systems oder Ashcroft, von Großkonzernen wie Haliburton etc. ganz zu 
schweigen, die ebenfalls zumindest indirekt im Iran tätig sind.

„Während ausländische Unternehmen für ihre Geschäfte mit 
dem Iran bestraft werden, bekommen US-Unternehmen 
stattdessen lukrative Staatsaufträge“
Nach einem Bericht der New York Times bekamen US-Unternehmen öffentliche Aufträge in 
Höhe von 107 Milliarden US-Dollar, obwohl bekannt ist, dass die jeweiligen Firmen Geschäfte 
mit dem Iran machen. Dass hier mit zweierlei Maß gemessen wird, könnte offensichtlicher nicht 
sein. Während ausländische Unternehmen für ihre Geschäfte mit dem Iran bestraft werden, 
bekommen US-Unternehmen stattdessen lukrative Staatsaufträge. 
Weitere Folge der Sanktionen ist, dass die iranische Rüstungsindustrie zu einem gigantischen 
Sektor gewachsen ist. Rund 75 Prozent der iranischen Wirtschaft ist direkt oder indirekt diesem 
Komplex zuzuordnen. 
Sanktionen verhindern also nicht die militärische Aufrüstung noch stoppen sie das iranische 
Atomprogramm. Sie liefern dem Regime mehr und mehr Gründe jeden Protest unter dem 
Deckmantel der 5. Kolonne des Imperialismus zu unterdrücken. Auch Sanktionen gegen die 
Ölindustrie haben bisher nichts bewirkt. Der Iran hat es in den letzten fünf Jahren verstanden seine 
petrochemische Industrie zu erweitern und umzustellen, so dass er bereit ist, für den Binnenmarkt 
Benzin zu produzieren anstatt es zu importieren. Sanktionen können daher keine Lösung für das 
Iran-Problem sein, sondern es werden nur zusätzliche Probleme dadurch verursacht, die das 
eigentliche Ziel torpedieren. Doch wie könnte eine akzeptable Lösung aussehen?

2.500 Jahre Zivilisationsgeschichte 
Die Lösung der Iran-Frage hat sowohl eine innenpolitische als auch eine außenpolitische 
Dimension. Innenpolitisch müssten alle politischen Gruppierungen nach einer Lösung suchen, die 
auf einen Nationalkonsens hinausläuft. Dieser darf nicht von der Regierung diktiert werden und 
bestehende Verhältnisse perpetuieren, vielmehr muss er Folge eines nationalen 
Entscheidungsprozesses sein. 
Spricht man mit Vertretern der iranischen Regierung, wird man sehr schnell mit der Atomfrage 
konfrontiert. Falls der Iran die Nutzung der Atomenergie für zivile Zwecke anstrebt, kann dieses 
Zugeständnis nicht losgelöst von der Menschenrechtsfrage gemacht werden. Denn nicht nur der 
iranische Staat, auch seine Bürger haben Rechte und es muss ein Ende haben, dass Menschen im 
Iran von der Staatsmacht verfolgt, verhaftet, erschossen oder vergewaltigt werden.  
Dies gilt umso mehr für ein Land, das stolz auf seine 2.500jährige Zivilisationsgeschichte ist. 
Zivilisation zeigt sich aber nicht nur in monumentalen Bauten, es gilt sie Tag für Tag unter 
Beweis zu stellen, gerade im Verhältnis des Staates zu seinen Bürgern, deren Rechte keinesfalls 
unter dem Vorwand der Staatsräson beschnitten werden dürfen. Viele Iraner befinden sich auf der 
Flucht bzw. im Zwangsexil und trotzdem wird von ihnen erwartet ein loyaler Staatsbürger zu sein. 
Der iranische Staat muss anerkennen, dass seine Bürger nicht nur das Recht auf die friedliche 
Nutzung der Atomenergie haben. Vielmehr muss der iranische Staat, wenn er von seinen Bürgern 
Loyalität in Bezug auf die Atomfrage erwartet, die Einhaltung von Menschenrechten 
gewährleisten und zusätzlich anerkennen, dass nicht unbedingt alle Iraner mit der Innen-, Außen- 
und Wirtschaftspolitik des Regimes einverstanden sind.  
Die pluralistische Gesellschaft des Iran besteht nicht nur aus den religiös motivierten Anhängern 
der Regierung. Es gibt zahlreiche Individuen die sich für eine ausgewogene Innen- und 
Außenpolitik einsetzen, die im Einklang mit der Verwirklichung von Menschenrechten steht. Die 
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gegenwärtige iranische Regierung muss auch zur Kenntnis nehmen, dass ihre antiisraelische 
Politik nicht von allen Bürgern getragen wird. Sie muss sich verpflichten, internationale Maßstäbe 
einzuhalten und souveräne Staaten anzuerkennen. Das bedeutet nicht, dass jede Aktion Israels 
unter dem Deckmantel der Souveränität toleriert werden sollte. Auch Israel ist aufgefordert die 
Frage der Menschenrechte in die Regionalpolitik mit einzubeziehen, wenn es nicht weiterhin mit 
seinen Nachbarn in einem dauerhaften Kriegszustand leben will. Die sture Politik Israels führt nur 
dazu, dass sich muslimische Staatsbürger mit ihren totalitären Regierungen solidarisieren, anstatt 
sie in Frage zu stellen, während die liberalen Bürger muslimischer Länder um ihr Leben fürchten 
müssen, wenn sie sich für die Rechte Israels aussprechen. Die jüngsten Ereignisse im Südlibanon 
und im Gaza-Streifen haben gezeigt, dass Israel umdenken muss, da seine auf Militär gestützte 
Politik in der Region keine Zukunft hat. 

Ajatollah Khomeini hat die internationalen Medien als 
Sprachrohr genutzt 
Darüber hinaus kann man nicht alle modernen Kommunikationsmittel und den 
Informationsaustausch im Iran blockieren und von der Bevölkerung verlangen, dass sie 
Bilderbuchmoslems sind, damit sie überhaupt atmen können. In dem Moment, in dem iranische 
Bürger mit ausländischen Medien oder Einrichtungen zusammenarbeiten, werden sie zu Verrätern 
und Handlangern des Imperialismus erklärt. Falls die Nutzung westlicher Medien bzw. 
Infrastruktur der falsche Weg sein soll, warum hat dann Ajatollah Khomeini seinerzeit in Paris die 
internationalen Medien als Sprachrohr genutzt?Wenn es als legitimes Mittel genutzt wurde, um 
eine antimonarchistische Revolution durchzuführen ist es auch jetzt ein legitimes Mittel, um 
gegen die Entrechtung im Land zu kämpfen. 
Wenn sich das System nicht ändert, Druck und Vetternwirtschaftkein Ende haben, wird es 
kollabieren. Erste Anzeichen waren schon zu erkennen. Millionen von Menschen sind auf die 
Straße gegangen, um gegen das Regime zu protestieren, aber auch auf der anderen Seite haben 
sich Millionen Menschen versammelt, um zu zeigen, dass sie dem System loyal gegenüberstehen. 
Die Demonstrationen von Regimegegnern und Befürwortern zeigen, dass sich eine Spaltung der 
iranischen Gesellschaft quer durch alle Schichten vollzogen hat. 

Nationalkonsens aus dem Dialog
Unter diesen Umständen einen Nationalkonsens herbeiführen zu wollen, bedeutet einen Dialog zu 
führen, in dem es neben reden vor allem auch um zuhören gehen muss. Diese Bereitschaft ist im 
Land nicht vorhanden. Gewaltbereite radikale Gruppen verhindern einen gesellschaftlichen Dialog 
und damit einen Nationalkonsens. 
Falls ein friedlicher Systemwechsel vollzogen werden soll, der politisch akzeptable 
Rahmenbedingungen für die iranische Bevölkerung beinhaltet, wird ein neuer De Klerk benötigt. 
Dies kann sogar Mussawi sein, wenn er nicht weiter zu seiner Vergangenheit schweigt und damit 
Zweifel an seiner Integrität aufkommen lässt. Darüber hinaus muss er wirkliche Reformen wagen, 
die den Verfassungsrahmen sprengen, um tatsächlich Veränderungen im Land herbeizuführen. 
Was die westlich Welt betrifft, muss von den Politikern verlangt werden, dass sie den Iran nicht 
auf die Atomfrage reduziert, ist sie doch eine der wenige Fragen, die in der iranischen 
Bevölkerung weitestgehend unumstritten ist. Vielmehr müssen auch Demokratie und 
Menschenrechte ganz oben auf der Agenda stehen, wenn mit dem Iran auf höchster Ebene 
verhandelt wird. 
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Internationale Banken müssen die Konten der Machthaber 
offenlegen

Außerdem reicht es nicht aus, wenn Organisationen wie Transparency International Listen 
herausgeben, die belegen sollen, wie weit die Korruption im Iran verbreitet ist. Stattdessen sind 
die internationalen Banken aufgefordert, die Konten der Machthaber offenzulegen, um der 
iranischen Bevölkerung ganz plastisch zu zeigen, dass ihr Staat von der „islamischen“ Elite 
ausgeplündert wird.  
Die westliche Welt muss des Weiteren glaubhaft machen, dass man mit dem Iran nicht einen 
Verhandlungspartner sucht, der die Interessen des Westens vertritt, sondern einen Partner, der die 
politischen Prinzipen des Westens akzeptiert, wie demokratische Grund- und Menschenrechte, 
dabei aber gleichzeitig nationale Interessen verteidigt. Ein Karzai oder Allawi wäre keine Lösung 
für den Iran.  
Darüber hinaus muss der Westen seine Glaubwürdigkeit unter Beweis stellen. Die tolerierte 
Wahlfälschung in Afghanistan oder die Geschehnisse im irakischen Gefängnis Abu Ghraib haben 
dem Ansehen des Westens massiv geschadet. Welcher iranische Demokrat wünscht sich, dass im 
Iran der gleiche Job wie im Irak erledigt oder eine Marionette wie Karzai etabliert wird?

Ein konventioneller Krieg gegen den Iran ist nicht zu 
gewinnen

Die Fortführung der Politik des Ermahnens und Drohens gegenüber dem Iran ist zum Scheitern 
verurteilt, insbesondere wenn sie zum Ausbruch eines Krieges führen sollte. Ein konventioneller 
Krieg gegen den Iran ist nicht zu gewinnen, er würde nur zu hohen Verlusten bei allen Beteiligten 
führen sowie China und Russland bzw. die Schanghaier Gruppe stärken. 
Afghanistan hat gezeigt, dass eine militärische Auseinandersetzung nicht notwendiger weise 
Erfolg verspricht. Vor nunmehr fast neun Jahren sind die alliierten Truppen in Afghanistan 
einmarschiert, um die Taliban zu vertreiben. Jetzt wird versucht mit den Taliban zu verhandeln. 
Will man den Iran militärisch bezwingen, bliebe als letztes Mittel nur ein atomarer Schlag. 
Entscheidet man sich vernünftigerweise dagegen, bleibt nur den Iran mittels Integration 
einzudämmen und ihm einen Platz an der Seite der westlichen Staatengemeinschaft anzubieten, 
um Probleme auf gleicher Augenhöhe zu verhandeln.

GOLFMONARCHIEN

Integration auf der arabischen Halbinsel
Kurz nach Gründung des Golfkooperationsrates (GKR) 1981 sprach Kuwaits 
Finanzminister Abd al-Latif al-Hamad davon, dass sich die arabischen 
Golfmonarchien in der gleichen Situation befänden wie Deutschland, 
Frankreich, Italien und die Benelux-Staaten am Beginn der europäischen 
Integration. Mag dieser Euphemismus damals wie heute stark übertrieben 
sein, so handelt es sich bei dem GKR doch um eins der wenigen erfolgreichen 
Integrationsprojekte in der arabischen Welt. Im Vergleich zur europäischen 
Integration werden die Gründe für diesen Erfolg, aber auch die Grenzen der 
Zusammenarbeit deutlich.

Von Sören Scholvin
EM 08-10 · 04.08.2010
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u ersten Integrationsbemühungen auf 
der arabischen Halbinsel kam es, als 
die Briten Ende der 1960er ihren 

Rückzug aus allen Gebieten östlich von 
Suez ankündigten und auf spezifische 
Kooperations- und 
Assoziierungsmaßnahmen zwischen den 
im Entstehen begriffenen Staaten der 
arabischen Halbinsel drängten. Bei der 
Gründung der Vereinigten Arabische 
Emirate 1971 zeigte der britische Druck 
Wirkung. Umfassendere Konzepte – 
beispielsweise die vom omanischen 

Sultan Qabus ibn Said und dem kuwaitischen Sheikh Jaber al-
Ahmad al-Sabah vorgeschlagene Golfunion – wurden aber nicht 
umgesetzt. Zwar gab es Kooperationsbestrebungen in politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Angelegenheiten. Doch 
erhielten diese Projekte nie einen übergeordneten Rahmen. Auch 
führten sie weder zu einem Stabilitätsgewinn für die beteiligten 
Staaten noch zu wirtschaftlicher Entwicklung weg von der 
Rentenökonomie Erdöl.

Erst der Machtwechsel 1979 in Iran schuf ein Bedrohungsszenario, das eine intensivere 
Zusammenarbeit der arabischen Golfstaaten nach sich zog. Als sich Ayatollah Ruhollah Khomeini 
und seine Anhänger mit ihren Vorstellungen eines schiitisch-islamistischen Regimes nach und 
nach gegenüber anderen, am Sturz des Schahs beteiligten Gruppen durchsetzten, änderte sich das 
Machtgefüge am Persischen Golf dramatisch: Hatte Iran unter dem Schah als enger Verbündeter 
der USA noch den Machterhalt der konservativen arabischen Regime unterstützt – so bekämpfte 
die Armee des Schahs beispielsweise links-nationalistische Guerillaverbände im Oman – wurde 
Iran nun ein Unsicherheitsfaktor. Die islamistisch-revolutionären Kräfte betrachteten ihre 
arabischen Nachbarstaaten nicht als souveräne politische Einheiten, sondern als Gebiete, in die die 
islamische Revolution hineingetragen werden müsse. Insbesondere für Saudi Arabien, dessen 
Herrscherfamilie sich als Hüter der Heiligen Stätten des Islam und religiöse Führungskraft 
legitimiert, war dies eine Herausforderung. Khomeini ließ durch Aussagen darüber, dass der Islam 
nicht mit Monarchien vereinbar sei und dass in Saudi Arabien ein „entarteter“, „amerikanischer 
Islam“ vorherrsche, keinen Zweifel daran, was er von den saudischen Herrschern hielt.

Golfmonarchien finanzierten das irakische Ba’th-Regime
Doch auch die anderen arabischen Nachbarstaaten Irans hatten den Export der islamischen 
Revolution zu befürchten. Insbesondere die diskriminierte schiitische Zivilbevölkerung stellte ein 
Sicherheitsrisiko für die autoritären Herrscher dar. In der saudischen Erdölprovinz al-Hasa kam es 
im November 1979 und Februar 1980 zu schiitischen Aufständen. Im mehrheitlich schiitischen 
Bahrain versuchten Schiiten, zu putschen. Darüber hinaus untermauerte das Vorrücken iranischer 
Truppen im Ersten Golfkrieg bis nach Basra, dessen Eroberung 1987 zu erwarten stand, dass 
zumindest Kuwait und die Haupterdölquellen im Nordosten Saudi Arabiens direkt bedroht waren. 
Infolgedessen finanzierten die Golfmonarchien in den 1980ern das irakische Ba’th-Regime als 
cordon sanitaire zwischen sich und Iran.

Dieses Bedrohungsszenario schuf die Grundlage, auf der die Herrscher Bahrains, Katars, Kuwaits, 
Omans, Saudi Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emirate am 25. März 1981 die Charta des 
GKR unterzeichneten. Oberstes, aber nicht explizit genanntes Ziel des GKR war es, die 
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Überlebensfähigkeit der Mitgliedstaaten nach innen und außen gegen den iranischen 
Revolutionsexport zu sichern. Ähnlich wie bei den Anfängen der europäischen Integration 
schlossen sich souveräne Staaten zusammen, weil sie ihre Existenz durch ein expandierendes 
Regime mit revolutionärem Auftrag (für Europa die Sowjetunion, für die Golfmonarchien Iran) in 
Gefahr wähnten.

Die Aufgaben des GKR

Laut Charta ist es die Aufgabe des GKR, die Kooperation und Integration seiner Mitgliedsstaaten 
und deren Einwohner zu fördern. Als Tätigkeitsfelder werden erstens Wirtschaft und Finanzen, 
zweitens Handel, Zölle und Kommunikation sowie drittens Bildung und Kultur genannt. Darüber 
hinaus sollen privatwirtschaftliche Kooperation, insbesondere Joint Ventures, und technologischer 
Fortschritt in Wachstumssektoren unterstützt werden. Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die in 
Anbetracht der Entstehungsursachen einen wichtigen, wenn nicht sogar den wichtigsten Bereich 
der Kooperation darstellen, tauchen nicht in der Charta auf. Grund hierfür war der Versuch, den 
GKR nicht als anti-iranisches Bündnis erscheinen zu lassen. Ein derartiges Vorgehen hätte eine 
direkte militärische Beteiligung seiner Mitgliedsstaaten im Ersten Golfkrieg wahrscheinlich 
gemacht. 

Nichtsdestotrotz war und ist Sicherheits- und Verteidigungspolitik eine Kernaufgabe des GKR. 
Dies verdeutlichte bereits eine offizielle Erklärung der Regierung Omans aus dem Jahre 1981: Es 
sei angesichts der „schwierigen Lage“ Pflicht des GKR, sich mit für seine Mitglieder relevanten 
Fragen, also auch sicherheitspolitischen, zu beschäftigen. Wirtschaftlicher Erfolg, sprich der 
offizielle Kern des GKR, müsse bei Gefahren stets militärisch abgesichert werden.

Die zentralen Organe des GKR

Die zentralen Organe des GKR sind der Oberste Rat, der Ministerrat und das Generalsekretariat. 
Alle wichtigen Entscheidungen werden einstimmig im Obersten Rat getroffen, der sich aus den 
Herrschern der Mitgliedsstaaten zusammensetzt und zweimal pro Jahr zusammentritt. Er ernennt 
den Generalsekretärs, bewilligt dessen Budgets, modifiziert die Charta des GKR und legt die 
Handlungsrichtlinien für die anderen Organe fest. Der ebenfalls einstimmig entscheidende 
Ministerrat besteht aus den Außenministern der Mitgliedsstaaten und tritt alle drei Monate 
zusammen. Er bereitet die Sitzungen des Obersten Rates vor und arbeitet Empfehlungen aus, die 
die zwischenstaatliche und privatwirtschaftliche Kooperation innerhalb des GKR verbessern 
sollen. Das Generalsekretariat stellt das einzige kontinuierlich arbeitende Organ dar. Es erstellt 
Empfehlungen ähnlich denen des Ministerrates und hat die Beschlüsse des Obersten Rates 
umzusetzen, seinen durch die Mitglieder finanzierten Haushalt zu planen und zu verwalten sowie 
regelmäßige Tätigkeitsberichte und Studien für den Obersten Rat vorzulegen. Die vage Chance 
einer vertieften Integration ist dadurch gegeben, dass das Generalsekretariat Vorschläge, seine 
Effizienz zu steigern und ihm weitere Kompetenzen zuzuweisen ausarbeiten darf. Nichtsdestotrotz 
sollte dies nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich beim GKR bis heute um eine rein 
zwischenstaatliche Organisation handelt. Alle Entscheidungsbefugnisse liegen letztlich bei den 
Herrschern der Mitgliedsstaaten, die stets einstimmig entscheiden müssen. 
Sucht man nach Parallelen zum GKR in der Geschichte der europäischen Integration, so passt am 
ehesten der Europarat. GKR und Europarat basieren auf einstimmiger Beschlussfassung der 
Vertreter ihrer Mitglieder. Wirtschaftliche Belange waren zumindest bei Gründung des Europarats 
eines seiner offiziell zentralen Aufgabenfelder. Werden sicherheitspolitische Fragen in den 
Statuten des GKR schlicht nicht erwähnt, so ist es dem Europarat qua Satzung verboten, sich mit 
militärischen Angelegenheiten zu befassen. Doch ähnlich wie die Gründung des GKR kann auch 
diejenige des Europarats am 5. Mai 1949 nicht ohne die sowjetische Bedrohung Westeuropas 
verstanden werden. Allerdings stand der Europarat bereits bei seiner Gründung im Kontext 
anderer Regionalorganisationen wie der Organization for European Economic Cooperation 
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(OEEC) und der North Atlantic Treaty Organization (NATO). Derartiges gibt es auf der 
arabischen Halbinsel nicht. Auch die Konsultativversammlung des Europarates unterscheidet ihn 
vom GKR. Eine Parlamentarierversammlung, die die Integration oft in Konfrontation mit den 
nationalen Regierungen vorantreibt, ist auf der arabischen Halbinsel undenkbar.

Begrenzte Fortschritte in der Wirtschaftsintegration

In wirtschaftlicher Hinsicht setzten sich die Mitglieder des GKR seit den frühen 1980ern hohe 
Ziele: Außenhandelsstrategien sollten abgestimmt, Wirtschaftsrecht standardisiert, industrielle 
Aktivitäten zwecks Aufbau eines Produktionssektors koordiniert, eine gemeinsame 
Investitionsstrategie und ein einheitlicher, minimaler Außenzolls geschaffen werden. Mit der 
Agency for Standards and Measurements und der Gulf Investment Corporation wurden bereits 
1983 zwei technokratische Gremien geschaffen, die diese Ziele umsetzen. Bei anderen 
zwischenstaatlichen Zusammenschlüssen wie der Europäischen Union (vormals bei der 
Europäischen Gemeinschaft), verfügt der GKR seit langem über diplomatische Vertretungen. Das 
heißt jedoch keinesfalls, dass die Mitgliedsstaaten ihre individuelle Außenpolitik aufgegeben 
haben.

Innerhalb des GKR-Gebiets sollen der Handel liberalisiert und die Bürger aller Mitgliedsstaaten in 
wirtschaftlichen Belangen gleich gestellt werden. Dies schlägt sich beispielsweise in der 2010 
verwirklichten Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit sowie dem Recht, in den Bereichen 
Medizin, Recht, Rechnungs- und Ingenieurwesen sowie Unternehmensberatung eine Tätigkeit in 
jedem Mitgliedsstaat aufzunehmen, nieder. Eigentums- und Erbrecht sowie die Mobilität von 
Kapital sind für die genannten Berufsfelder garantiert. Bereits zwei Jahre nach seiner Gründung 
realisierte der GKR eine Freihandelszone für landwirtschaftliche und industrielle Güter sowie 
Rohstoffe, bei denen es sich um „Produkte nationaler Herkunft“ handelt. Als solche gelten alle 
Waren, bei denen mindestens 40 Prozent des Endwertes innerhalb der GKR-Staaten von 
mehrheitlich durch einheimische Unternehmer kontrollierten Betrieben erzeugt wurde.

Bis heute ein Club der Reichen
Der 1987 offiziell anvisierte gemeinsame Markt ist in den vergangenen 23 Jahren nur schrittweise 
umgesetzt worden. Erst 1999 konnte eine Übereinkunft erzielt werden, die einen gemeinsamen 
Außenzoll bis 2005 vorsah. Dieser wurde dann jedoch bereits 2003 umgesetzt. Trotz dieses im 
arabischen Vergleich ungekannten Ausmaßes zwischenstaatlicher Kooperation und Integration ist 
der GKR bis heute ein Club der Reichen geblieben. Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, Saudi Arabien 
und die Vereinigten Arabischen Emirate sind die auf Grund von Erdölreichtum und 
vergleichsweise geringer Bevölkerungszahl reichsten arabischen Länder. Streitigkeiten um 
Beiträge zum Organisationsbudget und die etwaige Verteilung der Ausgaben des GKR auf die 
Mitgliedsländer sind daher von geringer Bedeutung. Der Aufnahmeantrag des armen und im 
Gegensatz zu den aktuellen Mitgliedern politisch äußerst instabilen Jemen ist bezeichnenderweise 
bis heute nicht positiv beantwortet worden.

Die Einführung einer einheitlichen Währung, sicherlich das anschaulichste Merkmal für 
wirtschaftliche Integration, stellt seit Gründung des GKR ein Anliegen der Organisation dar. 
Darüber, ob eine Umsetzung des einst schon für Ende der 1980er und nun für das Jahr 2010 
geplanten Projektes in unmittelbarer Zukunft gelingt, kann momentan höchstens spekuliert 
werden. Wesentlich wichtiger als derartige Spekulationen ist ohnehin die Feststellung, dass der 
GKR über keine überstaatlichen Organe verfügt, die einzelne Mitgliedsstaaten überstimmen 
könnten. Somit werden bis heute alle Entscheidungen – auch alle wirtschaftspolitischen – auf 
nationaler Ebene getroffen. Dies führt dazu, dass Omans Regierung vor vier Jahren erklärte, sie 
halte eine gemeinsame Währung ab 2010 für verfrüht und werde ihr nicht beitreten. Kuwait 
entkoppelte seine Währung 2007 vom US-Dollar, obwohl die Dollarbindung als Vorstufe der 
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gemeinsamen Währung vom Obersten Rat 2001 festgelegt worden war. Die Vereinigten 
Arabischen Emirate haben sich 2009 vorerst gänzlich von dem Projekt verabschiedet, nachdem 
bekannt geworden war, dass die zukünftige Zentralbank des GKR in Saudi Arabien und nicht in 
den Emiraten beheimatet sein soll.

Dies verdeutlicht die engen Grenzen der Integration am Persischen Golf im Vergleich zu Europa: 
Zwar beschränkten auch die Römischen Verträge, unterzeichnet am 25. März 1957, die Rechte der 
Kommission, also des überstaatlichen Elementes, zu Gunsten des Ministerrates innerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Dass das Generalsekretariat des GKR jedoch wie 
die Kommission der EWG eine Rolle als Motor der Integration übernehmen wird, ist kaum zu 
erwarten. Auch fehlt in den Golfmonarchien eine außerparlamentarische Bewegung, die die 
Integration auf der arabischen Halbinsel vorantreiben könnte, ähnlich wie diverse 
Europabewegungen es seit Ende des Zweiten Weltkriegs in Bezug auf die europäische Integration 
tun.

Keine Fortschritte bei der sicherheitspolitischen 
Zusammenarbeit
Auf Grund der Bedrohung der Golfmonarchien durch die islamische Revolution standen 
zumindest deren Herrscher der im September 1980 vom Irak begonnenen Invasion Irans positiv 
gegenüber. Der Irak stellte ein scheinbar wirksames Mittel zur Eindämmung des iranisch-
islamistischen Expansionismus dar. Bis Kriegsende erhielt das Ba’th-Regime Finanzhilfen in 
Höhe von rund 50 Milliarden US-Dollar durch die GKR-Staaten. Gleichzeitig setzten die GKR-
Staaten aufgrund ihrer militärischen Schwäche alles daran, nicht direkt in den Krieg involviert zu 
werden.

Doch von einem eindeutigen Bündnis zwischen dem Irak und dem GKR konnte während des 
Ersten Golfkrieges keinesfalls gesprochen werden. Der irakische Hegemonieanspruch, verbunden 
mit den Drängen, den irakisch-kuwaitischen Grenzverlauf zu Gunsten des Iraks zu ändern, 
erzeugte ständige Reibungen zwischen dem GKR und seinem nördlichen Nachbarn. Darüber 
hinaus sahen sich nicht alle Mitglieder des GKR so stark wie Kuwait und Saudi Arabien durch 
Iran bedroht. So unterhielten die Vereinigten Arabischen Emirate während der gesamten 
Kriegsdauer mit Billigung des Obersten Rates freundschaftliche Beziehungen zu Iran. 
Wirtschaftlich profitierten die Emirate enorm vom regen Handel mit dem ansonsten isolierten 
islamistischen Regime. Auch das Verhältnis zwischen Oman und der Islamischen Republik war 
wenig spannungsgeladen. Oman liegt zu weit von Iran entfernt und hat einen zu geringen Anteil 
schiitischer Bevölkerung, als dass es sich hätte ernsthaft über einen Export der islamischen 
Revolution Gedanken machen müssen. 
Diese uneinheitliche Haltung der GKR-Mitglieder zeigt, dass nicht Gemeinschaftsinteressen, 
sondern nationale Belange über die Haltung im Ersten Golfkrieg entschieden. Im Vergleich zur 
europäischen Integration fällt darüber hinaus auf, dass sich die Golfmonarchien im Gegensatz zu 
den westeuropäischen Staaten nicht einheitlich auf eine der beiden konkurrierenden Mächte – die 
Sowjetunion und die USA im Falle Europas, der Irak und Iran im Falle der arabischen Halbinsel – 
festlegten. Außerdem war auf der arabischen Halbinsel nie eine militärische Integration und 
Aufrüstung in einem mit der NATO vergleichbaren Ausmaß angestrebt.

Golfmonarchien suchen den Schutz der USA
Dass im sicherheitspolitischen Bereich keinerlei greifbare Integration über den GKR erreicht 
wurde, verdeutlichte der Zweite Golfkrieg noch stärker als sein Vorgänger. Die Invasion Kuwaits 
durch irakische Truppen am 2. August 1990 traf die Staaten des GKR völlig unvorbereitet. Die 
meisten verbleibenden Mitglieder befürchteten ähnlich wie Kuwait von der irakischen Armee 
überrannt zu werden – einem raschen Vorstoß der irakischen Panzer durch die ebenen 

Page 38 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



Landschaften der nordöstlichen arabischen Halbinsel stand nichts entgegen. Im Schutz durch die 
USA sahen die Herrscher der Golfmonarchien ihre einzige Chance. 

Operation Desert Shield und Operation Desert Storm waren für die Sicherheit der GKR-Mitglieder 
mehr als erfolgreich. Iraks Offensivpotential wurde drastisch reduziert. Die Vereinigten Staaten 
etablierten eine ständige Präsenz mit Land-, Luft- und Seestreitkräften am Persischen Golf. 
Bilaterale Schutzverträge, nicht etwa ein Schutzvertrag zwischen dem GKR und den USA, 
folgten. Gleichzeitig hatten die Invasion und die Befreiung Kuwaits deutlich gemacht, dass nur die 
USA ausreichend militärischen Schutz bieten konnten. Für den GKR, dessen Ursprung das 
Sicherheitsbedürfnis der arabischen Golfmonarchien war, bedeutete das die sicherheitspolitische 
Bedeutungslosigkeit.

Bis heute ist es im GKR zu keinerlei relevanter sicherheitspolitischer Zusammenarbeit gekommen. 
Dabei mangelt es nicht an Vorschlägen – so regte die omanische Regierung an, eine 100.000 
Mann starke gemeinsame Armee zu schaffen. Doch alle derartigen Pläne sind bisher am 
Widerstand der Mehrheit der Herrscher gescheitert. Darüber hinaus ist es fraglich, ob die 
Golfmonarchien, die national trotz horrender Rüstungsausgaben keine wirksamen Streitkräfte 
haben aufbauen können, dies gemeinsam bewerkstelligen würden. Momentan unterhält der GKR 
lediglich eine 5.000 Mann starke gemeinsame Armee, die im Verteidigungsfall genauso irrelevant 
sein dürfte wie die offizielle Verpflichtung zu gegenseitigem Beistand – denn unter den nicht 
genauer definierten „gegenseitigen Beistand im Verteidigungsfall“ fällt von militärischer Hilfe bis 
zu einem Beileidstelegramm recht Vieles. Als positiv kann lediglich angesehen werden, dass der 
GKR nach dem Dritten Golfkrieg, in dem er keinerlei Rolle spielte, sich mit einem geschlossenen 
Votum seiner Mitglieder hinter den International Compact with Iraq stellte und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit dem Nachbarland versprach.

*

Lesen Sie dazu auch einen Zwischenbericht aus dem Jahr 2007 von Loay Mudhoon

AFGHANISTAN

Alte deutsche Erfahrungen und neue Fehler 
am Hindukusch
Thomas Kochert und Mike Rubel, 29 und 27 Jahre alt und Oberfeldwebel der 
Bundeswehr, waren am 6. März 2002 die ersten deutschen Soldaten, die in dem 
sinnlo¬sen Krieg in Afghanistan ihr Leben verloren. Bis zum 15. April 2010 
folgten ihnen 41 Soldaten und drei Polizisten in den Tod. Im Einsatz der ISAF 
(Interna¬ti¬onal Security Assistance Force) sind vom 22. Dezember 2001 bis 
zum 24. November 2009 1.267 Soldaten gefallen.

Von Wolf Oschlies
EM 08-10 · 04.08.2010
 

as geht die Deutschen dieser Krieg an? Für wen oder was sterben deutschen Soldaten in 
einer Region, die die meisten Deutschen nicht einmal auf der Landkarte zeigen können. 
Wie können deutsche Politiker und Parlamentarier für einen Krieg in einem Land 

eintreten, dessen Konfliktherde deutsche Autoren schon vor 90 Jahren beschrieben haben? Gilt für 
gegenwärtige Deutsche der bekannte Satz: Wer aus den Fehlern der Vergangenheit nicht lernt, ist 
dazu verdammt, sie zu wiederholen? Offenkundig ja. Leider!
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Flehen um Gottes Schutz vor der Rache der Afghanen

Von den über 40 nationalen Kontingenten der ISAF geht zweien ein bestimmter „Ruf“ voraus. Die 
Engländer gelten als die Nachfahren der verhassten britischen Kolonialherren und Spalter des 
Landes. Verdientermaßen wurden sie im 19. Jahrhundert von Afghanen zweimal so vernichtend 
geschlagen, dass man in England bis heute um Gottes Schutz bittet  „from the venom of the cobra, 
the teeth of the tiger and the vengeance of the Afghan“ (vor dem Gift der Kobra, den Zähnen des 
Tigers und der Rache der Afghanen).  
  
Diametral anders das Renommee der Deutschen, die als Urenkel tapferer Soldaten und genialer 
Erbauer von Staudämmen, Straßen und Schulen mit Freudenfesten empfangen wurden, als sie 
2003 in Afghanistan eintrafen. Auf deutscher Seite wurde das nicht bemerkt, nicht oder völlig 
falsch verstanden. Deutsche zuckten zusammen, wenn sie afghanisches Lob einer „arischen 
Bruderschaft“ mit Deutschen hörten, wobei „arisch“ nicht mit nationalsozialistischer Ideologie 
und Terminologie zu tun hatte, sondern eine Erinnerung an (mutmaßliche) ethnokulturelle 
Gemeinsamkeiten seit 3.000 v. Chr. war.  

Wessen Krieg in Afghanistan?

Seit dem 7. Oktober 2001 herrscht Krieg in Afghanistan, „Operation Enduring Freedom“ benannt 
und als „NATO-Bündnisfall“ deklariert. Hauptfeind waren die radikalislamistischen Taliban, die 
auch relativ rasch niedergeschlagen wurden. Die weitere Aufgabe der internationalen 
Gemeinschaft hieß, der afghanischen Übergangsregierung unter Präsident Karzai zu helfen, 
nämlich mit Nachdruck die „umfassende Entwaffnung, Demobilisierung  und 
Wiedereingliederung aller bewaffneten Gruppen“ abzusichern. Seit dem 20. Dezember 2001 war 
dafür die ISAF zuständig, deren UNO-Mandat halbjährig, ab 2003 jährlich erneuert wurde. 

Konnte der NATO-Einsatz in Afghanistan anfänglich noch als humanitäres Unternehmen 
„verkauft“ werden, so stellte sich doch bald heraus, dass er ein gescheitertes Militärunternehmen 
war und ist, von dem kein Beitrag zur Stabilisierung und Befriedung des Landes zu erwarten ist. 
Im Gegenteil! Über 150.000 Soldaten und mehr als 35 Milliarden Dollar „Entwicklungshilfe“ 
haben für Sicherheit und Aufbau wenig bis nichts bewirkt: Ein Drittel der Menschen lebt in 
absoluter Armut, die Müttersterblichkeit ist die zweithöchste der Welt, der Analphabetismus liegt 
bei 80 Prozent, nur jeder fünfte Afghane hat Zugang zu sauberem Trinkwasser, allenthalben 
herrschen wieder Clanführer und regiert Gewalt. Ist es da ein Wunder, wenn sich Zweifel an der 
völkerrechtlichen Legitimität der ganzen Aktion breitmachen?

US-Abenteuer mit Bündnisverpflichtung

Einmal mehr sind die Deutschen in einen Krieg verwickelt, den die USA begonnen und für die sie 
sich der Bündnisloyalität ihrer NATO-Partner versichert hatten – wie in Bosnien, im Irak, im 
Kosovo etc. Die auslösenden Momente waren völkerrechtlich immer zweifelhaft, aber doch (mit 
Mühe) nachvollziehbar. Erst im Fortgang des militärischen Einsatzes wurde man stutzig und am 
Ende musste man einsehen, dass auf dem Balkan, im Kaukasus, in Nahost etc. die Lage dort am 
verheerendsten ist, wo das Engagement einer von den USA geführten Militärkoalition am 
nachhaltigsten ist. Die NATO musste die Abenteuer der USA mitmachen, mitbezahlen und mit 
primitiver Propaganda bemänteln: „Unsere Sicherheit wird nicht nur, aber auch am Hindukusch 
verteidigt“, verkündete am 11. März 2004 der damalige deutsche Verteidigungsminister Peter 
Struck (SPD), womit er ein Statement abließ, das einen Ehrenplatz im Thesaurus grober Polit-
Dummheiten verdient hätte. 

Von „deutscher Sicherheit am Hindukusch“ war nicht einmal im Kalten Krieg die Rede, als 1979-
1989 die Sowjetunion in Afghanistan Krieg führte - als Episode der globalen Konkurrenz zu den 
USA, wie in der russischen politologischen Fachpresse mit bemerkenswerter Souveränität 
eingeräumt wird. Auch der Fortgang des Kriegs ist für heutige Russen kein Geheimnis: Den USA 
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gelang es, ihn zum antisowjetischen „Dschihad gegen ungläubige Kommunisten“ umzudeuten und 
heimlich auf der Siegerseite zu stehen, als die Sowjets als geschlagene Verlierer aus Afghanistan 
abzogen. Nach diesem Ende waren die USA überzeugt, den Islam vollauf „gezähmt“ zu haben und 
ihn mittels US-Dollars und amerikanischen Waffen problemlos für eigene Zwecke einsetzen zu 
können.

150.000 Mann starke Armee von Dschihad-Veteranen?

Diese Ansicht gilt in den USA nach wie vor, heißt es in der Moskauer Zeitschrift „Russland in der 
Globalpolitik“ und anderen Blättern, obwohl sie nie zutraf. Die einstigen Verbündeten im 
afghanischen Krieg nahmen US-Dollars und US-Waffen, um ihre internen Konflikte oder 
regionalen Kämpfe auszutragen. Was in Afghanistan begonnen hatte, wurde später in 
Tschetschenien, im Kosovo etc. fortgesetzt: Nach russischer Ansicht gibt es in der Welt „eine 
mindestens 150.000 Mann starke Armee von Dschihad-Veteranen“, die nur darauf wartet, gegen 
die USA und andere „Ungläubige“ vorzugehen. 

Gewiss gibt es diese Geisterarmee islamistischer Gotteskrieger nicht, aber das ändert wenig an den 
internationalen Dilemmata in Afghanistan. Deren größtes ist, dass die NATO-Staaten nicht mehr 
die Unterstützung ihrer Bevölkerungen haben.  Umfragen besagen, dass 62 bis über 70 Prozent der 
Europäer dafür sind, die eigenen Truppen lieber heute als morgen aus Afghanistan zurückzuholen. 
Geschieht das nicht, dann droht vielen NATO-Ländern eine Entfremdung zwischen Armee und 
Volk, was gewiss die schlimmste Horrorvision für jeden Politiker und Militär darstellt. 

Was soll man in einer solchen Situation tun? Die Truppen nochmals aufstocken, eine massive 
Offensive starten, die Taliban schlagen und sich bis auf eine kleine Resttruppe aus Afghanistan 
zurückziehen? Das wird schon daran scheitern, dass die NATO in Afghanistan keinen 
verlässlichen Partner findet, der eine halbwegs „saubere“ Politik betriebe, die dem Gros der 
NATO-Truppen den Abzug erlaubte. Daran glaubt ohnehin niemand, und so will kein NATO-
Land Soldaten für die Resttruppe abstellen, die nach dem großen Abzug für weitere fünf Jahre im 
Land bleiben soll. Aber selbst wenn Afghanistan befriedet würde, welche Chance hätte es gegen 
feindliche Nachbarländer und die dort verschanzten Taliban.

Wurden die Deutschen betrogen? 

Der WDR-Film „Es begann mit einer Lüge“ hat es Anfang 2001 mit knallharter Recherche und in 
bewusst aggressiver Sprache ans Licht gebracht: Als die NATO im März 1999 für das Kosovo 
und gegen die Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Montenegro) losschlug, da wurde die 
deutsche Öffentlichkeit mit unverschämtesten Lügen „eingestimmt“: Mit einer „Aktion Hufeisen“ 
hätten Serben Albaner vertrieben, in Dörfern hätten serbische Massaker stattgefunden, im Stadion 
von Prishtina habe ein serbisches KZ gestanden und ähnlich hanebüchenen Unsinn mehr. Der 
Film ist bis zur Gegenwart populär und wird zumeist dann gezeigt, wenn einmal mehr politische 
und militärische Fehler der internationalen Gemeinschaft anzuprangern sind.  
  
Die Deutschen sind zu Recht misstrauisch, wenn militärische Gewalt im „humanitären“ 
Mäntelchen versteckt wird. Im Dezember 2009 ergab eine Repräsentativumfrage, dass eine große 
Mehrheit der Deutschen bezweifelt, dass die Bundesregierung ehrlich und umfassend über den 
Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan informiere. 69 Prozent der Befragten forderten zudem 
einen möglichst raschen Abzug deutscher Soldaten aus Afghanistan. 

Wohlgemerkt: Es geht nicht darum, Deutschen jeden militärischen Auslandseinsatz zu verbieten 
und die Amerikaner im afghanischen Regen stehen zu lassen. Gedeihlich und ertragreich wäre es 
jedoch, aus amerikanischen Fehlern und deutschen Erfahrungen zu lernen. Die Amerikaner haben 
kaum eine Ahnung von ethnischen Gruppen in Afghanistan, die Deutschen haben schon vor 90 
Jahren Expeditionen durch Afghanistan gemacht und darüber in sehr anschaulichen Büchern 
berichtet. Diese Bücher sollte man allen als Pflichtlektüre verordnen, für jene die in Afghanistan 
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Politik machen, Hilfsgelder verwalten und verteilen, militärische Unternehmungen befehligen. 
Dann ließen sich viele Fehler und übergroße Verluste an Menschen und Material vermeiden.

Verhältnisse – vor 110 Jahren von den Engländern geschaffen

Hätte man sich je genauer in die ethnischen Verhältnisse Afghanistans vertieft, dann wäre ein 
Krieg vermutlich unterblieben, da von vornherein als hoffnungsloses Unternehmen erkennbar. Der 
von Amerikanern ausgelöste Krieg musste an Gegebenheiten scheitern, die Engländer knapp 110 
Jahre zuvor geschaffen hatten. 1893 sicherte Großbritannien seine kolonialen Besitztümer in 
Britisch-Indien (Pakistan) durch die „Durrand-Linie“ ab, die Afghanistan von Pakistan trennte. 
Dadurch kamen 12 Millionen Paschtunen nach Afghanistan, 27 Millionen blieben in Pakistan. 
Praktisch alle afghanischen Taliban gehören zum Volksstamm der Paschtunen, aber wie will man 
die Taliban bekriegen, wenn sie sich jederzeit und unkontrolliert nach Pakistan zurückziehen 
können? Wie kann man überhaupt einen Krieg in einem Land planen, dessen größte Volksgruppen 
– Paschtunen, Tadschiken, Usbeken etc., - auch jenseits der Grenzen kompakt siedeln? 

Der französische Außenminister Bernard Kouchner, gemeinhin ein cholerischer Gewaltschwätzer, 
hat einmal Recht gehabt, als er Ende Januar 2010 ausführte: „Nicht alle Paschtunen sind Taliban, 
aber alle Taliban sind Paschtunen. Die Demokratisierung Afghanistans kann nicht nach 
europäischem Vorbild geschehen, weil das Land aus verschiedenen Volksgruppen 
zusammengesetzt ist. Die meisten Bürger sind vor allem ihrer Volksgruppe gegenüber loyal“. 

Was Kouchner da als neue Erkenntnis publik machte, war Deutschen bereits 1923 oder noch 
früher bekannt – garniert mit ungezählten Hinweisen, Ratschlägen und Tipps, wie man am 
Hindukusch lebt und überlebt. Die Autoren waren fachlich versierte Forscher und politisch 
erfahrene Diplomaten. Mit bescheidenen Finanzmitteln verfolgten sie große Ziele. Die Ziele 
mochten nicht immer von der ehrenwertesten Art sein, aber es waren Ziele, die selbst dann noch 
einen Ertrag brachten, wenn sie verfehlt wurden.

Deutschland „packt“ England am Hindukusch

Deutschlands Hauptgegner im Ersten Weltkrieg war England, unter dessen Herrschaft sich das 
Gros der 300 Millionen Muslime befand, die es 1914 in der Welt gab. Die Muslime wollte man 
den Engländern „abspenstig“ machen, indem man sie mit Waffen und Geld befähigte, „in den 
Jihad gegen die Ungläubigen zu ziehen“. So wörtlich Max Freiherr von Oppenheim (1860-1946), 
ein genialer Orientalist und erfahrener Diplomat. Im Krieg hatte er im Auswärtigen Amt die 
„Nachrichtenstelle für den Orient“ gegründet, in der die Idee des Dschihad geboren wurde. 

Zwar war das Osmanische Imperium auf Seiten der „Mittelmächte“ – Deutschland und Österreich-
Ungarn – in den Krieg eingetreten und hatte Muslime zum Dschihad aufgefordert, aber in 
Afghanistan, Persien und Indien war davon nichts zu spüren. In Deutschland setzte man auf 
Expeditionen, die mit Geld und Waffen neue Kämpfer gegen England rekrutieren sollten. 

Ende 1914 startete eine deutsch-türkische Afghanistan-Expedition, die der deutsche Diplomat und 
Persien-Experte Wilhelm Wassmuss (1880-1931) leitete. Ihr folgte eine zweite Gruppe unter 
Leitung von Oskar Ritter von Niedermayer (1885-1948), die sich in Bagdad mit der ersten traf. In 
Bagdad trennte sich Wassmuss von der Expedition, um allein in den Süden Persiens 
weiterzureisen. Aus Berlin war inzwischen eine dritte Gruppe unter dem Diplomaten Werner Otto 
von Hentig (1886-1984) zu den anderen gestoßen, die fortan als „Niedermayer-Hentig-
Expedition“ firmierte. Im August 1915 trafen 60 Mitglieder von ihr im afghanischen Herat ein, 
weitere Mitglieder, die eine Funkausrüstung und das meiste Gepäck transportierte, wurden von 
Briten und Russen abgefangen. 

Ende September 1915 traf die Expedition in Kabul ein, wo sie zwar mit militärischen Ehren 
empfangen, aber auch in einer Art Ehrenhaft gehalten wurde. Erst nach mehreren Wochen wurden 
die Deutschen von Emir Habibullah empfangen. Im Januar 1916 unterzeichnete man ein 
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Freundschaftsabkommen zwischen Deutschland und Afghanistan, das die Deutschen viel Geld 
und Waffen kostete, aber die Afghanen nicht von ihrer Neutralität abbringen konnte. Im Mai 1916 
verließen die Deutschen Afghanistan, wo ihre Mission politisch komplett gescheitert war. 

Noch 1916 begann Werner Otto von Hentig ein umfangreiches Protokoll seiner Expedition, dem 
er Privatbriefe und Berichte an das Auswärtige Amt beigab, was sich zu einer sehr lebendigen 
Schilderung seines neunmonatigen Aufenthalts in Afghanistan und der siebenmonatigen 
Rückreise zusammenfügte. Das Originalmanuskript wurde 1945 von US-Militärs konfisziert und 
blieb verschollen; überdauert hat eine Maschinenabschrift, die 2004 unter dem Titel „Von Kabul 
nach Shanghai“ erschien

Emil Trinklers Afghanistan-Report von 1927 

„Das Leben in diesem Lande ist gar nicht so abenteuerlich, wie man denken könnte. Wenn man 
nicht Pech hat, könnte man jahrelang in Afghanistan umherziehen, ohne dass einem ein Haar 
gekrümmt wird“ – so gelassen resümierte der deutsche Geologe Emil Trinkler seine Afghanistan-
Expedition, die er 1923/24 für eine „neugegründete afghanische Handelsgesellschaft“ unternahm, 
um Kohle- und Erzlagerstätten zu finden. Monatelang ist er vom westlichen Herat bis zum 
östlichen Kabul durch den unwirtlichen Hindukusch gezogen, hat Hunger und Kälte erduldet, ist 
Räubern begegnet, ohne dass ihm etwas geschah. 

Emil Trinkler wurde 1896 in Bremen geboren, wo er 1931, einen Monat vor seinem 35. 
Geburtstag, bei einem Verkehrsunfall umkam. 1922 hatte er in München bei dem Geographen und 
Polarforscher Erich von Drygalski (1865-1949) studiert und promoviert, um kurz danach die 
erwähnte Afghanistan-Reise anzutreten. Afghanistan hatte ihn schon als Student interessiert, jetzt 
hatte er die Möglichkeit, das Land genau zu erkunden. Über seine Expeditionsergebnisse 
publiziert er einen naturwissenschaftlichen Bericht, zu dem 1927 sein Reisebuch „Quer durch 
Afghanistan nach Indien“ kam – auch nach 80 Jahren ein ungemein facettenreiches und fundiertes 
Buch. 

Trinkler hatte das Glück, dass seine Expedition nicht wie andere im Ersten Weltkrieg türkisch-
deutschen Plänen gegen das in Afghanistan und Indien dominierende England folgte. Das war 
nicht mehr nötig, nachdem Emir Amandulla Chan, seit 1926 König, 1919 mit den Briten 
gebrochen und Deutsche ins Land geholt hatte, wo sie Straßen, Städte, Hospitäler und Schulen 
bauten.

Afghanen nicht mit britischer Arroganz oder russischer Gewalt begegnen

Pionier dieser Entwicklung war Trinkler. Seine geologische Kompetenz war brillant, seine Landes
- und Sprachenkenntnis Afghanistans überragend, denn (so sein Credo) „wenn man als Geograph 
fremde Länder bereist, muss man die Landessprache beherrschen. Ohne Kenntnis der Sprache 
wird einem das betreffende Volk stets ein Rätsel bleiben“. Fraglos war für ihn, dass man 
Afghanen nicht mit britischer Arroganz oder russischer Gewaltbereitschaft begegnen solle. 

Über das freudlose Sowjetrussland („Ich habe in Moskau nie einen Menschen herzlich lachen 
hören“) kam Trinkler nach Afghanistan, dessen Menschen ihm besser gefielen, als seine Sprache 
ahnen lässt: „Fanatisch“ seien sie, also hartnäckig und beharrlich, „misstrauisch“ und 
„unfreundlich“ gar, was nur ihre vorsichtige Erfahrung spiegelte: „Sehr erfreut schienen die Leute 
nicht über unseren Besuch zu sein, sie wurden in ihrer Ruhe und Abgeschlossenheit gestört“. 

Dazu gehören auch Eigenheiten – keine Bildung für Mädchen, Schleier für alle Frauen, totales 
Alkoholverbot etc. - die man heute nur Taliban zuschreibt, obwohl sie ur-afghanisch sind. Weil 
Trinkler die misstrauische Reserviertheit der Afghanen mit einigem Verständnis aufnimmt, 
versteht er auch die Auskunft eines afghanischen Stammesältesten, was Afghanen tun würden, 
wenn in ihrem Lande ein Krieg zwischen Russen und Engländern ausbräche: „Nun, wir würden 
hier auf unseren Berggipfeln sitzen und würden ruhig zusehen, wie ihr kämpft, bis wir genau 
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merken, wer von euch unterliegen wird. Dann, im letzten Augenblick, werden wir uns von unseren 
Bergen herabstürzen und den Besiegten bis auf das allerletzte, das er hat, ausplündern! Allah ist 
groß! Was wäre das für eine Zeit für uns!“ 

Und wer ist „wir“? Gibt es überhaupt „die“ Afghanen? Der Naturforscher Trinkler schert sich 
nicht viel um ethnische Unterschiede, denn er kommt geduldig und verständig mit allen zurecht. 
Blutrache, Konflikte, Raubzüge betreffen ihn nicht, was im Ausland über Kafiren, Paschtunen etc. 
geschrieben wurde, belächelt er zu Recht als übertrieben. Ihn interessiert mehr, welcher dieser 
„willden“ Stämme Nachfahrer derer wäre, die schon 300 v. Chr. für Alexander den Großen 
stritten. Andacht überkommt ihn beim Anblick der Buddha-Statuen im Bamiya-Tal, die vor 1.800 
Jahren gemeißelt wurden und „noch heute zu den größten Sehenswürdigkeiten Afghanistans“ 
zählen. Im März 2001 haben Taliban sie zerschossen, aber im Buch des Deutschen Trinkler finden 
sich lange Seiten mit Erklärungen, Messungen etc., nach denen man sie wieder aufbauen könnte.

Deutsche Aufbauarbeit in Afghanistan vor 90 Jahren

Kurz nach Trinklers Tod und seinem Andenken gewidmet erschien in der Zeitschrift „Der 
Auslandsdeutsche“ (Mai 1931) ein interessanter Aufsatz über deutsche Leistungen in Afghanistan 
nach Beendigung des Ersten Weltkriegs. Amanullah Chan (1892-1960) hatte 1919 in blutigen 
Kämpfen die Unabhängigkeit Afghanistans von England erstritten, die London am 8. August 1919 
im Frieden von Rawalpindi „provisorisch“ anerkannte. Der junge Souverän öffnete Afghanistan 
für ausländische Fachleute. Davon profitierten vor allem Deutsche, die aus ihrer 
inflationsgeplagten Heimat kamen und nun für drei Vertragsjahre in harten englischen Goldpfund 
besoldet wurden. Im Lande waren sie nicht unbedingt gern gesehen, lebten aber absolut sicher.

„Wie war nun die Aufnahme der Deutschen in einem Lande, das noch nie eine größere Anzahl 
Ausländer innerhalb seiner Grenzen geduldet hatte und das fast nur von frommen 
Mohammedanern bewohnt war, die jeden Ungläubigen innerlich ablehnten? Wenn man den 
Ausländern trotzdem niemals feindselig gegenübertrat, so geschah es nur deshalb, weil wir vom 
König, dem religiösen Oberhaupt, gerufen wurden und somit Gäste des Landes waren. Dabei 
zeigte sich schon die Bedeutung afghanischer Gastfreundschaft (...) Daß man uns Deutsche 
besonders freundlich aufnahm, war in der Tatsache begründet, das wir während des Weltkrieges 
mit einer islamischen Macht, der Türkei, gemeinsam kämpften, gegen das in Afghanistan so 
gehasste England. (...) Ganz verfehlt war bei den auf ihr Land und ihre Vergangenheit so stolzen 
Afghanen der europäische Herrenstandpunkt, wie ihn zum Beispiel die Engländer in Indien in so 
betontem Maße zum Ausdruck bringen“. 
  
Die Deutschen waren in Afghanistan zwar die Chefs, wenn Bauprojekte hochgezogen wurden, 
aber sie waren keine anmaßenden „Herren“. Sie nahmen mit primitiven Lehmhäusern vorlieb, 
verpflegten sich auf die landesübliche einfache Weise und „beruhigten sich mit der Feststellung, 
dass damals auch Minister und Hofwürdenträger nicht besser hausten“. Beide Seiten akzeptierten 
einander auch im Alltag: „Besonders instruierte Schutzleute“ passten auf, dass deutsche Frauen 
unbelästigt Einkäufe machen konnten – außerhalb der Hauptstadt hielten es die Frauen der 
Deutschen „für geboten, sich nur mit einem dichten, das ganze Gesicht bedeckenden Schleier in 
der Öffentlichkeit zu zeigen“. 

„Strengstens verboten“ war Alkohol. Aber sogar dieses Dogma blieb im Zusammenleben mit den 
Fremden nicht lange bestehen. Schon bald gab man „Konzessionen für die Beschaffung einer 
beschränkten Menge Alkohol“ aus. - Leben und leben lassen – wann wird das im heutigen 
Afghanistan wieder einmal gelten?       

*

Siehe dazu auch „Berlin, Kabul, Moskau – Oskar Ritter von Niedermayer und Deutschlands 
Geopolitik“ in EM 12-03.
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 Informationen zur OSZE 

 

Die „Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa“ (OSZE) 
schien noch vor zwei Jahren vor dem 
faktischen Aus zu stehen. Aber die 
Wechsel der Präsidenten in Moskau 
(2010) und insbesondere in 
Washington (2009) haben auch in 
der OSZE zu einer konstruktiveren 
Arbeitsatmosphäre geführt. Zu 
Beginn des Jahres 2010 übernahm 
Kasachstan den jährlich wechselnden 
Vorsitz der Organisation, der 
sämtliche Staaten Europas, 
Nordamerikas und der 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
angehören, also auch die Länder 
Zentralasiens. In den 
vorhergehenden 20 Jahren hatten 
entweder Mitglieder oder Anwärter 
auf eine EU- oder NATO-
Mitgliedschaft die Funktion des 
OSZE-Vorsitzes innegehabt.

KASACHSTAN

Zentralasien, die OSZE und Deutschland
Die „Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ (OSZE) 
schien noch vor zwei Jahren vor dem faktischen Aus zu stehen. Aber die 
Wechsel der Präsidenten in Moskau (2008) und insbesondere in Washington 
(2009) haben auch in der OSZE zu einer konstruktiveren Arbeitsatmosphäre 
geführt. Zu Beginn des Jahres 2010 übernahm Kasachstan den jährlich 
wechselnden Vorsitz der Organisation, der sämtliche Staaten Europas, 
Nordamerikas und der Nachfolgestaaten der Sowjetunion angehören, also 
auch die Länder Zentralasiens. In den vorhergehenden 20 Jahren hatten 
entweder Mitglieder oder Anwärter auf eine EU- oder NATO-Mitgliedschaft 
die Funktion des OSZE-Vorsitzes innegehabt.

Von Christian Wipperfürth
EM 08-10 · 04.08.2010
 

elchen Sinn hatte das Treffen der 50 
Außenminister, die Mitte Juli in der kasachischen 
Hauptstadt Astana zusammenkamen? Es wurde 

eine Polizeimission in Kirgistan geplant und eine verstärkte 
Kooperation im Anti-Drogenkampf. Das sind durchaus 
kraftvolle Signale. Sensationell sind sie nicht. Aber 
vielleicht kann auch nicht mehr erwartet werden. Das 
Budget der OSZE ist mit nicht einmal 160 Millionen Euro 
jährlich sehr bescheiden. Und die „Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ ist auch eine 
sehr schwerfällige Organisation, wenn es um die Initiierung 
von Aktionen geht, da keines der 56 Mitgliedsländer ein 
Veto einlegen darf. Aber sie ist ein unentbehrliches 
Diskussionsforum.

Anhaltende Instabilität in Kirgistan 
Die kasachische Führung legte Anfang 2010 ein überaus 
ehrgeiziges Programm für ihr Präsidentschaftsjahr vor, 
musste sich aber bald mit Krisenmanagement beschäftigen: 
Anfang April wurde die alte Führung Kirgistans durch 
einen Umsturz aus der im Norden des Landes befindlichen 
Hauptstadt Bischkek vertrieben. Über 100 Menschen, vor 
allem ethnische Usbeken, sind bei den Unruhen ums Leben 
gekommen. Der gestürzte Präsident Kurmanbek Bakijew 
drohte sogar mit einem Bürgerkrieg. In dieser Situation schaltete sich Kasachstan, der nördliche 
Nachbar Kirgistans, als Vermittler ein. Kasachstan konnte als Vorsitzender der OSZE einen 
Dialog zwischen der neuen und der alten Führung Kirgistans vermitteln, und stimmte sich hierbei 
mit der OSZE-Zentrale in Wien, mit der UNO, der EU, Russland, den USA, Deutschland und 
anderen Ländern ab. Der gestürzte Präsident gab schließlich nach, wurde von der kasachischen 
Luftwaffe ausgeflogen und begab sich ins Exil nach Weißrussland.

Vielleicht war nur Kasachstan in der Lage, den Ausgleich zu vermitteln. Es hat als Nachbar und 
größter Auslandsinvestor ein starkes Interesse an einem stabilen und entwicklungsfähigen 
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Kirgistan und pflegt sowohl zu Russland, als auch zu europäischen Ländern, der EU, den USA 
und China, dem östlichen Nachbarn Kirgistans, vertrauensvolle Beziehungen. Kasachstan, das 
wirtschaftlich mit Abstand stärkste Land Zentralasiens, war auch bereit und fähig, seinem 
Nachbarn umfangreiche Hilfslieferungen zu senden, beispielsweise Mehl oder Treibstoff. Es 
musste als Glücksfall betrachtet werden, dass es in dieser Zeit den OSZE-Vorsitz innehatte.

2005 hatte mit der „Tulpenrevolution“ bereits ein gewaltsamer Umsturz stattgefunden, und der 
Wechsel im April dieses Jahres hat die Fähigkeit des Staats, die Sicherheit der Bürger zu 
gewährleisten, weiter erheblich beeinträchtigt. Kirgistan kam nicht zur Ruhe, Mitte Mai ereigneten 
sich Zwischenfälle, bei denen auch Tote zu beklagen waren. Und am 10. Juni brachen gewaltsame 
Auseinandersetzungen im Süden des Landes aus, die zumindest Hunderte, wenn nicht sogar bis 
2.000 Menschenleben kosteten und bis zu 400.000 Menschen zur Flucht ins benachbarte 
Usbekistan zwangen. Die humanitäre Katastrophe trug Züge von einer ethnischen 
Auseinandersetzung, aber es ist durchaus möglich, wenn nicht wahrscheinlich, dass bereits 
vorhandene Spannungen von einer interessierten Seite geschürt und instrumentalisiert wurden, um 
eigene Ziele umzusetzen. Hier ist nicht zuletzt die Drogenmafia zu nennen

Die Drogenproblematik 
Nach Angaben der UN stammen seit Jahren etwa 90 Prozent des weltweit produzierten Heroins 
aus Afghanistan. Es gelangt über die benachbarten Regionen nach Westeuropa, Nordamerika oder 
Russland. Die Weltorganisation schätzte im Herbst 2009, dass weltweit jährlich 100.000 
Menschen an Heroin sterben, das aus Afghanistan stammt, allein 10.000 in den Ländern der 
NATO. Dies ist ein Vielfaches der Opfer, die westliche Truppen seit 2001 am Hindukusch zu 
beklagen haben. Kirgistan wiederum ist ein wichtiges Transitland für Drogen, und es gibt 
Angaben, dass die Stadt Osch, das Zentrum der Gewalt im Juni, als wichtigster Umschlagpunkt 
für Drogen in Zentralasien betrachtet werden muss. 

Die Stabilität Kirgistans ist seit langem labil, und es sind nicht zuletzt die millionenschweren 
Einnahmen aus dem Drogenhandel, die die Handlungsfähigkeit der Staatsmacht in den 
vergangenen Jahren unterminierten und die Korruption befeuerten.

Die OSZE ist bereits im Kampf gegen Drogen aktiv, und sie verstärkt ihr Engagement. Während 
des informellen Außenministertreffens wurde eine Kooperation mit der „CARICC“ vereinbart, 
einer von der UN finanzierten Einrichtung der Länder Zentralasiens und Russlands im Anti-
Drogenkampf. Der Drogenanbau sinkt zwar in Afghanistan, wie auch in den anderen 
Erzeugerländern, und weltweit fiel die Drogenproduktion nach Angaben der UN 2009 um 13 
Prozent. Die Gefahren scheinen jedoch eher noch anzuwachsen, denn die herkömmlichen 
Rauschgifte werden häufig lediglich durch synthetische ersetzt. Die UN erwartet in naher Zukunft 
ebenso viele Abhängige durch Amphetamine wie durch Opiate und Kokain zusammen.

Die Länder Zentralasiens können und sollten ihre Fähigkeiten, den Drogenhandel zu unterbinden, 
noch steigern. Nach Schätzungen der UN vom Juni 2010 beschlagnahmen sie durchschnittlich 
schätzungsweise fünf Prozent des über ihr Territorium geschmuggelten Heroins. Die Bilanz der 
Europäer ist nach UN-Ansicht teilweise noch viel schlechter. Zumindest auf dem Balkan liegt der 
Wert der beschlagnahmten Drogen noch deutlich niedriger, sogar teilweise unter zwei Prozent, 
auch bei EU-Mitgliedern. (Weitere Informationen 
http://www.unodc.org/unodc/en/press/releases/June/unodc-world-drug-report-2010-shows-shift-
towards-new-drugs-and-new-markets.html?fp=pr3).

Die Aufgabe der OSZE 
Die OSZE spielt bereits seit langem eine wichtige Rolle bei der Einhegung und teilweise auch 
Lösung von Krisen. Sie hat ihr Potenzial jedoch noch nicht ausgeschöpft und beschränkt sich 
weiterhin eher auf die Rolle eines Beobachters. Dies kann der in Wien ansässigen Organisation 
jedoch kaum vorgeworfen werden, es fehlen ihr schlicht die Instrumente. Könnten diese nicht 
geschaffen oder weiter entwickelt werden? Sollte die Katastrophe in Kirgistan, die vielleicht noch 
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öfter aufbrechen und ganz Zentralasien erschüttern und auch die Drogenflut verstärken könnte, 
nicht ein hinreichender Anlass hierfür sein?

Der kasachische OSZE-Vorsitz hat sich in den vergangenen Monaten handlungsfähig gezeigt, 
wenn auch während des Blutvergießens im Juni nur in beschränktem Maße. Mehr war kaum zu 
erwarten. Während dieser Krise wurde wieder einmal offenkundig, dass die OSZE nur 
eingeschränkt zu schnellen Handlungen in der Lage ist. Aber auch Russland, an das sich die 
kirgisische Führung während der Krise zunächst mit der Bitte um ein Eingreifen gewandt hat, 
zögerte aus nachvollziehbaren Gründen. Die EU, die USA und China, der östliche Nachbar 
Kirgistans, hielten sich noch stärker zurück. Die Stabilisierung Kirgisiens ist aufgrund der 
humanitären Dimension und der Drogenflut nicht nur eine Aufgabe der OSZE. Aber man könnte 
wohl die Handlungen und Unterlassungen der OSZE in Bezug auf Kirgistan als Lackmustest dafür 
betrachten, wie es um die Organisation bestellt ist?

OSZE: Vor einem Entwicklungsschritt? 
Mitte Juli gab es die Gelegenheit, die großen Worte „Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa“ stärker mit Leben zu erfüllen, als sich insgesamt 50 Außenminister 
der Mitgliedsstaaten und 500 weitere Diplomaten zu jenem informellen Außenministertreffen im 
kasachischen Almaty zusammenfanden.

Außenminister Guido Westerwelle gab bekannt, dass er mit seinem französischen Kollegen 
Bernard Kouchner bei einem gemeinsamen Aufenthalt in Kirgistan eine Einigung mit der 
kirgisischen Führung über eine Polizeimission erzielt habe, die im unruhigen Süden des Landes 
stationiert werden soll. Kirgistan hatte hierum gebeten. Es soll sich um zunächst 52 
Polizeioffiziere handeln, deren Anzahl in Zukunft auf 102 steigen könnte. Ihre Anzahl ist nicht 
gerade üppig, und es wird vermutlich Monate dauern, bis sie tatsächlich vor Ort sein können. Die 
Präsenz ist auf vier Monate befristet, wenn auch mit der Möglichkeit der Verlängerung. Der enge 
Zeithorizont ist für die Wirksamkeit der Mission sicher nicht zuträglich.

Die OSZE zeigt in Bezug auf Zentralasien keineswegs denselben politischen Willen, wie 
hinsichtlich des Balkans in den 1990er Jahren. Selbst im Jahr 2009 beliefen sich die Ausgaben der 
OSZE allein im Kosovo auf das Doppelte desjenigen, was für ganz Zentralasien aufgewendet 
wurde, obwohl dieses über zwanzigmal so viele Einwohner zählt.

Die Polizeimission ist kaum als entschlossenes Zeichen der OSZE zu werten. Bemerkenswert ist 
jedoch, dass Deutschland und Frankreich, in Abstimmung mit Kasachstan, die Bereitschaft 
demonstriert haben, innerhalb der Organisation eine Führungsrolle auszuüben und Verantwortung 
zu übernehmen. Und Kasachstan zeigt seinen Willen und seine Fähigkeit, als Stabilitätsanker in 
Zentralasien zu wirken. Es hat eine erhebliche Unterstützung beim Wiederaufbau der durch die 
Unruhen im Juni schwer in Mitleidenschaft gezogenen Städte im Süden Kirgistans zugesagt und 
schlägt eine Stärkung des OSZE-Zentrums in Bischkek vor, bislang jedoch noch ohne handfesten 
Erfolg.

Seit etwa einem Jahr treffen die OSZE-Botschafter der Mitgliedsstaaten wöchentlich zusammen, 
um über die Umrisse einer umfassenden gesamteuropäischen Sicherheitsordnung zu sprechen Sie 
werden von zahlreichen Mitarbeitern unterstützt, die in zehn Arbeitsgruppen diskutieren. In 
welchem Rahmen, wenn nicht in dem der OSZE, könnten diese Gespräche stattfinden?

Das Einstimmigkeitsprinzip bedingt ein kooperatives, und nicht etwa konfrontatives Vorgehen. 
Kritiker bemängeln, dass in Fragen der Einhaltung der Menschenrechte grundsätzlich stärkerer 
und durchaus öffentlicher Druck erforderlich sei. Die Bundesregierungen der vergangenen 20 
Jahre haben diese Einschätzung grundsätzlich nicht geteilt, sondern versucht Partner einzubinden. 
Auf dem Außenministertreffen haben sich die Beteiligten wiederum ausdrücklich zu den 
„Prinzipien von Helsinki“ bekannt, zu denen auch die Einhaltung der Menschenrechte gehört.
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Gipfeltreffen zum Jahresende geplant 
Gipfeltreffen haben sich in den vergangenen Jahren teilweise sicherlich zu Recht den Ruf 
erworben, mehr Showeffekte als Ergebnisse hervorzubringen. Insofern könnte man skeptisch sein, 
dass sich die Außenminister darauf geeinigt haben, erstmals seit 1999 wieder ein Gipfeltreffen der 
Staats- und Regierungschefs der OSZE-Staaten einzuberufen. Es soll gegen Jahresende in 
Kasachstan stattfinden, wofür das Land engagiert geworben hat. Deutschland signalisierte 
frühzeitig seine Unterstützung, während die USA skeptisch blieben, sich schließlich isoliert sahen 
und sich eher widerwillig der Mehrheit beugten und ihre Teilnahme zusagten.

Worauf könnte und sollte man sich auf dem Gipfel einigen? Einige Eckpunkte mögen umrissen 
sein: Die Organisation sollte den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit weg vom Balkan hin zum 
Kaukasusraum und Zentralasien verschieben. Die in den 90er Jahren gesetzten Prioritäten sind 
überholt. Der Kampf gegen die Drogen sollte noch stärker zu einem der Schwerpunkte der 
Tätigkeit der Organisation werden. Es geht um tausende Menschenleben. Und Ende dieses Jahres 
wird eine umfassende gesamteuropäische Sicherheitsordnung vielleicht auch Thema auf dem 
Gipfeltreffen sein können.

Die Bundeskanzlerin in Kasachstan 
Bundeskanzlerin Angela Merkel hielt sich am 18. Juli, also einen Tag nach dem informellen 
Außenministertreffen der OSZE-Staaten, erstmals zu einem offiziellen Besuch in der kasachischen 
Hauptstadt Astana auf. Die Kanzlerin würdigte die „enge und freundschaftliche Zusammenarbeit“ 
beider Länder. Dafür gibt es tatsächlich zahlreiche Belege: So ist 2010 das „Jahr der deutschen 
Kultur“ in Kasachstan, und bei dem Treffen wurden die rechtlichen Grundlagen für eine deutsch-
kasachische Universität gelegt, die sich im kasachischen Almaty befinden wird.

Auf einem mit etwa 500 Teilnehmern sehr gut besuchten Wirtschaftsforum, das zeitgleich mit 
dem Besuch der Kanzlerin stattfand, wurden zahlreiche Abkommen geschlossen, die 
beispielsweise den Aufbau von Fabrikationsanlagen oder die Einrichtung von 
Gemeinschaftsunternehmen vorsehen. Auf der deutschen Seite waren etwa mit „Siemens“ oder 
„Metro“ einige der Schwergewichte der deutschen Wirtschaft mit ihren Vorstandsvorsitzenden 
präsent. Sie waren bereits der Kanzlerin in den vergangenen Tagen nach Russland und China 
gefolgt. 

Zudem war auffällig, dass zahlreiche Unternehmen aus Ostdeutschland Verträge mit kasachischen 
Partnern unterzeichneten. Hierbei handelte es sich beispielsweise um den „Chemieanlagenbau 
Chemnitz“ oder „Berlin Chemie“. Es ist offensichtlich, dass diese Unternehmen ihre bereits vor 
Jahrzehnten entwickelten Kontakte weiter gepflegt haben. Der Gesamtumfang der unterzeichneten 
Verträge beläuft sich auf über zwei Milliarden Euro.  Kasachstan ist dabei, wieder ein sehr 
attraktiver Partner zu werden. In der ersten Hälfte dieses Jahres belief sich das kasachische 
Wirtschaftswachstum auf acht Prozent.

In den vergangenen zwei Jahren waren die deutsch-kasachischen Wirtschaftsbeziehungen einigen 
Belastungen ausgesetzt, was zumindest auch atmosphärisch auf der politischen Ebene einen 
gewissen Widerhall fand. Kasachische Banken waren aufgrund der weltweiten Finanz- und 
Wirtschaftskrise in Schwierigkeiten geraten, und es bestand die Gefahr, dass bei der 
bundeseigenen „Hermes Kreditanstalt“ aus diesem Grunde Verluste in dreistelliger Millionenhöhe 
anfallen könnten. Beide Seiten konnten sich im Juli zwar noch nicht endgültig einigen, wie die 
Probleme ausgeräumt werden sollen,  aber immerhin wurde erklärt, man sei „auf einem guten 
Weg“.

ANALYSE
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 Zur Person: Reinhard Krumm 

 

Dr. Reinhard Krumm ist der Leiter 
der Vertretung der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Moskau. Der Text basiert 
auf einer Untersuchung, die das 
Soziologische Institut der Russischen 
Akademie der Wissenschaften in 
Zusammenarbeit mit dem Büro der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Russland 
durchgeführt hat. 

Ist die russische Gesellschaft zur 
Modernisierung bereit?
Modernisierung ist das Schlüsselwort der Präsidentschaft Dmitrij Medwedews. 
Das Konzept, das zwischen Konservativen und Modernisierern noch 
umstritten ist, ist aber nicht zu verwirklichen ohne Unterstützung in der 
russischen Gesellschaft. Nach dieser Unterstützung fragt eine umfassende 
Erhebung, deren Ergebnisse hier referiert werden.

Von Reinhard Krumm
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ie soziologische Untersuchung zeigt, dass die 
russische Modernisierung vom Staat und vom 
Präsidenten angeschoben wird. Von ihm erwarten 

die Bürger Regeln, nach denen man normal leben und 
arbeiten kann, einen Rechtsstaat und ein sozial gerechtes 
Leben. Doch der Staat gilt gleichzeitig als der größte 
Bremser der Modernisierung. Die Beamten im 
Allgemeinen und die Mitarbeiter der Rechtsschutzorgane 
im Besonderen, also vor allem die Polizei, werden als 
Feinde tiefgreifender Veränderungen wahrgenommen. 
Einer der Hauptgründe dafür ist die verbreitete Korruption. Trotz allem existieren in der 
Gesellschaft Gruppen, die Reformen vorantreiben können. Die Studie nennt sie die Modernisierer, 
die etwa ein Viertel der Bevölkerung ausmachen. Ihre Widersacher, die Traditionalisten, sind 
zahlenmäßig in der Minderheit.

„Vorwärts Russland“

Die Präsidentschaft von Dmitrij Medwedew ist mit einem Wort verbunden: „Modernisierung“. 
Gemeint ist damit nicht nur eine technische Erneuerung des Landes wie einst die Losung 
„Kommunismus ist Sowjetmacht plus Elektrifizierung des ganzen Landes“ versprach. Aus den 
vielen Reden, vor allem der vom Herbst letzten Jahres „Vorwärts Russland“, ist deutlich 
herauszulesen, dass für Russland auch eine wirtschaftliche und politische Modernisierung geplant 
ist. 

Denn nach Jahren der Wirren unter der Präsidentschaft Boris Jelzins und der Stabilität unter 
seinem Nachfolger Vladimir Putin steht Russland vor der schwierigen Aufgabe, sich auf die 
kommenden Jahrzehnte vorzubereiten. Gemäß der neuen Sicherheitskonzeption von 2009 will das 
größte Land der Welt wirtschaftlich zu den fünf führenden Wirtschaftsmächten aufschließen. 
Dabei hat der Kreml erkannt, dass ohne Rechtsstaatlichkeit und eine ausgewogene Sozialpolitik 
eine innere Sicherheit nicht zu garantieren ist. 

Seit Peter dem Großen stellen sich Russen und Ausländer gleichermaßen die Frage, ob die 
russische Gesellschaft bereit und fähig zur Modernisierung ist. Nur in Wellen, behauptet der 
amerikanische Russlandforscher Richard Pipes, nicht kontinuierlich. Einige russische 
Wissenschaftler fordern derweil, die Aufholjagd gegenüber dem Westen einzustellen. Russland 
werde sich nach seinen eigenen Vorgaben reformieren. Auch diesen Streit zwischen Westlern und 
Slawophilen kennt die Geschichte seit Jahrhunderten.

Wer sind die Modernisierer? 
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Die „Nesawisimaja Gaseta“ (Unabhängige Zeitung) in Moskau will die Protagonisten der 
tiefgreifenden Modernisierung und deren konservative Widersacher ausgemacht haben: Präsident 
Medwedew und seine Ratgeber Arkadij Dworkowitsch und Igor Jurgens gegen Premier Putin und 
seine Ratgeber Wladislaw Surkow und Sergej Sobjanin. Die russischen Konservativen, so die 
Tageszeitung, setzen auf eine „Enklaven-Modernisierung“, auf einige Zentren, die dann auf den 
Rest des Landes ausstrahlen; also ein rein technischer Aufbruch.

Doch was denkt die Gesellschaft darüber? Selten sind bisher die Bürger zu Wort gekommen und 
zu ihrer Sicht auf die Chancen einer Modernisierung befragt worden. Eine entscheidende Frage, 
denn wenn die Mehrheit der Bürger eher skeptisch eingestellt ist, wie soll dann eine so radikale 
Umwälzung durchgeführt werden. Die menschenverachtenden Instrumente, die einst Peter der 
Große oder Stalin benutzten, stehen der Regierung nicht zur Verfügung.  
Igor Jurgens, Direktor des Instituts für moderne Entwicklung und Koautor einer in Russland und 
im Ausland oft zitierten Studie zur „wünschenswerten Zukunft Russlands“ geht von einer 
kritischen Masse von 20 Prozent aus. Diese reformorientierten Bürger seien die Voraussetzung, 
um den Modernisierungsprozess in Gang zu setzen.  
Eine vom Soziologischen Institut der Russischen Akademie der Wissenschaft in Zusammenarbeit 
mit dem Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Moskau durchgeführte repräsentative Studie soll 
dazu dienen, die Befindlichkeiten der russischen Bürger zur angekündigten Modernisierung 
darzustellen. Glauben sie an den Ruck, der Russland politisch, wirtschaftlich und technisch ins 21. 
Jahrhundert katapultieren soll? 

Die Voraussetzungen 

Etwa drei Viertel der russischen Bürger schätzen die Lage im Lande als „problematisch“ ein, als 
„krisenhaft“, elf Prozent sogar als „katastrophal“. Nur 16 Prozent halten sie für „normal“. Diese 
Einschätzung unterscheidet sich dramatisch von der Stimmung im Jahre 2010, als noch 44 Prozent 
der Bürger die Lage für „normal“ hielten. Die Folgen der Krise tragen dabei die Bürger (84 
Prozent), Unternehmer (33 Prozent), die Regierung (25 Prozent), am wenigsten die regionalen und 
lokalen Machteliten (17 Prozent). 

Fast widersprüchlich ist die Einschätzung der persönlichen Lage: Insgesamt etwa ein Drittel der 
Bürger sehen ihr eigenes Leben positiv, nur sechs Prozent als negativ, das beste Ergebnis seit 
1994. Dabei überwiegt der Optimismus erst seit 2001. Nicht zu übersehen sind die großen 
Unterschiede zwischen den Altersgruppen. So sind bei den 18–21jährigen 58 Prozent positiv 
eingestellt, bei den 41–50jährigen noch 31 Prozent und bei den über 60jährigen nur 18 Prozent. 
Wenig überraschend ist der Unterschied zwischen großen Städten (positive Bewertung bei 49 
Prozent) und kleinen Dörfern (positive Bewertung bei 20 Prozent).  
Eine erstaunliche Wandlung im Vergleich zur Sowjetunion hat sich bei den 
Eigentumsverhältnissen zugetragen: 85 Prozent der russischen Bürger nennen inzwischen ein 
Haus oder eine Wohnung ihr Eigentum, gleichwohl verfügen nur vier Prozent über Ersparnisse, 
die sie im Notfall ein Jahr lang versorgen könnten. Zudem wurden viele Anschaffungen wie 
Staubsauger, Mikrowelle und Computer erst in den letzten sieben Jahren getätigt. 

Die Erwartungen 

Die Bürger erwarten von der Modernisierung Gleichheit vor dem Gesetz (41 Prozent), Kampf 
gegen die Korruption (38 Prozent) und soziale Gerechtigkeit (31 Prozent). Die Wiedergeburt 
russischer Werte oder die Demokratisierung der Gesellschaft spielen nur eine untergeordnete 
Rolle. Im Bereich der Sozialpolitik ist fast die Hälfte der Befragten der Meinung, dass der Staat 
allen Bürgern ein bestimmtes Wohlstandsminimum garantieren sollte, für alles Weitere sei der 
Bürger selbst verantwortlich. Die Meinung, der Staat solle nur den Schwachen helfen, findet nur 
bei 16 Prozent Unterstützung, die Meinung, dass der Staat sich ganz heraushalten sollte, nur bei 4 
Prozent.  
Die Autoren teilen die Bürger auf in Modernisierer und Traditionalisten. Dazu dienten ihnen zwölf 
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Indikatoren wie Pluralismus, Toleranz, Verantwortung, Individualismus, Freiheit und 
Menschenrechte. Daraus ergibt sich folgendes Bild: 23 Prozent der Bevölkerung sind den 
Modernisierern zuzuordnen und 15 Prozent den Traditionalisten. Die Mehrheit ist unentschieden. 
Bei der wirtschaftlich aktiven Stadtbevölkerung ist das Verhältnis 30 zu 8.  
Während vor allem Modernisierer eine innovative Wirtschaft für den Motor der Modernisierung 
halten, sind es bei dem Thema der sozialen Gerechtigkeit vor allem Traditionalisten. Kein 
Unterschied ist festzustellen bei den Themen Kampf gegen die Korruption und Gleichheit vor dem 
Gesetz, die von beiden Gruppen eingefordert werden.  
Entsprechend hat sich die Einstellung der Bürger verändert gegenüber der Macht der Gesetze und 
der Macht der politischen Führer. „Für Russland sind gute Gesetze wichtiger“ war für fast die 
Hälfte der Russen entscheidend (2004 noch 39 Prozent), während die Meinung, dass die 
Entscheidungsträger wichtiger sind, leicht abgenommen hat, von 50 Prozent auf 47 Prozent. 
Das ist die Theorie. Doch da die Rechtsschutzorgane kein Vertrauen in der Bevölkerung genießen 
(Misstrauen gegenüber Gerichten 53 Prozent, gegenüber Polizei 58 Prozent), sind die Institutionen 
des Präsidenten und der Regierung hochgeachtet (Vertrauen in das Amt des Präsidenten 71 
Prozent, in die Institution Regierung 57 Prozent). Wenig verwunderlich ist das gute Image der 
Kirche mit 56 Prozent Zustimmung auf der einen Seite und das katastrophale Bild der Parteien mit 
nur 12 Prozent Zustimmung auf der anderen Seite.  
Das Verhältnis zwischen „Freiheit, ohne die das Leben seinen Sinn verliert“ und „materieller 
Wohlstand ist das Wichtigste im Leben“ hat sich im Verlauf der letzten 15 Jahre deutlich und 
kontinuierlich verändert. Waren 1995 noch fast zwei Drittel von der Freiheit beseelt und nur 
knapp ein Drittel vom Wohlstand, so ist die Gesellschaft heute in etwa zur Hälfte geteilt.  
Dabei ist der Arbeitsplatz für die überwiegende Mehrheit allein die Quelle des Broterwerbs. Eine 
Weiterqualifizierung, die Möglichkeit neuer Beziehungen oder Gespräche sowie 
Selbstverwirklichung finden am Arbeitsplatz kaum statt. 

Die Auswirkungen 

Als Hauptziel der Modernisierung sehen die Bürger Bekämpfung der Korruption (49 Prozent), 
effektive Verwaltung (36 Prozent), Vorbereitung von neuen Kadern sowie der Dialog zwischen 
Staat und Volk darüber, was modernisiert werden soll. Etwa ein Viertel erwartet ein Ergebnis in 
den kommenden 5 bis 10 Jahren, ein gutes Drittel für die kommenden 10 bis 15 Jahre, ein Viertel 
für die nächsten 20 Jahre und knapp ein Fünftel erwartet für die nächsten 30 Jahre keine 
Veränderungen. 

Dabei wird erwartet, dass es sich bei dem russischen Wirtschaftsmodell um eine staatlich geleitete 
Ökonomie handeln wird (42 Prozent), nur 14 Prozent glauben an eine freie Marktwirtschaft. Für 
die komplette staatliche Regulierung treten vor allem die ein, die fast gar nicht mehr an 
marktwirtschaftlichen Beziehungen teilnehmen, die Rentner. Und umgekehrt treten vor allem die 
Jüngeren für die Kräfte des freien Marktes ein.  
Bei ihnen ist auch das Element des Individualismus ausgeprägter als bei der älteren Generation. 
Dabei kehrt sich der Bürger ab vom Staat und hin zur Familie. Das Wohlergehen der Familie, so 
heißt es in der Studie, „symbolisiert für die Russen das wichtigste Kriterium für den Erfolg im 
Leben“. Dabei nahm in den letzten zehn Jahren der Glaube an Gott zu (60 Prozent), der Glaube an 
sich selbst blieb konstant (49 Prozent), während der Glaube an das Schicksal deutlich abnahm 
(von 51 Prozent auf 35 Prozent).  
Und wer soll die Modernisierung voranbringen? Eine deutliche Mehrheit erhalten Arbeiter (83 
Prozent), Bauern (73 Prozent) und die Intelligenz (71 Prozent). Es folgen die Jugend, die 
Unternehmer und die Mittelklasse. Abgeschlagen, und damit als Bremser der Modernisierung 
klassifiziert, sind die Mitarbeiter der Rechtsorgane (32 Prozent) und Beamte (18 Prozent). 

Zusammenfassung 

Die russische Modernisierung wird erneut vom Staat angeschoben, initiiert vom Präsidenten. Das 
erstaunliche an der Umfrage des Instituts für Soziologie der Akademie der Wissenschaften ist, 
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dass der Staat gleichzeitig als größter Bremser der Modernisierung gesehen wird. Dabei fordern 
die Bürger gerade von ihm Regeln, nach denen alle leben und arbeiten können, ohne Ausnahme. 
Dazu gehören der Rechtstaat und ein sozial gerechtes Leben. 
  
Doch die Beamten im Allgemeinen und die Mitarbeiter der Rechtsschutzorgane im Besonderen, 
also vor allem die Polizei, stören dabei. Als Hauptgrund erkennen die Bürger die Korruption. 
Trotzdem existiert der aktive Teil der Gesellschaft, der Reformen vorantreiben kann. Die Studie 
nennt sie die Modernisierer, die etwa ein Viertel der Bevölkerung ausmacht. Ihre Widersacher, die 
Traditionalisten, sind zahlenmäßig in der Minderheit.  
Entscheidend für eine erfolgreiche Modernisierung und damit für die Zukunft Russlands als ein 
hochentwickelter Staat im 21. Jahrhundert sind Rechtsstaatlichkeit und der Kampf gegen die 
Korruption. Die russische Gesellschaft, so die Studie, ist für die Modernisierung bereit, Potential 
ist vorhanden. Aber aufgrund der Besonderheiten der nationalen Mentalität, die viel mit der 
Geschichte der Sowjetunion zu tun hat, ist die Aufgabe „mehr als schwierig“. Premier Putin, so 
einer der Autoren, steht in diesem Sinne dem Volk näher als Präsident Medwedew. 

*

Mit freundlicher Genehmigung aus russland-analysen 205/10.

SLOWAKEI

Außenpolitik: Vision einer politischen 
Selbständigkeit
Am 08. Juli diesen Jahres wurde Iveta Radičová zur ersten slowakischen 
Ministerpräsidentin ernannt. Radičová wird mit dem ehemaligen 
Ministerpräsidenten und jetzigen Außenminister Dzurinda den dritten 
bedeutenden Schwenk in der slowakischen Außenpolitik seit der 
Unabhängigkeit im Jahr 1993 durchführen. Von 1993-1998 verfolgte man in 
Bratislava eine „Vision einer politischen Selbstständigkeit“, danach folgten ein 
radikaler pro-amerikanischer Schwenk und eine Außenpolitik wie von einem 
„52. Staat der USA“, so der im Juli aus dem Amt geschiedene Ex-
Ministerpräsident Robert Fico. Unter seiner Ägide (2006-2010) wurde ein 
neuer Ansatz in der Außenpolitik versucht, der nun sein jähes Ende findet.

Von David Noack
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ach 1989 war die Tschechoslowakei nicht mehr ein Vasall Moskaus. Unter dem ersten nicht
-kommunistischen Präsidenten seit Edvard Beneš, Václav Havel, orientierte sich der 
Nachbar Deutschlands zunehmend gen Westen. Doch diese Bewegung gab es mehr in der 

Politik der tschechischen Hauptstadt Prag als in der slowakischen Hauptstadt Bratislava. Im Osten 
der Tschechoslowakei herrschte seit dem Umbruch im Jahr 1989 die demokratische 
Sammelbewegung VPN (Öffentlichkeit gegen Gewalt) aus der später die HZDS (Bewegung für 
eine demokratische Slowakei) hervorging. Premier wurde 1990 Vladimír Mečiar. Der 
Regierungschef in Bratislava favorisierte Anfang der 1990er Jahre eine föderale Lösung für die 
ČSR genannte Tschechoslowakei. Aber die Verhandlungen zwischen Ost- und Westteil des 
Landes scheiterten und zwei neue Staaten waren geboren: Die Tschechische und Slowakische 
Republik.
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Eine Politik gegen Moskau war nicht denkbar

Die Tschechische Republik orientierte sich fortan nach Deutschland und wandte sich der EG/EU 
und NATO zu. Die Slowakei dagegen suchte eine poly-vektorielle Außenpolitik – einen 
Ausgleich zwischen Ost und West. Offizielles Ziel der Mečiar-Regierung (1992-1998) war die 
euro-atlantische Integration. Doch die Eingliederung in den westeuropäischen Wirtschafts- und 
Sicherheitsraum war nur eine von mehreren Prioritäten. Laut offizieller Erklärung waren die 
Beziehungen zur OSZE und die regionale Kooperation mit der Tschechischen Republik, 
Österreich, Polen, Ungarn und Ukraine (in dieser Reihenfolge) ebenfalls wichtig. Von geringster 
Priorität und „rein wirtschaftlich“ sollten die Beziehungen zur Russischen Föderation sein. 
Die öffentlichen Verlautbarungen konnten nicht verschleiern, dass die beiden kleineren 
Koalitionspartner der Mečiar-Regierung, die kommunistische Assoziation der slowakischen 
Arbeiter (ZRS) und die rechte Slowakische Nationalpartei (SNS), die Westintegration 
vollkommen ablehnten. In den 1990er Jahren wurden verschiedene Modelle der internationalen 
Ausrichtung in der slowakischen Politik besprochen. Zu erwähnen sind hierbei das Modell einer 
Brücke zwischen Ost und West, die Vision einer Pufferzone, das Modell des machtpolitischen 
Zentrums und die erklärte Neutralität. Egal wie die Entscheidung ausfiel – eine Politik gegen 
Moskau wäre nicht zu machen gewesen: In der Slowakei gab es nie die Tendenz einer anti-
russischen Stimmung in Bevölkerung und Eliten.

Die Westintegration wurde vernachlässigt 
Korruption und autokratische Tendenzen schreckten jedoch den Westen zunehmend ab. Mečiar 
und seine Regierung wandten sich in der Folge der Russischen Föderation zu. Für Moskau wurde 
die Slowakei zum Brückenkopf der strategischen Interessensumsetzung in Mittelosteuropa. 
Spätestens ab 1995 wurde eine Annäherung Bratislavas an den großen Bruder im Osten 
offensichtlich. 1997 tauchten Berichte auf, dass Mitglieder des slowakischen Geheimdienstes in 
Russland geschult würden. Vor allem wegen der russisch-slowakischen Geheimdienstbeziehungen 
blockierte Großbritannien eine weitere Annäherung der westeuropäischen Staaten mit der 
Slowakei. Die Beziehungen Bratislavas nach Moskau waren nie wirklich schlecht, doch nun 
wurden sie immer besser – während die Westintegration weiter vernachlässigt wurde. 
Wirtschaftlich war die Slowakei immer eng an den Osten angebunden. Seit 1993 war die Slowakei 
als einziger Nicht-GUS-Staat am sogenannten Surgut-Projekt beteiligt. Es sicherte dem kleinen 
Land kontinuierliche Lieferungen russischen Erdöls zu Preisen weit unter dem Weltmarktniveau. 
Die Teilnahme an Surgut war ein Novum: Zum ersten Mal nahm ein Nicht-Ex-Sowjetunion-Staat 
an einem GUS-Mechanismus teil. In den 1990er Jahren importierte die Slowakei um die 
80Prozent  seines Erdöls aus Russland – unter anderem aus politischen Gründen. Nahezu 40 
Prozent der Wirtschaft waren auf die Märkte im Osten des Landes ausgerichtet – diese 
Arbeitsplätze sollten auch weiterhin nicht verloren gehen. Das bestärkten auch vor allem die 
HZDS-Politiker, die persönlich davon profitierten. Im Jahr 1996 gab es rund 60 slowakisch-
russische Abkommen auf Regierungsebene – das ist ungewöhnlich für die ehemaligen Ostblock-
Länder. Wirtschaftlich und außenpolitisch versuchte man in Bratislava eine „Vision einer 
politischen Selbstständigkeit“ zu verfolgen, so der damalige Präsidentenberater Augustín Húska.

Forderung nach politischer Neutralität

Im Jahr 1997 entschieden sich dann die beiden kleineren Koalitionspartner von Vladimír Mečiar 
für ein Modell der internationalen Ausrichtung. Im April des Jahres reiste der damalige russische 
Premier Viktor Tschernomyrdin nach Bratislava und unterzeichnete Abkommen, die die Slowakei 
enger an Moskau binden sollten – eine Reaktion auf die nun offen anvisierte Aufnahme Polens, 
Tschechiens und Ungarns in die NATO. Der Parteiführer der slowakischen Nationalisten Ján Slota 
nahm die von Tschernomyrdin angeregte Position auf und verlangte eine Neutralität der Slowakei 
– militärisch abgesichert durch Russland. Der zweite kleine Koalitionspartner Mečiars, die 
Arbeiterassoziation der Slowakei, schloss sich der Forderung der Nationalisten an. 
Von besonderem Charakter war auch der Vertrag über eine militärische Zusammenarbeit zwischen 
der Slowakei und Russland. In ihm wurde festgelegt, dass Russland alle slowakischen 
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Militärflughäfen nutzen darf. Damit war Moskau ein Anker in Mitteleuropa gegeben, der an 
Österreich, Tschechien und Ungarn grenzte. Angesichts der NATO-Ostausdehnung kam der 
Slowakei als Russlands westlichem Vorposten (neben Serbien, welches aber südlicher liegt) 
besondere Bedeutung zu. Zbigniew Brzeziński beschrieb in seinem Buch „Die einzige Weltmacht 
- Amerikas Strategie der Vorherrschaft“ aus dem Jahr 1997, dass damals Ungarn, Rumänien, 
Moldawien und Bulgarien zu den Ländern unter geopolitischer Herrschaft der USA gehören, 
während die Slowakei und Ukraine lediglich zu den Ländern der Einflusssphäre der Vereinigten 
Staaten gehören. Bratislava und Kiew waren in den Fokus der amerikanischen Strategen geraten.

Radikaler Schwenk in der Außen- und Sicherheitspolitik 

Wegen der besonderen Allianz zwischen der Slowakei und der Russischen Föderation geriet 
Bratislava ins Visier außenpolitischer Vorfeldorganisationen der USA. Das National Endowment 
for Democracy finanzierte zur Wahl 1998 Kampagnen zum Sturz von Vladimír Mečiar. Die Wahl 
gewannen die pro-westlichen Parteien der Demokratischen Union, der Partei der demokratischen 
Linken der Grünen und zweier weiterer Parteien der „Slowakischen Demokratischen Koalition“. 
Ein radikaler Schwenk in der Außen- und Sicherheitspolitik wurde vollzogen. „Da der NATO-
Beitritt höchste außenpolitische Priorität genoss, entschied sich die Slowakei, die NATO-
Luftangriffe nicht nur rhetorisch zu unterstützen, sondern seinen Luftraum und das Schienennetz 
für NATO-Transiteinheiten zu öffnen. Die Entscheidung der Regierung war eindeutig – trotz 
mangelnder Unterstützung in der Öffentlichkeit und von weiten Teilen der Opposition.“ 
Außerdem ging man in Bratislava dazu über „Russland in der slowakischen Außenpolitik 
komplett zu ignorieren.“ 
NATO- und EU-Integration wurden zur außenpolitischen Maxime erklärt – egal wie unbeliebt 
besonders die NATO im Land selbst war. Wie für das „neue Europa“ kennzeichnend beteiligte 
sich die Slowakei fortan an mehreren NATO- und UN-Peacekeeping-Operationen. Noch im Jahr 
von Dzurindas Regierungsantritt entsandte die „neue Slowakei“ Soldaten zur SFOR nach Bosnien
-Herzegowina. Im Jahr darauf folgte die Stationierung von 40 slowakischen Soldaten im Rahmen 
eines österreichischen Kontingents im Kosovo (Serbien). 2001 folgte die Entsendung von Truppen 
nach Ost-Timor und ein Jahr darauf nach Afghanistan und Kuwait. Gemeinsam mit der 
Tschechischen Republik wieder auf einer Linie, nämlich auf pro-NATO-Kurs, wurde die 
Kooperation mit dem Nachbarland wieder forciert – so unter anderem mit einem gemeinsamen 
tschechisch-slowakischen Bataillon, welches seit 2002 im Kosovo im Einsatz ist. 

Schlüssel einer neoliberalen Offensive der USA

Auch wirtschaftlich hielt man sich nun fortan in Bratislava an die Dogmen aus dem Westen. So 
wurden die flat tax eingeführt – ein einheitlicher Steuersatz für alle – und Privatisierungen 
vorgenommen. Laut dem US-Botschafter in Bratislava sahen die Vereinigten Staaten die 
wirtschaftsliberalen Reformen in Bratislava als Schlüssel einer „neoliberalen Offensive“ in 
Europa. Der IWF sowie die OECD erklärten 2004 die Slowakei für das „reformfreudigste“ ihrer 
Mitgliedsländer. Der Handel des kleinen Landes an der Donau orientierte sich nun nach Westen. 
Deutschland wurde der Hauptexport- und -importpartner. Der Anteil der Exporte nach Osten 
wurde quasi irrelevant, und der Import aus Russland reduzierte sich bis 2004 auf knapp neun 
Prozent. 
Doch massive soziale Verwerfungen durch die neuen Ansätze in der Wirtschaft machten die pro-
westliche Regierungspolitik unbeliebt. Am 24. April 2004 kam es in der Ostslowakei zur ersten 
Hungerrevolte in Mitteleuropa seit dem Ende des Ersten Weltkrieges. Tausende Angehörige der 
vernachlässigten Minderheit der Roma hatten „an diesem Tag im Osten des Landes Supermärkte 
und Lebensmittelläden überfallen, um ihre Existenzgrundlage […] gewaltsam zu sichern.“, so der 
Osteuropaexperte Hannes Hofbauer.  Armee und Sonderpolizei wurden eingesetzt, um die 
Situation wieder unter Kontrolle zu bringen.  
Die Bevölkerung wandte sich von den herrschenden Konservativen und Liberalen ab. Bei den 
Präsidentschaftswahlen 2004 kam es zu einer Überraschung: Hatten vor allem westliche Medien 
den Sieg des Regierungskandidaten Eduard Kukan (SDKÚ) vor der Wahl vorausgesagt und 
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gemeint, der Ex-Präsident Mečiar und sein ehemaliger Weggefährte Ivan Gašparovič würden nur 
um den zweiten Platz buhlen, ging am 03. April alles auf einmal anders aus. Mečiar gewann 
überraschenderweise den ersten Wahlgang und Gašparovič errang den zweiten Platz. Der 
Zweitplatzierte hatte eine Abspaltung von Mečiars HZDS ins Leben gerufen, die HDS (Bewegung 
für Demokratie). Bei sonstigen Wahlen blieb die HDS quasi irrelevant. Bei den 
Präsidentschaftswahlen 2004 genoss der HDS-Kandidat die Unterstützung der linkspopulistischen 
SMER sowie der nationalistischen SNS. Laut der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin 
profilierte sich Gašparovič bei den Wahlen um das Präsidentenamt als Politiker mit einer sozialen 
Ader. Im zweiten Wahlgang gewann Gašparovič, und ein Präsident in Opposition zur Regierung 
vertrat nun offiziell das Land.

Keine Verbündeten mehr in der Europäischen Union

Im Wahljahr 2006 verlor die damals regierende liberal-konservative Koalition die absolute 
Mehrheit. Premierminister Dzurinda, der das Land in die NATO und EU geführt hatte, wurde 
abgewählt. Eine schwierige Regierungsbildung stand nun bevor. Konservative Kreise in Europa 
hofften auf einen pro-europäischen Schwenk von Mečiars HZDS und die Sozialdemokraten 
Europas versuchten, eine Regierung der linkspopulistischen SMER, die Mitglied der europäischen 
sozialdemokratischen Partei PES war, mit den Nationalisten der SNS zu verhindern. Doch die 
Bemühungen waren erfolglos – am 28.06.2006 erklärten die Sozialisten, mit den Rechtspopulisten 
und Gaullisten eine gemeinsame Regierung bilden zu wollen. Die PES war darüber gar nicht 
erfreut und warf die SMER aus ihrer Fraktion und später aus der Partei. Das EU-Parlament setzte 
eine Monitoring Group ein, da eine Verschlechterung der Lage der Roma befürchtet wurde. Bis 
auf den tschechischen Premier Jiri Paroubek hatte die neue slowakische Regierung keine 
Verbündeten mehr in der Europäischen Union – und der Sozialdemokrat Paroubek war bereits 
abgewählt. Die erste Auslandsreise führte den neuen Premier dann auch nach Tschechien. Die 
neue Koalition in Bratislava sah sich sogar genötigt, formell die Bündnistreue zur EU und NATO 
zu schwören. Schließlich hatten SNS und HZDS in der Vergangenheit offen anti-westlich agiert, 
und auch der neue Premier Robert Fico war im Wahlkampf vor allem mit US-kritischen 
Kommentaren aufgefallen.

Der „52. Staat der USA“

Nach dem radikalen Schwenk von 1998 war 2006 erneut eine Kursänderung in der slowakischen 
Außen- und Sicherheitspolitik zu verzeichnen. Zwar war eine poly-vektorielle Außenpolitik und 
große Distanz wie in den 1990er Jahren nicht vorgesehen, aber die auswärtige Politik sollte 
durchaus diversifiziert werden. Als erstes begann man in Diwaniyya im Südirak, die slowakischen 
Truppen auf den Heimweg zu schicken – die Slowakei sei schließlich nicht der „52. Staat der 
USA“ (Robert Fico). In Zukunft wolle die neue Regierung an der Donau nur noch UN-
mandatierte Einsätze unterstützen. Ende 2007 war der Irak-Abzug beendet. Im Jahr 2010 wurden 
die slowakischen Truppen der UNDOF auf den Golanhöhen in Syrien zurück in die Heimat 
geholt. 
Während die Slowakei in der EU isoliert war, deutete sich eine Verbesserung der Beziehungen zu 
anderen Staaten außerhalb der europäischen Staatengruppe an. Noch als Oppositionsführer hatte 
Robert Fico 2003 den Präsidenten von Belarus, Alexander Lukaschenko, besucht. Nach dem 
Amtsantritt der SMER-SNS-HZDS-Regierung verlautbarte der Botschafter für 
Sonderangelegenheiten der Republik Belarus, dass sich die Beziehungen beider Staaten 
verbessern würden. Neupremier Fico kündigte an, nach Venezuela, Libyen und China zu reisen, 
und besuchte demonstrativ einen Empfang in der kubanischen Botschaft zum 48. Jahrestag der 
Kubanischen Revolution. Nichtsdestotrotz wurden Posten im Außenministerium und auf 
internationaler Bühne an erfahrene Diplomaten vergeben.

Zahlungsmittel Euro
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Trotz anfänglich verwirrender Signale beharrte Neu-Premierminister Fico darauf, dass Kontinuität 
in der Außen- und Sicherheitspolitik gewahrt bleibe. So hat das Land an der Donau mittlerweile 
doppelt so viele Soldaten nach Afghanistan entsendet. 2010 wurde bekannt, dass die Slowakei mit 
den USA ein gemeinsames Anti-Terror-Zentrum errichten will. Auch wurde der Lissabon-Vertrag, 
trotz anfänglichen Misstrauens, angenommen. Derzeit stellt die Slowakische Republik gemeinsam 
mit Polen, Deutschland, Litauen und Lettland eine European Battlegroup (EU BG). Mittlerweile 
ist auch die SMER wieder Teil der europäischen sozialdemokratischen Partei PES. Das zeigt 
deutlich, dass die slowakische Regierung ein anerkannter Partner in der EU ist. Im Jahr 2009 
übernahm die Slowakei als zweites osteuropäisches Land nach Slowenien den Euro als 
gesetzliches Zahlungsmittel. 
Trotz Teilkontinuität gab es auch einen bedeutenden Wandel in der slowakischen Außenpolitik. 
So wurden die Beziehungen zu Russland massiv ausgebaut – sowohl wirtschaftlich als auch 
militärisch. Im Streit um die Errichtung einer Raketenabwehr positionierte sich die Slowakei auf 
russischer Seite. Die einseitige Unabhängigkeitserklärung des Kosovo lehnte Bratislava scharf ab 
und fand sich somit auch im russischen Lager wieder. Bei der Nichtanerkennung des Kosovo 
dürfte auch eine Rolle gespielt haben, dass der ungarischen Minderheit im Süden des Landes pro-
separatistische Tendenzen vorgeworfen werden. Während des Kaukasuskonfliktes 2010 verurteilte 
der slowakische Premier Fico die „georgische Aggression“ gegen Südossetien und entsandte 
humanitäre Hilfe nach Südossetien. Während eines Besuches des russischen Präsidenten 
Medwedew in diesem Jahr unterstützte das slowakische Staatsoberhaupt Gašparovič den 
russischen Vorschlag eines gemeinsamen Sicherheitsraumes von Wladiwostok bis Vancouver. Die 
Russische Föderation ist wieder ein wichtiger Faktor in der slowakischen Außenpolitik.

Gute Beziehungen zu China

Zusätzlich zur Aufwertung der Beziehungen mit Russland suchte Bratislava freundschaftliche 
Beziehungen zu Belarus, China, Vietnam, Syrien und Libyen. Der chinesische Präsident Hu Jintao 
besuchte das Land an der Donau im vergangenen Jahr zum 60. Geburtstag der (tschecho-) 
slowakisch-chinesischen Beziehungen. Die Slowakei war dabei das einzige EU-Land der Drei-
Nationen-Tour (Russland, Slowakei und Kroatien) des chinesischen Staatsoberhauptes. Dieses 
Jahr wurde bekannt, dass China mehrere Strecken für Hochgeschwindigkeitszüge nach Europa 
bauen will – einer könnte in der Slowakei enden. Darüber hinaus besuchte der chinesische 
Verteidigungsminister General Liang Guanglie die Slowakei und deutete an, die 
Militärbeziehungen beider Länder auf ein neues Niveau stellen zu wollen. Die slowakische 
Rüstungsindustrie soll auch gute Beziehungen nach Asien im Allgemeinen und China im 
Speziellen pflegen. Liang besuchte ebenfalls nur drei Länder – die Slowakei, Bulgarien und 
Serbien. Das sind die drei strategischen russischen Anker in Mitteleuropa in der Vergangenheit 
gewesen und mit Einschränkungen sind sie es auch noch in der Gegenwart.  
Im Nahost-Konflikt positionierte sich die Slowakische Republik in den letzten Jahren auch neu. 
Die slowakischen Truppen der UNDOF wurden bis 2010 aus Syrien abgezogen und die 
freundschaftlichen Beziehungen zum Land in der Levante betont. Noch lange bevor der 
französische Präsident Sarkozy mit diplomatischen Offerten Syrien wieder in Europa hoffähig 
machte, traf der damalige slowakische Außenminister Ján Kubiš sein syrisches Gegenüber Walid 
Mualem im Jahr 2010. Es wurde beiderseitig erklärt, dass die syrisch-slowakischen Beziehungen 
ausgebaut werden müssen. Vor einem Besuch des derzeitigen slowakischen Außenministers 
Miroslav Lajčák in Israel kam es zu einem Treffen von bekannten Vertretern der Genfer Initiative  
mit Lajčák – eine deutliche Distanzierung zur derzeitigen israelischen Regierungspolitik.

Distanz zu den USA

In Strategie und Rhetorik bleibt die slowakische Regierung – trotz beschworener Kontinuität zur 
Vorgängerregierung – auf Distanz zu den USA. Bei einem Treffen der NATO-Außenminister in 
Bratislava am 22.10.2009 kritisierte Premierminister Fico die US-Politik im Irak sehr scharf. „Wir 
lehnten die Mission im Irak ab, da die Nutzung militärischer Kräfte nur von Ölinteressen geleitet 
war!“ NATO-Generalsekretär Rasmussen verschlug es dabei die Sprache. Außerdem wurde die 
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Eröffnungszeremonie einer  
Schule für hörgeschädigte  

Slowakei temporäre Heimat von über 100 palästinensischen Flüchtlingen aus dem Irak. 
Palästinenser im Irak haben einen besonders schweren Stand, da sie nicht nach Jordanien oder 
Syrien fliehen können. Die Aufnahme der irakischen Palästinenser ist ein Signal, in Zukunft mehr 
auf humanitäre Hilfe zu setzten. Der Entwicklungshilfehaushalt wurde in den letzten Jahren 
aufgestockt – während der Verteidigungshaushalt um ein Fünftel gekürzt wurde. 
Die fundamentale Kritik der derzeitigen slowakischen Regierung an der 
Unabhängigkeitserklärung der serbischen Provinz Kosovo wird regelmäßig wiederholt. Der 
Vizeaußenminister der Slowakischen Republik nannte das Kosovo sogar verächtlich „Drogen-
ovo“ und sah eine offensichtliche Verbindung zwischen Pristina und der organisierten 
Kriminalität. In Bratislava versicherte man sogar, auf alle Zeit das Kosovo nicht anzuerkennen. 
Auch Treffen des kosovarischen Außenministers mit Lajčák im Herbst 2009 und im Frühling 
2010 änderten daran nichts. Dieses Jahr werden die slowakischen Truppen aus der Region fast 
vollständig abgezogen. Lediglich 20 Soldaten bleiben auf dem Balkan stationiert. 
Die angekündigte Verbesserung der slowakisch-venezolanischen Beziehungen blieb bis heute aus. 
Innerhalb der EU versuchte die slowakische Regierung die Bedeutung der Staaten im Südosten 
des europäischen Raumes zu verstärken. Beitritte von Staaten wie Montenegro und Moldawien 
werden von Premier Fico und seinen Außenpolitikern begrüßt. Die auswärtige Politik wurde 
wieder auf verschiedene Stützen gestellt – militärisch, politisch und vor allem auch wirtschaftlich. 
Zwar war die Politik nicht vergleichbar mit der fast schon isolationistischen Mečiar-Zeit, aber 
durchaus poly-vektoriell orientiert. 
Die linke SMER hat zwar die Parlamentswahlen vom 12.Juni 2010 gewonnen, jedoch ist ihr der 
gaullistische Koalitionspartner HZDS abhandengekommen. Die Mitte-Rechts-Parteien stellen nun 
eine Mehrheit im slowakischen Nationalrat und seit Anfang Juli ist die SDKÚ-Spitzenkandidatin 
Iveta Radičová neue Premierministerin. Sie wird  nun zur Außen-, Verteidigungs- und 
Wirtschaftspolitik der Ära Dzurinda zurückkehren.

MAROKKO

Zehn Jahre Herrschaft Mohammed VI. – 
Reformkönig oder Verwalter des Status Quo?
Am 30. Juli feierte König Mohammed VI. von Marokko sein elfjähriges 
Thronjubiläum. Er hat im ersten Jahrzehnt seiner Herrschaft für Marokko 
entscheidende Weichenstellungen vorgenommen. Hier eine Bilanz dieser 
Veränderungen: Wie weit ist es dem Monarchen gelungen, die Versprechen, 
die er bei seiner Thronbesteigung 1999 abgegeben hatte, in die Realität 
umzusetzen?

Von Mohammed Khallouk
EM 08-10 · 04.08.2010
 

it der Inthronisierung König Mohammeds war 1999 kein 
gewöhnlicher Generationswechsel innerhalb der 
Staatsführung vollzogen worden. Der neue, damals gerade 

einmal 36-jährige Monarch hatte einen grundlegend anderen 
Erfahrungshorizont als sein verstorbener Vater Hassan II. 
Mohammed ging die vernachlässigte Aufgabe der Modernisierung 
von Staat und Gesellschaft deshalb energisch an.
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Kinder in Quida  mit dem 
marokkanischen 
Monarchen Mohammed VI. 
(Foto: MAP – Linh)

Der junge König hatte die Protektoratszeit Marokkos nicht mehr 
erlebt, war bereits in einem rechtlich souveränen Staat 
aufgewachsen. Dieser hatte allerdings die Anforderungen der 
Moderne – wenn überhaupt – nur sehr unzureichend bewältigt. 

König Mohammeds Anliegen sollte demnach eine beschleunigte Fortführung der erst gegen Ende 
der Ära Hassan II. eingeleiteten politischen Reformen, ein Wandel zu mehr Demokratie und 
Pluralismus, die Herstellung von Gleichberechtigung der Geschlechter und 
Bevölkerungsschichten, sowie ein konstruktives Programm zur sozioökonomischen Entwicklung 
des Landes darstellen. 

Ein grundsätzlich geändertes Rollenverständnis des 
Monarchen 
Um sich von der autoritären Herrschaftsweise seines Vaters zu distanzieren, sowie die 
Bereitschaft zu einer Erneuerung des Landes erkennen zu lassen, erschien ein grundsätzlich 
geändertes Rollenverständnis vonnöten, das der Monarch als Moderator und Förderer kreativer 
Ideen aus der Zivilgesellschaft wahrnimmt. 

Zu erörtern gilt es nun, in wie weit Mohammed VI. sich im ersten Jahrzehnt seiner Herrschaft 
nicht nur rhetorisch von seinem Vorgänger abzugrenzen vermochte, sondern sich auch als Initiator 
für gesellschaftspolitischen Wandel erwies. Erfuhr Marokko unter seiner Führung eine 
Entwicklung hin zu mehr Freiheit, Chancengleichheit und sozialer Gerechtigkeit oder hat der 
junge König das politisch repressive und ökonomisch ineffektive Herrschaftssystem seines Vaters 
unter moderneren Vorzeichen weitgehend beibehalten? 

Welche hohen Erwartungen in ihn gesetzt wurden, dessen war sich Mohammed VI. von Anfang 
an bewusst, als er seine drei wichtigsten Ziele mit „Armutsbekämpfung, Emanzipation der Frau, 
sowie Durchsetzung eines Rechtsstaats“ definierte. Interessant ist nun, welche konkreten Schritte 
er zur Erreichung jedes einzelnen Ziels bisher unternommen hat und ob er der Realisierung seiner 
Vorhaben erkennbar näher gekommen ist.

Vordringlich: die Beseitigung der Massenarmut

Da Hassan II. auf sozioökonomischem Gebiet so gut wie überhaupt keine durchgreifenden 
Reformen eingeleitet hatte, stellte die Beseitigung der Massenarmut für den jungen König die 
vorrangigste Herausforderung dar. Die Wirtschaftsordnung des Landes verlangte in einem 
demokratisch vorgegebenen Rahmen von Grund auf neu konzipiert zu werden. Die sozialen 
Probleme kristallisierten sich neben dem hohen Bevölkerungsanteil, der unterhalb der 
Armutsgrenze lebte, in der Massenarbeitslosigkeit, sowie in einem extrem niedrigen 
Bildungsniveau mit überdurchschnittlich hohen Analphabetenraten heraus. Hinzu kam 
anhaltendes Bevölkerungswachstum, verbunden mit einer Verjüngung des Durchschnittsalters, 
wodurch qualitativ vorhandene Ressourcenknappheit quantitativ verstärkt wurde und wird. 

Die ersten Reformprojekte bezogen sich auf die öffentliche Infrastruktur. Elektrizität und 
Wasserversorgung wurden ausgebaut, so dass entlegene ländliche Regionen wie unterversorgte 
Viertel der Großstädte erstmals Zugang zum öffentlichen Grundversorgungsnetz erhielten. 
Gleichzeitig entstanden im Bausektor neue Arbeitsplätze. Im Bewusstsein der geographisch 
günstigen Lage, mit bedeutenden Häfen sowohl am Atlantik als auch am Mittelmeer, sowie der 
unmittelbaren Nachbarschaft Europas wurden Initiativen zur Belebung des Außenhandels 
ergriffen. Darin enthalten sind neben dem Abbau von Hemmnissen für ausländische Investitionen, 
Zollvergünstigungen, Steuererleichterungen, der Ausbau Tangers zum größten 
Containerumschlagplatz des Mittelmeerraums, sowie eine große Freihandelszone. Hiermit 
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Grundsteinlegung mit 
Mohammed VI. für ein von 
Deutschland gefördertes 
Projekt zur 
Abwasserentsorgung in der 
Nähe von Casablanca. 
(Foto: MAP – Linh)

 

konnten ein reales Wirtschaftswachstum erreicht, sowie das strukturelle Haushaltsdefizit und die 
Inflation verringert werden. 

Um die Hauptursache der Massenarmut zu beseitigen, verlangte es den kollektiven Zugang zu 
moderner Bildung zu eröffnen. Die noch zu Lebzeiten Hassans II. veröffentlichte „Charta für 
Bildung und Ausbildung“ erfuhr neuen Antrieb und nahm mit Beginn des neuen Jahrtausends ihre 
Arbeit auf. Eine Reform des Schulwesens wurde eingeleitet. Der sofort einsetzende, bedeutende 
Anstieg der Einschulungsrate kann als bemerkenswerter Erfolg gewertet werden. Wesentlich dazu 
beigetragen hat neben dem Ausbau des Schulversorgungsnetzes die Bekämpfung der Kinderarbeit, 
die mit der Ratifizierung der internationalen Konvention zum Arbeitsverbot für unter 15jährige 
1999 eingeleitet wurde. 

Mündige Bürgerinnen statt Objekte des Mannes
Die Gleichberechtigung der Frau verlangt die Beseitigung sowohl der rechtlichen als auch der 
sozioökonomischen Diskriminierung. Damit die staatlichen Reformprogramme sich auf den 
gesellschaftlichen Alltag auswirken, bedarf es einer Orientierung des Rollenverständnisses der 
Geschlechter an der Moderne. 

In einem islamischen Land kommt dabei der zeitgemäßen Religionsauslegung entscheidende 
Bedeutung zu. Dem König als Emir El- Muminin verlangt sie ein hohes Maß an 
Verantwortungsbewusstsein ab. Einerseits sieht er sich verpflichtet, jegliche Reform, insbesondere 
im Verhältnis der Geschlechter zueinander, im Einklang mit islamischer Rechtsauffassung zu 
konzipieren. Andererseits sollte der Monarch in der Lage sein, zu differenzieren zwischen 
tatsächlichen islamischen Vorgaben und zeitgemäßen Rollenzuweisungen. 

Mohammed war sich bewusst, dass die Benachteiligung von Frauen auf einem unzeitgemäßen 
Islamverständnis, sowie einem prämodernen Familienrecht beruht. Gesellschaftlicher Zwang zu 
frühzeitiger Heirat verhindert eine Ausbildung der Frauen, sowie die Perspektive zu 
eigenständiger beruflicher Karriere. Um diese gesellschaftliche Ausgrenzung aufzuheben, bedurfte 
es einer grundlegenden Neuordnung des Familienrechts. Bereits 1999 (Wisaratu Attanmiya Al-
Ijtima`iya, S.10ff.) war der Öffentlichkeit ein „Plan zur Integration der Frau in die Entwicklung“ 
präsentiert worden, der eine Modernisierung des Familienrechts beinhaltete. Die Umsetzung war 
am Widerstand von Religionsministerium und PJD (Parti Justice et du Développement) 
gescheitert, der sich in der „Nationalen Liga zum Schutz der Familie“ organisiert hatte. 

Unterstützung durch den König

Vom neuen König erhielten die Reformbestrebungen nun 
Unterstützung. Im Frühjahr 2001 ließ er die angesichts von 
Uneinigkeit ergebnislos gebliebene Regierungskommission durch 
eine eigens eingerichtete Reformkommission ersetzen, der neben 
Religionsgelehrten und CCDH (Conseil Consultatif des Droits des 
l`Homme) drei Frauen angehörten. Die Folge der Attentate von 
Casablanca vom 16. Mai 2003 erwies sich als günstiger Augenblick, 
die schon länger angekündigten Reformen in die Realität 
umzusetzen. Die bisherigen Hauptgegner in Parlament und 
Regierung gaben ihren Widerstand auf und stimmten einem 
Kompromiss zu. 

Es wurden folgende grundlegenden Neuregelungen, die in der 
Thronrede vom 10.10.2003  bereits angekündigt waren, im Jahr 

2004 als neues Personenstandsgesetz in Kraft gesetzt.  Darin wurde festgelegt, dass in der Ehe 
nunmehr beide Partner gemeinsam für Haushalt und Familie verantwortlich sind. Männer wie 
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Frauen dürfen gleichberechtigt, aus freier Entscheidung, eine Ehe eingehen. Die Polygamie 
besteht als rechtliche Möglichkeit weiter, wird aber durch zusätzliche Auflagen stark 
eingeschränkt. Im Falle von unlösbar erscheinenden Ehekonflikten wird der Frau die freiwillige 
Einreichung der Scheidung erleichtert. Von öffentlich genehmigten Ausnahmen abgesehen, gilt 
für Frauen ein Mindestheiratsalter von 18 Jahren. Vor der Ehe gezeugte Kinder werden bei 
Eheschließung als gemeinsame Kinder anerkannt. Bei der Weigerung, die väterliche 
Verantwortung anzuerkennen, kann der mutmaßliche Erzeuger gerichtlich zum Vaterschaftstest 
gezwungen, sowie zur finanziellen Verantwortung herangezogen werden. Im Mudawana (2004, S. 
17ff.) sind die Rechte und Pflichten von Frauen gegenüber Männern, aber auch von Kindern 
gegenüber den Eltern und Großeltern innerhalb von Ehe, Familie wie im Falle von Heirat und 
Scheidung erstmals nach modernem Zivilrecht festgelegt. 

Familiäre Diskriminierungen sollen ausgeschlossen werden

Diskriminierungen aufgrund von familiären Verhältnissen sollen künftig ausgeschlossen werden. 
Das marokkanische Recht definiert Frauen künftig nicht mehr als „Objekte des Mannes“, sondern 
als souverän entscheidende Individuen, die aus eigenem Antrieb heraus familiäre Verantwortung 
eingehen und diese nicht als Widerspruch zur ihren Karriereabsichten auffassen. Die vom Islam 
dem Mann auferlegte Verpflichtung für das Wohl seiner Familienangehörigen zu sorgen, wird 
durch das neue Gesetz nicht nur bestätigt, sondern in einen zeitbezogenen Kontext gebracht:  
•          Die Familie gilt fortan als Verantwortungsgemeinschaft, in der Frauen ebenso wie Männer 
Rechte und Pflichten besitzen. 
•          Der Vormund für eine volljährige Frau in Bezug auf Heiratsrecht und Partnerwahl wird 
abgeschafft, sie benötigt nicht mehr die Anwesenheit ihres Vaters oder eines männlichen 
Verwandten, wenn sie zu heiraten beabsichtigt. Ein von dritten Personen auferlegter Ehezwang ist 
damit rechtlich ausgeschlossen. 
•          Das gesetzlich vorgeschriebene Mindestheiratsalter wird sowohl für Männer als auch für 
Frauen auf 18 Jahre festgesetzt. Ein Richter besitzt allerdings die Befugnis, in begründeten 
Ausnahmefällen dieses Alter herabzusetzen.  
•          Die Polygamie wurde mit rechtlichen Hindernissen sowie bürokratischen Anforderungen 
belegt. Männer müssen sich verpflichten, ihre Frauen sowohl rechtlich als auch finanziell gleich 
zu behandeln, sowie ihnen die gleiche emotionale Zuwendung zuzugestehen. Die Polygamie 
verlangt die Einhaltung strenger Regeln, sowie die Absprache mit einem Richter. Dieser muss sich 
vergewissern, dass die vorgesehene Gleichbehandlung gewährleistet ist, sowie ob allen Frauen 
einschließlich ihrer Kinder Gerechtigkeit zuteil wird. Dem Richter müssen plausible Gründe für 
eine Mehrehe vorgelegt werden. Die (erste) Frau kann bei der Eheschließung im Ehevertrag 
verlangen, dass der Ehemann nicht noch einmal heiratet. Falls dies nicht im Ehevertrag verankert 
wird, besitzt die erste Frau das Recht, bei einer beabsichtigten Mehrehe um ihr Einverständnis 
gefragt zu werden. Von einem vollständigen Verbot wurde Abstand genommen, um keine 
„illegalen Mehrehen“ zu provozieren. 
•          Beide Ehepartner besitzen ein gleichwertiges Scheidungsrecht. Ein rechtloser Zustand von 
Frauen nach einer vom Mann eingereichten Scheidung soll verhindert werden, indem die Frau 
bereits vor der Scheidung ihre Rechte zugesprochen bekommt. Eine neue Regelung verlangt 
zudem vor jeder Scheidung von einem Gericht die Erlaubnis einzuholen. Die Scheidung wird 
nicht eher durchgeführt, bevor der Verdiener sich bereit erklärt, den Unterhalt für die Partner
(innen) und die Kinder zu übernehmen. Ohne schriftliches, amtlich beglaubigtes Dokument wird 
eine Scheidung nicht mehr akzeptiert.  
•          Das Scheidungsrecht wurde mit einem modernen Rollenverständnis der Frau in Einklang 
gebracht. Erleichtert wurde ihr die Scheidung, sofern der Mann seine familiären Verpflichtungen 
vernachlässigt, die Familie verlässt, Gewalt ausübt oder ausgeübt hat. 
•          Die in der Ehe beiden Partnern zustehenden Finanzen werden künftig vertraglich 
festgelegt. Jedem Ehepartner wird ein eigener finanzieller Anteil zugestanden, über den er frei 
verfügen kann. 
•          Das Recht des Kindes im Scheidungsfall wird eindeutig geregelt, d.h. es wurde eine 
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Reihenfolge festgelegt, die entscheidet, wem das Sorgerecht zugesprochen wird. Im Normalfall 
bleibt das Kind bei der Mutter. Lehnt die Mutter diese Regelung ab, wird es dem Vater 
zugesprochen. Bei Ablehnung durch beide Elternteile übernimmt die Großmutter mütterlicherseits 
das Kind. Ist keine der drei Personen zur Aufnahme des Kindes bereit oder in der Lage, 
entscheidet ein Richter, wo es versorgt werden soll. 
•          Die Rechte von Jugendlichen im Falle elterlicher Scheidung sind gestärkt worden. 
Mädchen wie Jungen sind berechtigt, ab dem Alter von 15 Jahren selbst zu entscheiden, ob sie bei 
der Mutter oder beim Vater bleiben wollen. 
•          Durch die Abstammung sich ergebende Probleme für ein Kind sollen künftig vermieden 
werden. Dies gilt besonders im Falle eines unehelichen Kindes. In einer Zeitspanne von bis zu 
fünf Jahren ist zum Beispiel die Vaterschaft zu klären.

Internationale Konvention eingehalten

Mohammed VI. hielt bei seiner Neuordnung des Familienrechts internationale Rechtsstandards 
wie die „internationale Konvention von 1979 zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau“ ein 
und erreichte mit dem Verweis auf seine Eigenschaft als „höchster religiöser Würdenträger“ 
Unterstützung der gemäßigten Islamisten für sein Modernisierungsprogramm. Mit dem neuen 
Familienrecht gelang es dem jungen König nicht nur, die verschiedensten Strömungen der 
marokkanischen Zivilgesellschaft für seine Form der Modernisierung zu gewinnen, vielmehr 
wurde geschriebenes Recht der gesellschaftlichen Realität angeglichen, in einem Land, in dem 
jede dritte Frau erwerbstätig ist, sowie nicht wenige Frauen als alleinerziehende Mütter die 
Hauptverantwortung ihrer Familien tragen. Damit die Mehrheit der marokkanischen Frauen die 
neuen rechtlichen Möglichkeiten in Ehe und Familie anwenden können, sind sie angemessen auf 
die neue Rechtslage vorzubereiten. Die entscheidende Aufgabe in diesem Zusammenhang besteht 
darin, den Frauen den Zugang zu Allgemeinbildung zu erleichtern. 

Mit der rechtlichen Gleichstellung der Geschlechter ist es Mohammed VI. gelungen, einen 
Meilenstein hin zu mehr Rechtsstaatlichkeit zu setzen. Ein demokratischer Rechtsstaat erfordert 
es, jedem Bürger die gleichen Grundrechte zuzugestehen. Die Erfahrung der Repression 
gegenüber Oppositionellen in der Ära Hassan II. hatte einen Erwartungsdruck auf Mohammed VI. 
entstehen lassen, Veränderungen im staatlichen Verhältnis zu politischen Dissidenten einzuleiten. 
Als erste symbolische Geste verkündete er die Entlassung des bisherigen Innenministers Driss 
Basri, der als oberster Dienstherr der Geheimpolizei für die Deportationen und Misshandlungen 
von Regimekritikern die Hauptverantwortung trug. Die Freilassung von politischen Häftlingen, 
sowie die Rückkehrerlaubnis exilierter Oppositionspolitiker wie des Juden Abraham Serfaty 
führten zu weiterer Entspannung des gesellschaftspolitischen Klimas. Die unter Hassan II. 
mehrfach angekündigte, aber immer wieder hinausgeschobene Aufhebung des Hausarrests des 
bekanntesten islamistischen Anführers Abdessalam Yassine wurde endlich realisiert. 

Kulturelle Gleichstellung des Berbertums

Besonderen Respekt erwarb sich Mohammed VI. durch die neu eingerichtete „Kommission für 
Gerechtigkeit und Versöhnung“ zur Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen der Ära seines 
Vaters. Diese Wahrheitskommission soll die bisher geleugneten Fälle von „Verschwindenlassen“ 
aufklären, sowie eine angemessene Entschädigung der Opfer organisieren. Die Aufarbeitung 
erfolgt sowohl auf Antrag der Betroffenen als auch aus Eigeninitiative der Kommission, sofern ein 
konkreter Verdacht auf eine staatliche Misshandlung besteht. 

Die von Hassan II. begonnene kulturelle Gleichstellung des Berbertums wurde von Mohammed 
VI. mit konkreten Schritten weiterverfolgt. Seit 2001 werden die drei Berberdialekte des Landes 
an öffentlichen Schulen unterrichtet. Eine Erhebung des Berberischen auf Verfassungsrang als 
„zweite Landessprache“ neben Arabisch steht offenbar bevor. Für die Ausarbeitung seiner die 

Page 61 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



verschiedensten Gesellschaftsbereiche betreffenden Reformen betrachtet der junge König sich 
allerdings nicht als verantwortlich. Belmlih (2005, S.9) stellt heraus, dass Mohammed VI. für die 
reformbedürftigen Sektoren eigene Institutionen vorsieht, die für eine Realisierung nach seinen 
Vorgaben zu sorgen haben: „Mohammed VI. sieht es nicht als seine Aufgabe an, die einzelnen 
Reformprojekte in die Praxis umzusetzen. Er gibt lediglich als eine Art Moderator die Richtung 
vor, nach der die Reformen von den zuständigen, mit Fachkompetenz ausgestatteten 
konstitutionellen Organen zu erfolgen haben.“ 

Neukonzipierung der klerikalen Strukturen
Um Reformpolitik auf allen gesellschaftlichen Ebenen zum Erfolg zu führen, ist ein zeitgemäßes 
Religionsverständnis entscheidend. Indem Mohammed VI. die Religion nicht wie sein Vorgänger 
als Rechtfertigung eines despotischen Herrschaftsstils heranzieht, gelingt es ihm, die Konformität 
von islamischem Wertebewusstsein und moderner Staatsauffassung zu demonstrieren. Modernität 
nach religiös-ethischen Maßstäben sollte sich an gesellschaftlichen Notwendigkeiten orientieren. 
Für die Resonanz eines modernen Religionsverständnisses stellt die Art und Weise wie der Staat, 
namentlich der religiös legitimierte König als religionspolitischer Akteur auftritt, einen 
wesentlichen Einflussfaktor dar. 

Eine Modernisierung gesellschaftlicher Ordnungsstrukturen kann nur gelingen, wenn die dahinter 
stehende Konzeption bei islamischen Autoritäten Unterstützung erfährt. Mohammed VI. hat 
diesen Zusammenhang erkannt. Mit einer Neuformierung des Ministeriums für Habous und 
Islamische Angelegenheiten zielte er darauf ab, den religiösen Einfluss des Staates zur 
konstruktiven Begleitung seiner gesellschaftspolitischen Reformen einzusetzen. Die Ersetzung des 
langjährigen, als konservativ geltenden Ressortleiters Abdelkebir M`Daghri Alaoui durch den 
progressiv gesinnten Ahmed Taoufiq sollte die Akzeptanz für die vorgesehene Neustrukturierung 
des Ministeriums herstellen. Mit der Einrichtung einer Direction des mosquées beansprucht der 
Staat, die 35.000 Moscheen des Landes zu überwachen. Die Direction pour l´enseignement 
religieux traditionnel besteht aus 16 regionalen Delegationen für islamische Angelegenheiten, die 
den Unterricht an Religionsschulen beaufsichtigen, sowie zeitgemäß neu konzipieren sollen. Die 
Rolle der Ulama wurde umdefiniert, um ihre Unterstützung für politische Reformen zu erreichen. 
Die Zusammensetzung des Conseil Supérieur des Oulémas wurde geändert.

In dem aus 16 Geistlichen bestehenden, dem König unmittelbar unterstellten Gremium sind 
erstmals Frauen vertreten. Darif (2000, S.87) weist darauf hin, dass der Monarch in der 
Aufwertung des Obersten Rats der Rechtsgelehrten eine weitgehende Entmachtung des 
Religionsministeriums bewirkte, dessen Einfluss in der Vergangenheit politische Reformen immer 
wieder religiös legitimiert behindert hatte: „Mohammed VI. wies dem Obersten Rat der 
Rechtsgelehrten eine Reihe neuer religionspolitischer Aufgaben zu, die bisher dem Ministerium 
für Habous und Religiöse Angelegenheiten unterstanden. Ziel dieser Verantwortungsübertragung 
war, dass der König unmittelbar auf die dabei getroffenen strategischen Entscheidungen Einfluss 
ausüben konnte und auf diese Weise einen Missbrauch der Religion für politische Zwecke 
verhindern.“

Internationaler Ausgleich statt nationalistischer Rhetorik

Da auf internationalem Parkett bereits Hassan II. als geachteter Staatsmann galt, bedurfte es in der 
marokkanischen Außenpolitik anders als in der Innenpolitik keiner grundlegenden Änderungen. 
Zugleich sah sich der junge Monarch hierdurch bedingt einem besonderen Erwartungsdruck 
gegenüber, dem nicht leicht entgegenzukommen war. Es gab einige als unüberlegt erscheinende 
Aktionen zu Beginn seiner Amtszeit. Dazu zählt der kurzfristige militärische Einfall in eine von 
Spanien beanspruchte unbewohnte Mittelmeerinsel (die so genannte Petersilieninsel) im Jahre 
2002. Die spanischen Truppen eroberten sie ohne Kampfhandlung umgehend zurück. Solche 
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In der Moschee 
Moulay Idris I. in 
Casablanca 
während eines 
Freitagsgebets. 
(Foto: MAP – 
Linh)

 

Abenteuer zeigten, dass Mohammed VI. eine anfangs noch fehlende 
außenpolitische Gesamtkonzeption mit einer öffentlichen Demonstration 
seines Patriotismus zu überspielen suchte. Mit der Zeit hatte er jedoch auch im 
Verhältnis zum Ausland an Routine gewonnen und erkannt, welchen 
unerledigten Aufgaben aus der Ära seines Vaters er sich hierbei 
gegenüberstand. 

Vorrangig ging es um eine Lösung im Westsaharakonflikt, der bereits seit 
dem Rückzug der Spanier im Jahr 1975 andauerte und immer wieder 
gewalttätig aufflammte. Bereits seit 1991 bestand offiziell ein 
Waffenstillstand mit der sezessionistischen Polisario-Bewegung. Ein für eine 
Friedenslösung seitens der UNO vorgesehenes Referendum war jedoch immer 
wieder angesichts eines Streits um die Abstimmungsmodalitäten 
zurückgezogen oder hinausgeschoben worden.

Westsaharakonflikt ungelöst

Im Jahre 2000 hatte der frühere US-Außenminister James Baker als damaliger UN-Beauftragter 
einen Lösungsvorschlag unterbreitet. Demnach sollte nach einer Übergangsphase als autonomes 
Gebiet unter marokkanischer Verwaltung in der Westsahara ein Referendum über deren 
endgültigen Status abgehalten werden. Zur Abstimmung zugelassen sollten alle diejenigen sein, 
die ein Jahr und länger in dem Gebiet lebten. 

Dieser Plan wurde von Marokko zwar unterstützt, von der Gegenseite, d.h. von der Polisario und 
der mit ihr verbündeten algerischen Regierung, mit einem Veto jedoch torpediert. Baker legte 
2003 erneut einen Referendumsplan vor. Er sah vor, auch die während des Krieges nach Algerien 
geflüchteten ehemaligen Westsaharabewohner und alle die seit 1999 dauerhaft dort lebten, 
abstimmen zu lassen. Die Wähler sollten zudem zwischen drei Optionen wählen können: 
Unabhängigkeit, Autonomie oder Einbindung des Gebietes. Dieser Version sah sich Marokko 
jedoch aufgrund von Sicherheitsbedenken nicht in der Lage zuzustimmen. 

Offenbar befürchtete man zudem, dass die in den algerischen Flüchtlingslagern lebenden Sarauis 
von den algerischen Behörden zu einem Abspaltungsvotum zuungunsten Marokkos gedrängt 
würden. Marokko unterbreitete allerdings im Juni 2007 auf einem Treffen mit der 
Polisarioführung in Manhasset bei New York einen eigens ausgearbeiteten Autonomieplan für die 
Provinz, der eine eigene Regierung mit Kompetenzen auf verschiedenen kleineren Politikfeldern 
vorsah. Obwohl dieser Plan ebenfalls bislang von der Gegenseite nicht für akzeptabel befunden 
wurde, bewies Mohammed VI. damit, dass ein ernsthafter Kompromiss an ihm nicht scheitern 
musste. Mit der Freilassung der letzten 404 marokkanischen Soldaten aus der Gefangenschaft der 
Guerillaorganisation im Jahre 2005 konnte er zumindest einen kleinen symbolischen Erfolg 
verbuchen. 

Schwierige algerische Nachbarschaft

Das Verhältnis zum Nachbarland Algerien blieb angesichts der fortdauernden Unterstützung der 
Polisario durch die dortige Regierung nach wie vor angespannt und behinderte die auch vom 
jungen König verbal unterstützten Pläne, gemeinsam mit den restlichen nordwestafrikanischen 
Staaten eine Maghrebunion zu gründen. Der Monarch trug seinerseits allerdings nicht zu einer 
weiteren Belastung der Beziehungen bei. Vielmehr ließ er als „Geste der Versöhnung“ die seit 
Jahren geschlossene Grenze für den Reiseverkehr öffnen und zeigte sich bereit, bilaterale 
Verhandlungen zu führen, bei denen das Thema „Westsahara“ einschließlich der 
Flüchtlingsproblematik nicht mehr ausgeklammert werden sollte. 
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Mit einem Freihandelsabkommen mit Tunesien bewies der Monarch zudem, dass ein engeres 
wirtschaftliches Zusammenwachsen des Maghrebs an ihm nicht scheitern sollte, obgleich er sich 
wie bereits sein Vorgänger gleichzeitig immer ebenso an der Europäischen Union orientierte. 
Hierbei strebt er einen sogenannten „statut avancé“ an und hatte bereits ein Jahr nach 
Inthronisierung (am 01.03.2000) ein Assoziationsabkommen mit der EU geschlossen. Für 2010 ist 
die Einrichtung einer Freihandelszone geplant. Innerhalb Europas gilt das Verhältnis zur 
ehemaligen Protektoratsmacht Frankreich nach wie vor als prioritär. 

Bezeichnenderweise stellte Frankreichs Präsident Sarkozy sein Programm für die mittlerweile 
initiierte Mittelmeerunion in Marokko als erstem nordafrikanischem Staat im Oktober 2007 vor 
und fand breite Unterstützung. Trotz der anfänglichen Irritationen um die Petersilieninsel und 
einer zeitweiligen spanischen Unterstützung der Polisario im Westsaharakonflikt gelang es auch, 
zum unmittelbar nördlich des Mittelmeers liegenden Königreich die Beziehungen zu 
normalisieren. 

Verbesserte Beziehungen zu Spanien

Entscheidende Initiative ging hierbei allerdings nach dem dortigen Regierungswechsel von 
Madrid aus. Premierminister Zapatero beendete die zweideutige Westsaharapolitik seines 
Vorgängers und erkannte die Autonomiepläne aus dem marokkanischen Königspalast als ernsthaft 
und konstruktiv an. Man zeigte sich sogar bereit, Marokko Panzer für den Schutz seiner Grenze zu 
Algerien zu liefern und erreichte zudem in Dauerkonflikten um Landwirtschaft, nach Spanien 
illegal einreisende afrikanische Migranten, sowie um den Wirtschaftsraum, der die Kanarischen 
Inseln umgibt, Einigungen, die den Interessen beider Seiten einigermaßen entgegenkommen. 

Getrübt wurde diese erfreuliche Entwicklung allerdings durch einen Besuch des spanischen 
Königs Juan Carlos in den von Marokko als letzte verbliebene Kolonien betrachteten Enklaven 
Ceuta und Mellila im Jahre 2007, den man nicht nur im marokkanischen Palast, sondern im 
ganzen Land als Demütigung empfand. 

Obwohl den Nachbarstaaten in Nordafrika und Südeuropa das Hauptaugenmerk der Außenpolitik 
galt, präsentierte sich Mohammed VI. durchaus auch auf der Weltbühne zunehmend als 
engagierter Vertreter. Er erkannte vor allem das Verhältnis zu den USA angesichts ihres 
gegenwärtigen globalen politökonomischen Gewichtes als vorrangig an. So problematisch diese 
Anlehnung an Washington sich innenpolitisch auswirkte, weil nach amerikanischem Vorbild die 
„Antiterrorgesetze“ formuliert, einige Bürgerrechte zurückgenommen und auf diese Weise dem 
islamistischen Vorwurf einer „Unterordnung unter westliche Interessen“ Plausibilität gewährt 
wird, so sehr konnte die marokkanische Ökonomie hiervon profitieren, weil sie nicht mehr 
ausschließlich auf Europa fixiert war. 

Das im Januar 2005 mit Washington geschlossene Freihandelsabkommen erleichtert den Zugang 
zum amerikanischen Markt für marokkanische Exporteure ebenso wie den Import amerikanischer 
Gebrauchsgüter. Auf politischer Ebene scheint die Anbindung an Washington sich auch nicht nur 
für die andere Seite als vorteilhaft zu entwickeln, denn seit April 2010 unterstützen die USA 
erstmals öffentlich den Autonomieplan der marokkanischen Regierung für die Westsahara. Zwar 
haben die Rückschläge im Nahostfriedensprozess aus Solidarität mit den Palästinensern und 
anderen Arabischen Staaten ein offizielles Einfrieren der Kontakte zu Israel zur Folge gehabt. Die 
bereits von Hassan II. demonstrierte Dialogbereitschaft gegenüber Israel wurde jedoch unter 
Mohammed VI. fortgesetzt. Der Monarch empfängt immer wieder israelische Vertreter aus 
Politik, Kultur und Wirtschaft mit marokkanischen Wurzeln und im Juli 2007 kam es sogar zu 
einem beiderseitigen Außenministertreffen in Paris. 

Das Vermittlungsangebot im israelisch-palästinensischen Konflikt, das Hassan II. bereits 
mehrfach wahrgenommen hatte, bleibt ebenfalls aufrecht erhalten. Marokko zeigt sich nicht nur 
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im Nahen Osten als Friedensvermittler, sondern übernimmt zunehmend auch Friedensinitiativen 
in Afrika (z.B. im Konflikt zwischen Mauretanien und Senegal), wobei der König von der Vision 
eines friedlichen Kontinents, der nach europäischem Vorbild gemeinsam seine Zukunftsprobleme 
löst, geleitet wird. Langfristig wird Marokko jedoch nur einen glaubwürdigen Friedensvermittler 
darstellen können, wenn es seine innenpolitischen Konflikte auf friedliche Weise zu bewältigen in 
der Lage ist und hierbei gleichermaßen auf einen Ausgleich zwischen den verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen getragen vom islamischen Gerechtigkeitsideal setzt.

Zukünftige Entwicklung: Progressivität oder Stagnation?
Insgesamt kann die bisherige Amtszeit Mohammeds VI. als vielversprechend gewertet werden. 
Angesichts jahrzehntelanger Vernachlässigung von Modernisierung in fast allen 
Gesellschaftsbereichen erscheint der Umfang der Erneuerungspolitik im letzten Jahrzehnt 
bemerkenswert. Mit einem messbaren ökonomischen Aufschwung, basierend auf moderner 
Infrastruktur, lassen sich erste Erfolge einer entwicklungsfördernden Wirtschaftspolitik erkennen. 
Über die in islamischem Rahmen konzipierte Neufassung des Familienrechts wurden die 
rechtlichen Hürden für moderne Geschlechterrollen weitgehend aufgehoben.

Mit unfangreichen Bildungsprogrammen zeigt Mohammed VI. das Bewusstsein, dass 
gesellschaftliche Benachteiligungen nicht nur rechtliche Ursachen besitzen, sondern in einem 
gleichermaßen ineffektiven Bildungssystem wurzeln, das es auf moderne Herausforderungen 
vorzubereiten gilt. Die Einbindung der religiösen Gelehrten in eine auf Chancengleichheit 
ausgerichtete Reformpolitik erweist sich als geeignet, der religiös legitimierten 
Vergangenheitsverhaftung der Islamisten entgegenzuwirken. 

Zugleich demonstriert der König ein Progressivitätsverständnis, in dem Fortschritt sich nicht auf 
ökonomische Wachstumsraten reduziert, sondern neben der Partizipierung der Allgemeinheit an 
gesellschaftlicher Entwicklung eine moderne Islamauslegung einschließt. Zu hinterfragen gilt es 
aber auch seine eigene Stellung innerhalb der gesellschaftlichen Ordnung, sein Staatsverständnis, 
seine Reaktion auf Kritik an seiner Amtsführung und konkreten politischen Entscheidungen, 
sowie letztlich sein Verhältnis gegenüber politischer Opposition. 

Zu einer echten Liberalisierung noch nicht bereit
Trotz einer kritischen Reflexion des repressiven Systems seines Vorgängers war Mohammed VI. 
bislang noch nicht zu einer vollständigen Liberalisierung des Staates bereit. Mit dem Verweis auf 
den vermeintlichen „Kampf gegen den Terrorismus“ sind nach den Anschlägen vom 16. Mai 2003 
anfangs neu gewährte bürgerliche Freiheiten wieder eingeschränkt worden. Die Pressefreiheit 
wurde wieder erheblich beschnitten und kritische Journalisten müssen erneut mit Repressionen 
und zum Teil sogar lang anhaltender Inhaftierung rechnen. 

Das anfangs erheblich liberalisierte individuelle und kollektive Versammlungsrecht ist ebenfalls 
weitgehend zu einem „Papiertiger“ degradiert worden. Sicherheitskräfte, die gegen friedliche, 
oppositionell gesinnte Demonstranten mit Gewalt vorgehen, sind nach wie vor an der 
Tagesordnung. Personen, die als „mutmaßliche Terroristen“ auf einer Fahndungsliste erscheinen, 
dürfen ohne gerichtliches Verfahren in Gewahrsam genommen oder unter Arrest gestellt werden. 
Einem kontroversen, auf rationalen Argumenten gestützten Dialog mit den Islamisten ist 
Mohammed VI. ebenfalls ausgewichen. Erklärtermaßen gewaltablehnenden Islamisten wie Al-Adl 
Wal-Ihsan wird das Recht auf Partizipierung an politischer Verantwortung weiterhin vorenthalten. 
Die Verfahren gegen ihre führenden Mitglieder wegen tatsächlicher oder vermeintlicher Agitation 
gegen die Monarchie haben sogar wieder zugenommen, wobei sich Justiz und Staatsapparat auf 
im Westen ebenfalls verfolgte Zielsetzungen wie der „Durchsetzung kollektiver Sicherheit“ 
berufen. 
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Wenn Mohammed VI. Marokko in eine Zukunft zu führen beansprucht, die sowohl der 
islamischen Tradition angemessen Rechnung trägt, als auch die profanen Anforderungen der 
Moderne zu bewältigen in der Lage ist, darf seine Reformpolitik nicht in Ansätzen und 
Absichtserklärungen stehen bleiben. Sie sollte sich gleichermaßen an einem zeitgemäßen 
Islamverständnis wie an rechtsstaatlichen Vorgaben orientieren. Den Islamismus wie jegliche 
Form des politischen Extremismus gilt es weniger als Ursache, sondern vielmehr als eine Folge 
autoritärer Herrschaft zu begreifen, dem nur mit einer Beseitigung der tatsächlichen Ursachen, 
bestehend in fehlender ökonomischer und politischer Teilhabe breiter Bevölkerungsschichten an 
den Errungenschaften der vom Westen ausgehenden Moderne, erfolgreich begegnet werden kann. 

NACHRUF

Nasr Hamid Abu Zaid: Wegbereiter für 
fortschrittliche Lesarten des Korans
Der international bekannte ägyptische Koranforscher Nasr Hamid Abu Zaid 
gehörte zu den führenden islamischen Reformdenkern der Gegenwart. Seine 
diskursanalytische Untersuchung des Koran legten den Grundstein für ein 
zeitgemäßes Verständnis des Islam. Abu Zaid ist im Alter von 66 Jahren in 
Kairo gestorben.

Von Loay Mudhoon
EM 08-10 · 04.08.2010
 

as berühmte Diktum lautet, dass ein „reformierter 
Islam kein Islam mehr ist“ und stammt  vom 
britischen Generalkonsul in Ägypten, Lord Cromer 

aus dem Jahre 1880. Vertreter des traditionell islamischen 
Establishments sowohl in den meisten islamischen Ländern 
als auch in den islamischen Gemeinden des Westens, 
dürften dem ohne große Schwierigkeiten zustimmen. Denn 
der Islam ist für sie - und für die meisten gläubigen 
Muslime - etwas grundsätzlich Vollkommenes, das nicht 
„reformiert“ werden kann. 
 
Doch Versuche einer Reformierung bzw. Erneuerung des 
religiösen Diskurses im Islam hat es seit Beginn der 
islamischen Zeitrechnung immer gegeben.  
 
Darauf hat der ägyptische Literaturwissenschaftler und Koranforscher Nasr Hamid Abu Zaid 
immer wieder hingewiesen. Abu Zaid erinnerte daran, dass die ersten intellektuellen 
Anstrengungen der Muslime der Koranauslegung gewidmet waren; schließlich appelliere das 
heilige Buch der Muslime an das menschliche Erkenntnisstreben.  
 
Allerdings hätten sich die wenigen Reformer der kritischen Betrachtung der Grundsätze des Islam 
gewidmet – und sich kaum um neue, wissenschaftliche Zugänge zur heiligen Schrift des Islam 
bemüht. 
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Offenbarung als Kommunikationsprozess 
Genau dies tat der ägyptische Linguist und Koranforscher Abu Zaid und wandte 
sprachwissenschaftliche Methoden über die Kommunikation auf den Koran an:  
 
In jeder Kommunikationssituation gebe es einen Sender und einen Empfänger, und damit eine 
Botschaft beim Empfänger ankommen könne, müsse der Sender sie codieren und der Empfänger 
sie dementsprechend decodieren: „Die Offenbarung ist der Kommunikationsprozess, der Kanal, 
durch den das Wort Gottes Mohammed gegeben wurde“, sagte Abu Zaid. 
 
Abu Zaid bestritt nie, dass Gott den Koran offenbart habe. Das heilige Buch der Muslime war für 
ihn jedoch mehr als "die Rede Gottes", denn er habe eine menschliche Seite, die arabische 
Sprache. Und diese sei faktisch ein Produkt, das Werte und Normen der damaligen arabischen 
Kultur widerspiegele. Den Koran betrachtet er deshalb als das Ergebnis eines 23 Jahre 
andauernden kommunikativen Austausches.  
 
Diesen kommunikativen Prozess erhellte er mit modernen hermeneutischen Ansätzen und 
verdeutlichte auf diese Weise den menschlichen Anteil an der Entstehung, Deutung und vor allem 
Anwendung des koranischen Textes in der Praxis. 

Historisierung des Korans 

Durch sein Bemühen, den Islam aus der Umklammerung traditionalistischer und legalistischer 
Interpretationen zu befreien und seine Auslegung auf die Erfordernisse der Moderne und ihre 
normativen Errungenschaften wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte hin 
auszurichten, wies Abu Zaid den Weg für einen zeitgemäßen und flexibleren Umgang mit dem 
Koran: 
 
„Wir begreifen den Korantext als kulturelles Produkt in seiner historischen Entstehung und 
gleichzeitig als Erzeuger einer neuen Kultur in der Geschichte. Die Erzeugung einer Kultur durch 
den Text geschieht jedoch nur über die Rezeption des Korantextes durch die Muslime, die 
wiederum von ihren eigenen Perspektiven und Geisteshaltungen abhängig ist. Wenn wir dies 
verstehen, können wir schlussfolgern, dass diese Kultur, die die Muslime selbst erzeugt haben, 
eine zeitlich gebundene Kultur ist, die wir kritisch analysieren und verstehen können“, erklärte 
Abu Zaid.  
 
Für diese These musste Abu Zaid einen hohen Preis bezahlen: Er wurde in Ägypten angefeindet 
und wegen Apostasie angeklagt, dann von seiner Frau, der Romanistin Ibtihal Younis 
zwangsgeschieden - eine Farce ohne historisches Beispiel.  
 
Damals lag es auf der Hand, dass nicht seine wissenschaftliche Arbeit zur Koranexegese die 
Gegner auf die Barrikaden gerufen hatte, sondern seine Einmischung in die Politik:  
 
Abu Zaid griff 1992 in seinem Buch „Die Kritik des religiösen Diskurses“ den installierten 
„Staatsislam“ der Mubarak-Regierung an, denn dieser sei, so Abu Zaid, „nicht besser als die 
Islamdeutung der Extremisten, da beide auf ihrem Monopol auf die absolute Wahrheit bestehen“.

Glaube an den Wandel

Abu Zaid musste seine Heimat wegen Morddrohungen verlassen und ging mit seiner Frau ins 
niederländische Exil, wo er zuletzt an der Universität Utrecht den Lehrstuhl für Humanistik und 
Islam innehatte.  
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Der bescheidene Islamgelehrte Abu Zaid ließ sich nicht von Anfeindungen und 
Diffamierungsversuchen entmutigen und glaubte bis zu letzt an den heilsamen Wandel im Islam: 
„Ja, ich bin ein Opfer. Aber ich bin auch ein Zeuge des Wandels, der vonstatten geht, allen 
Grausamkeiten – wie in meinem Fall – zum Trotz. Der berühmte arabisch-spanische Philosoph 
Averroës wurde verurteilt. Doch seine Ideen haben sich trotzdem im Westen ausgebreitet“, sagte 
der lebensfrohe Gelehrte in seinem letzten Interview mit Qantara.de.  
 
Es ist zu hoffen, dass die große Lücke, die Abu Zaid in den Debatten um die Reformierung und 
Modernisierung des Islam hinterlässt, zumindest ansatzweise von seinen zahlreichen Schülern 
geschlossen werden kann.  
 

AUSSTELLUNG IN BEVERN

Das silberne Pferd: Archäologische Schätze 
zwischen Schwarzem Meer und Kaukasus
Mitten im Weserbergland, fernab großer Städte, ist eine hochkarätige 
Präsentation zu bestaunen: Das Weserrenaissance-Schloss Bevern bietet nach 
den zuvor schon gezeigten spektakulären Ausstellungen über „Die Balten“, 
über „Schätze der Ostgoten“ und über „Die Vandalen“ nun einen weiteren 
Höhepunkt der archäologischen Forschung. Zu bestaunen sind die seltenen 
Exponate noch bis zum bis 24. Oktober 2010.

Von Eberhart Wagenknecht
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ndem es derartige internationale Sonderausstellungen in die Provinz holte, ist Schloss Bevern 
weit über die Grenzen des Landes hinaus bekannt geworden. Das 1603 bis 1612 unter dem 
Bauherrn Statius von Münchhausen errichtete Schloss vor den Toren der Stadt Holzminden ist 

angemessene Kulisse und schützende Hülle zugleich. Auch für diese neuerliche spektakuläre 
Präsentation.

Die Ausstellung widmet sich der Altertumsforschung im zaristischen Russland,  im auslaufenden 
19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts, als diese noch weitgehend in den Kinderschuhen steckte. 
Während Schliemann das sagenumwobene Troja entdeckte, begaben sich deutsche und polnische 
Gelehrte sowie Archäologen auf die mühevolle Reise mit der Bahn, mit dem Schiff und mit dem 
Pferdewagen in den Kaukasus und ans Schwarze Meer, um hier ihre Ausgrabungen zu betreiben 
und Sammlungen zu erwerben. 
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Einer von Ihnen war der bedeutende Berliner Pathologe, Politiker und leidenschaftliche 
Prähistoriker Rudolf Virchow. Ihm verdankt das heutige Museum für Vor- und Frühgeschichte, 
Staatliche Museen zu Berlin, die größte Kaukasus-Sammlung außerhalb Russlands. Wesentliche 
Teile davon sind im Weserrenaissance Schloss Bevern zu sehen, wie etwa zwei große bronzene 
Pfauenfedernadeln aus dem 2. bis 1. Jahrtausend v. Chr., die mit Widderköpfen verziert sind. Ein 
bronzener Helm mit einer  urartäischen Inschrift des 11. bis 8. Jahrhunderts v. Chr. stellt ein 
absolutes Unikat der Sammlung dar.

Schloss Bevern – kulturelles Zentrum für die Region
Bevern war einst die fürstliche Residenz eines Braunschweiger Herzogs. Aus der Linie 
Braunschweig-Wolfenbüttel-Bevern stammt auch Elisabeth Christine, die spätere Gemahlin vom 
Preußenkönig Friedrich II. Nach Aufgabe der Hofhaltung 1772 durchlitt das Schloss ein 
wechselvolles Schicksal in der Folgenutzung:  von der Herzogresidenz zur Correctionsanstalt 
(Besserungsanstalt), zum Erziehungsstift,  zur SA-Sportschule, zum Möbellager. 1986 fasste als 
neuer Eigentümer, der Landkreis Holzminden den Entschluss, hier ein kulturelles Zentrum für die 
Region einzurichten. Mittlerweile ist das Schloss zu einer  kulturellen Hochburg im Weserraum 
avanciert.

Rot-weiße Säulen umkränzen die große neu gestaltete Parkfläche im unmittelbaren 
Schlossvorfeld. Die Aufschrift „Das Silberne Pferd“ zeigt, dass es hier sein muss: das, was sonst 
nur in großen Städten Europas zu sehen ist - in Berlin, in Warschau, in Krakau und in Lublin. 

Nach wenigen Metern steht man im Schlosshof, vor der beeindruckenden Baukulisse der 
Vierflügelanlage. Im Zugangsbereich zeigt ein nagelneuer Aufzug, dass auch behinderte 
Menschen die Möglichkeit haben, die fast 1000 Quadratmeter  umfassende Ausstellungsfläche mit 
mehreren hundert zeitlich geordneten Exponaten im Obergeschoss mühelos zu erreichen. 
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An einer Stelle taucht Virchow unversehens leibhaftig in seinem  eins zu eins rekonstruierten 
Forschungszimmer aus dem Jahre 1896 auf und beginnt aus seinem Brief an einen polnischen 
Kollegen über seine Forschungen im Kaukasus zu lesen. 

Tataren nannten die deutschen Archäologen nur 
„Totengräber“
Von Virchow gefördert, führte auch der im Dienst der Firma Siemens & Halske stehende 
Elektrochemiker Waldemar Belck,  Leiter der Kupferbergwerke in Kedebag und Kalakent im 
heutigen Aserbeidschan, archäologische Ausgrabungen im Kaukasus durch. Zwischen den Jahren 
1888 und 1891 grub er nach spätbronze- und früheisenzeitlichen Bestattungsplätzen. In einem 
Brief an Virchow schrieb er: „Ich bin hier nämlich wegen meiner Ausgrabungen bekannt und 
berüchtigt, habe auch von den Herren Tataren dieserhalb den schmeichelnden Beinamen „der 
Totengräber“ bekommen und werde von ihnen zumindest für halb verrückt gehalten, weil ich auf 
die Erlangung von nach ihrer Meinung so wertlosen Dingen so viel Zeit und Geld verwende“. 

Wenn es um archäologische Funde zwischen Schwarzem Meer und Kaukasus geht, fällt einem vor 
allem der Name eines Volkes ein: der Skythen. Und da wartet die internationale Ausstellung in 
Bevern gleich mit der kompletten Beigaben-Ausstattung einer ganzen Prinzessinnen-Bestattung 
auf, ausgestellt in dem Nachbau eines skythischen Kurgans mit Holzkammergrab. Der Entdecker, 
der Archäologe Godfryd Ossowski, ahnte 1887 nicht, dass nur wenige Zentimeter unter diesem 
Grab ein zweites noch einmal so reich ausgestattetes Männergrab lag, als er die Grabungen 
beendete. Man hat es erst später entdeckt.     

Der Kupferkessel aus Podolien

Und dann ist da noch die Sache mit dem großen Kupferkessel aus Podolien in der Westukraine. 
Jahrelang stand er unbeachtet im Warschauer Museum. Weil man glaubte, es handele sich um eine 
Nachbildung eines im Krieg verlorengegangenen Originals, schenkte man dem Stück keine große 
Aufmerksamkeit. Es diente praktischerweise noch als Schirmständer. Erst als ein junger 
Doktorand seine Skepsis äußerte und um eine metallurgische Untersuchung des Kessels bat, kam 
die Wahrheit ans Tageslicht. Der Kessel war das verschollen geglaubte Original. Jetzt steht dieser 
große Kessel, frisch restauriert, erstmals wieder für die Öffentlichkeit sichtbar im Schloss in 
Bevern.

Eine der ganz großen Sammlungen aus dem Schwarzmeerraum trug der Kiewer Jozef 
Choynowski im Laufe seines Lebens zusammen. Als junger Soldat kämpfte er im russisch-
türkischen Krieg, wurde dort schwer verletzt und begann nach seiner Entlassung aus dem 
Kriegsdienst sein Leben der Altertumsforschung zu widmen. Bald genoss er die Anerkennung der 
russischen Archäologen und auf einem der letzten großen Kongresse, an denen er teilnahm, erhielt 
er Gelegenheit seine Sammlung in Kiew zu präsentieren. Unter den wenigen ausländischen Gästen 
war kein geringer als Rudolf Virchow. 

Bedeutende Objekte aus der Choynowski-Sammlung, wie reich verzierte goldene und verzierte 
Gewandfibeln aus dem 5. Jahrhundert n. Chr., der Völkerwanderungszeit, die heute im Besitz des 
Staatlichen Archäologischen Museums Warschau inventarisiert sind, können gleichfalls in der 
Ausstellung bewundert werden.

Die internationale Ausstellung „DAS SILBERNE PFERD. Archäologische Schätze zwischen 
Schwarzem Meer und Kaukasus“ wird im Kulturzentrum Weserrenaissance Schloss Bevern, 
37639 Bevern (Landkreis Holzminden) noch bis 24. Oktober zu sehen sein. Öffnungszeiten sind 
täglich von 10.00 bis 17.00 Uhr und am Donnerstag von 10.00 bis 20.00 Uhr.
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Weitere Informationen: www.dassilbernepferd.info

EURASISCHE SPIRITUALITÄT

Der Staffelberg: Seine Steine raunen von 
Menosgada
Auf dem heiligen Berg der Franken stand einst das keltische Oppidum 
Menosgada, das der griechische Mathematiker und Geograph Ptolemäus vor 
Jahrtausenden in seiner Weltkarte verewigt hat. Noch heute wird von dieser 
Keltenburg und ihrer eindrucksvollen Vergangenheit gesungen.

Von Hans Wagner
EM 08-10 · 04.08.2010
 

egodunum“, sang der Reiter neben mir. „Wie traurig bist du heute. Berg, der du so freundlich 
warst, als ich weggeritten. Winter ist’s. Mager sind die Hirsche…“

Das ist eine der ersten Szenen des historischen Romans „Geh von Deinem Acker, Kelte“, den 
Hermann Nölle verfasst hat. Es ist Abend. Ein kurzer Dialog entspinnt sich zwischen dem Reiter, 
der in die befestigte Keltensiedlung Segodunum gekommen war und dem Ich-Erzähler. Der Reiter 
fragt: „Kennst du das Lied, das der Berg heimlich singt, bevor es Tag wird?“ Und gibt auch gleich 
die Antwort: „Ich bin eine unbezwingbare Veste! Ich bin ein unverrückbarer Fels. Ich bin die 
Veste Segodunum!“    

„Seg“ ist keltisch und heißt „Stärke“, „Dunum“ ist die Festung. Segodunum bedeutet starke 
Festung auf dem Berg. Die Burg, die Hermann Nölle beschreibt, ist die heutige „Steinsburg“. Sie 
liegt bei Römhild im Thüringischen und gehört zu einem ehemaligen keltischen  Oppidum, einer 
befestigten Siedlung auf dem „Kleinen Gleichberg“.

Page 71 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



„Vernehmt des Barden klagenden Gesang“

Nölle hätte auch den benachbarten, nur gut fünfzig Kilometer südlich davon gelegenen Staffelberg 
als Schauplatz wählen können. Auch hier stand einst ein keltisches Oppidum. Und auch von seiner 
Burg gibt es ein Lied. 

„Vernehmt des Barden klagenden Gesang, von Menosgadas Untergang. Von der hohen Burg, die 
unser war, bevor der Krieg das Leid gebar. 
Oh, ihr Götter, was habt ihr uns angetan? Der Fluch des Nordens ist unser Untergang! Mein Volk 
nun gegen Westen zieht, dort wo die Sonne untergeht.“

Menosgada, die Mainstadt, so hieß die Keltensiedlung auf dem Staffelberg über dem Obermaintal. 
Der „Fluch des Nordens“, von dem der Barde singt, waren die in der Völkerwanderung aus 
Gotland und von der Ostseeküste vorrückenden Germanen. Die Bewohner der hoch gelegenen 
Staffelbergsiedlung und ihr ganzes Volk flohen vor ihnen bis nach Gallien im heutigen 
Frankreich.

Das bittere Schicksal des Keltenvolkes

Der „klagende Gesang des Barden“ ist jedoch erst seit kurzem zu vernehmen: Rund zweitausend 
Jahre nach dem Abzug der Kelten brachte die Pagan-Metal-Band „Odroerir“ den Titel 
„Menosgada“ heraus, in dem vom bitteren Schicksal des Keltenvolkes berichtet wird . Die 
Musiker kommen aus Thüringen. Seit Herbst 1998 sind sie aktiv, schreiben „Götterlieder“ und 
vertonen Sagen nach dem Stil der Edda. 

Eine andere Gruppe um den Gitarristen und Liederschreiber Michael Koch, der am Fuße des 
Staffelberges geboren wurde, wählte gar den Namen der einst dort oben stehenden Keltenburg für 
ihre Viking-Metal-Band und nannte sich selbst „Menosgada“. Sie hielt durch vom Winter 
2003/2004 bis zum März 2010. In ihrem Repertoire hat auch sie vor allem nordische Folklore, 
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Geschichte und Mythologie, obwohl sie sich den Namen der Keltensiedlung  gegeben hat. Der 
„Fluch des Nordens“ hat sie nicht ereilt. Aber im März 2010 ließ die Gruppe wissen, „dass 
Menosgada nicht ganz den Sprung zu einer „richtigen‘ Band geschafft hat. Obwohl das Schreiben 
und Aufnehmen der Songs viel Spaß macht, endet hier unser Weg.“

Die „Staffeln“ der Urzeit

Der Mythos aber lebt. Und nicht nur der ewige Wind auf dem Felsenplateau des Staffelbergs, auf 
dem einst Menosgada stand, erzählt von alten Zeiten. Auch  Steine und Wälle, die hier seit 
Jahrtausenden aufgeschichtet wurden, sind Zeugen der uralten Siedlungsgeschichte und raunen 
noch immer davon. 

Im Tal, aus dem der eindrucksvolle „Zeugenberg“ südöstlich der Stadt Bad Staffelstein 539 Meter 
hoch aufragt, sind Kies- und Sandablagerungen des nahen Mains angeschwemmt. Daraus steigt 
der Sockel des Berges hervor, der vor allem aus Ton und Mergel besteht. In weiteren Stufen, die 
im alemannisch-fränkischen Sprachgebrauch „Staffeln“ heißen und dem Berg seinen heutigen 
Namen gaben, stapeln sich treppenartig die Gesteinsschichten aus Eisensandstein, Malm, 
Werkkalk und Dolomit. Letzterer bildet die harte zerklüftete Felsoberfläche, die aus einer 
riffähnlichen Lebensgemeinschaft von Meerestieren und Pflanzen eines Urmeeres entstanden ist. 

Der Staffelberg ist weithin sichtbar und von eindrucksvoller Statur. Diese verdankt er seiner 
Einzellage, die durch die Erosion in Jahrmillionen der Erdgeschichte entstanden ist. Das weichere 
Material der Umgebung ist längst abgetragen und fortgespült, vom Wind verweht und eingeebnet. 
Nur der Staffelberg ragt noch hervor und bietet seinen Riffkranz trutzig dem Wind, von dem er 
jahrein, jahraus umspielt und manchmal auch umtost wird.

Kelten liebten Bergsporne und Zeugenberge

Einst gehörte auch der Staffelberg zur südlich gelegenen Hochfläche der Frankenalb. Heute bildet 
er als „Einzelkämpfer“ ihren äußersten, isolierten Vorposten. Seine Gesteine sind 
verwitterungsresistenter als die benachbarten Flächen, und so überragt er seine Umgebung in 
dieser markanten Weise. Er war schon vor Jahrtausenden für die Menschen etwas ganz 
Besonderes. 

Vor allem die Kelten besaßen eine starke Affinität zu solchen Berggebilden. Unwiderstehlich 
wurden sie davon angezogen, errichteten Fliehburgen  und befestigte Oppidien auf ihren Höhen. 
Sie waren begnadete Festungsbauer und bezogen landschaftliche Gegebenheiten mit sicherem 
Auge in ihre Anlagen mit ein. Der Bergsporn am heute so genannten Dreifaltigkeitsberg bei 
Spaichingen, wo die große Europäische Wasserscheide verläuft, ist ein sehr eindrucksvolles 
Beispiel dafür. Auch hier, auf der wie ein Schiffsbug ins Land hinaus ragenden Erhebung von fast 
1.000 Metern Höhe, stand einst eine keltische Burg. Heute bezeichnenderweise eine 
Wallfahrtskirche. (Siehe EM 11-2009 „Von Vulkanschloten und heiligen Bergen“).Oder die 
beiden einander gegenüberliegenden thüringischen Gleichberge bei Römhild in der fränkisch 
geprägten Region Grabfeld. Auf dem „Kleinen Gleichberg“ steht wie beschrieben die Segodunum 
genannte Steinsburg.. 

In der vulkanischen Vogelsbergregion in Hessen ist es der 270 Meter hohe Glauberg, auf dem 
einst keltische Fürsten lebten. Eine imponierende Erscheinung und beispielhaft für die 
Siedlungsweise des Keltenvolkes. Auch der 668 Meter hohe Ipf bei Bopfingen am Westrand des 
Nördlinger Ries ist ein Zeugenberg und stellt mit seinen eindrucksvollen Befestigungsanlagen ein 
bedeutendes Kulturdenkmal der Keltenzeit dar. Und eben der Staffelberg in Franken.
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Staffelberg – heiliger Berg der Franken
Heute weht auf dem höchsten Punkt seiner Jahrmillionen alten Riffkuppe die fränkische Fahne mit 
dem rotweißen „Rechen“. Seine drei silberne Spitzen prangen auf rotem Tuch. Schon während der 
ostfränkischen Expansion zum Ende des ersten nachchristlichen Jahrtausends war hier ein 
karolingischer Reichsgutbezirk entstanden. Doch erst ab 1835, als Bayern sich das Frankenland 
einverleibte, wurde der Rechen zum Symbol der fränkischen Gebiete. Der Staffelberg ist heute so 
etwas wie der heilige Berg der Franken.

Daran hat der Dichter Victor von Scheffel hohen Anteil. Ihn hat der Blick vom Staffelberg 
hinunter ins Maintal zu poetischen Versen angeregt, die inzwischen als „Frankenlied“ gesungen 
werden: „Wohlauf, die Luft geht frisch und rein, wer lange sitzt muss rosten.“ Scheffel reimte 
dazu im Jahr 1859: 

„Zum heil‘gen Veit von Staffelstein komm ich emporgestiegen und seh‘ die Lande um den Main zu 
meinen Füßen liegen: Von Bamberg bis zum Grabfeldgau umrahmen Berg und Hügel die breite, 
stromdurchglänzte Au, ich wollt‘, mir wüchsen Flügel!“

Der „heilige Veit“ war einer von vielen Eremiten (Einsiedlern), die von 1696 bis 1929 auf dem 
Staffelberg hausten. Sie hatten ihre Wohnungen neben einer Wallfahrtskapelle, die auf dem Berg 
errichtet wurde – wie vielerorts nach der Christianisierung, als die Kirche jene Orte in Besitz 
nahm, die einst Siedlungs- und Kultplätze der Kelten waren.

„Verzeih mir Durst und Sünde“

Victor von Scheffel, dessen Name heute auch für ein Edelrestaurant im Kurhaus Obermaintherme 
zu Staffelstein herhält, war offenbar kein Kostverächter. Er fand in seinem Lied den Einsiedler 
nicht zu Hause und reimte – so richtig nach dem Geschmack der weinliebenden Franken:

„Einsiedel, das war missgetan, dass du dich hubst von hinnen! Es liegt, ich seh’s dem Keller an, 
ein guter Jahrgang drinnen. Hoiho,  die Pforte brech‘ ich ein und trinke was ich finde. Du heil‘ger 
Veit von Staffelstein, verzeih mir Durst und Sünde!“

Der Einsiedler vom Staffelberg wurde damit unsterblich. Und von seiner einstigen 
Eremitenbehausung aus, in der sich heute eine Gaststätte befindet, hat man als Besucher einen 
schönen Blick auf zwei architektonische Kleinode Frankens: die Wallfahrtskirche 
Vierzehnheiligen im Rokoko-Stil und das barocke Kloster Banz. Beide stammen in der heutigen 
Form aus dem beginnenden 18. Jahrhundert.

Die Kleinstadt Staffelstein nennt sich heute Bad Staffelstein, denn sie ist Kurort und besitzt mit 
dem Thermalbad Obermain Bayerns wärmste und stärkste Thermalsole. In ihren Mauern wurde 
1492 – im Jahr als Columbus in Amerika landete - der Rechenmeister Adam Riese geboren. Er 
war Zeitgenosse von Hans Sachs, Albrecht Dürer, Martin Behaim, Martin Luther, und Nikolaus 
Kopernikus. Ausgerechnet vor der HypoVereinsbank von Staffelstein steht sein übermannshohes 
Denkmal. Das hat die Banker jedoch nicht davon abgehalten sich zur „Hypo Verrinnsbank“ zu 
entwickeln, der das Geld nur so durch die Finger lief und die tief in die roten Zahlen rauschte, wie 
man während der Finanzkrise lesen konnte. Auf den Rechenmeister hat vor lauter Gier seinerzeit 
keiner mehr gehört.
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Tierknochen und Gerätschaften in den Kellergruben von 
Menosgada

Beim Blick vom Berg auf die Stadt ist das Kurgelände mit der Obermain Therme unübersehbar. 
Von Menosgada auf dem Hochplateau des Berges hingegen ist, 2.000 Jahre nachdem die Kelten es 
verlassen haben, kaum noch etwas zu erkennen. Die einst als „Akropolis“ bezeichnete 
Bergfestung ist abgetragen. Der Zugang im Norden des Berges war der einzige, und er ist auch 
heute noch der Eingang zum Hochplateau, das rund 350 Meter lang und 125 Meter breit ist. Wälle 
und Mauern sind verschwunden. Grabungsfunde aus allen Epochen der Geschichte zeugen jedoch 
von der Vergangenheit: Feuersteingeräte, Steinbeile, Keramik, bronzene Gebrauchsgegenstände, 
Waffen, Schmuck und eiserne Werkzeuge. Die ältesten Fundstücke sind über 7.000 Jahre alt. 
Auch zahlreiche Tierknochen konnten in den Kellergruben des Oppidums geborgen werden. Die 
Schätze der Vorzeit liegen heute zum Großteil in der Ur- und Frühgeschichtlichen Sammlung der 
Universität Erlangen und im Museum der Stadt Bad Staffelstein.

Der Name des im Tal vorbeiziehenden Flusses Main ist keltischen Ursprungs. Die frühen 
Besiedler nannten ihn Moin oder Mogin. Als Menosgada – die Mainstadt – bezeichnete der 
griechische Mathematiker und Geograph Claudius Ptolemäus das keltische Oppidum auf dem 
Staffelberg im heutigen Oberfranken und verzeichnete es in seiner Weltkarte. Als er Menosgada 
um etwa 150 n. Ztr. in dieses Kartenwerk aufnahm, existierte Menosgada jedoch bereits nicht 
mehr. Die Nachrichtenverbindungen waren in jener Zeit eben noch äußerst dürftig und langsam.

Weitläufige Beziehungen im eurasischen Raum
Dass Ptolemäus von Menosgada berichten konnte, hat damit zu tun, dass die Kelten weitläufige 
Beziehungen im eurasischen Raum unterhielten. Das Verbreitungsgebiet des Volkes reichte bis 
tief ins kleinasiatische Anatolien hinein und berührte ebenso griechische Handelsplätze. Auch auf 
dem gesamten Balkan findet man keltische Spuren. Desgleichen in Westungarn, Oberitalien, dem 
heutigen Österreich, in Nordspanien, Frankreich bis nach Südostengland. Die Herkunft des Volkes 
der Kelten liegt weitgehend im Dunkeln. Aber man vermutet, dass es letztlich im zweiten 
Jahrtausend v. Ztr. aus Asien eingedrungen ist und an der Donau entlang nach Europa gelangte. 
Die frühe keltische Kultur bezeichnet man nach bedeutenden Fundorten als Hallstatt- oder La 
Tène-Zeit.

Südlich des keltisch geprägten Gebietes in Mitteleuropa grenzte anfangs noch der etruskische 
Siedlungsraum an und im Osten und Südosten der griechische, thrakische und skythische 
Kulturbereich. In all diese Gebiete unterhielten die Kelten intensive wirtschaftliche und kulturelle 
Beziehungen. Im keltischen Oppidum auf dem Staffelberg fand man z. B. die im Jahre 170 v. Ztr. 
geprägte Münze eines kappadokischen Königs aus Kleinasien. Sie belegt die Verbindungen der 
Keltenstadt Menosgada bis weit in den Südosten.

Totengedenken auf Menosgadas Berg

Seit der Zeit der Kelten, einem der spirituellsten Völker Eurasiens, hat der Staffelberg nichts von 
seiner Faszination verloren. Lichte Wälder begleiten den Aufstieg. An einem großen Felsen ist die 
bronzene Gedenktafel für den toten Dichter Victor von Scheffel angebracht. Ein Stück unterhalb 
steht ein Ehrenmal für die Gefallenen der Stadt Staffelstein im ersten Weltkrieg.

Aus satten grünen Ebenen erhebt sich der heilige Berg, der auf eine Jahrtausende alte 
wechselvolle Geschichte zurückblickt. „Er hat es kaum nötig, der Staffelberg, der jahraus, jahrein 
eine starke Besucherzahl aufweist, dass man hier ihm ein Lob singe. Er singt sich selbst ein solch 

Page 75 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



hohes Lied. Schon wer ihn von ferne erblickt, wird von ihm angelockt“, schreibt Georg Stark in 
seinem „Kleinen Staffelberg-Führer“. 

Er zählt eingangs bereits die Zutaten zum spirituellen Habitus des Berges auf: „Wer zu ihm 
aufsteigt, durch die Zonen der Hangwälder und –wiesen und deren Blütenzauber, der vernimmt 
den Gruß einer artenreichen Flora. Und wer bei Sonne und Himmelsblau vom Steilrand des 
Gipfelplateaus einmal in die lieblichen Lande am Main geschaut, der trägt, wie einst Scheffel, der 
Dichter des Staffelberg-Liedes, in seinem Herzen und Sinn Sonne und Licht mit nach Hause, ein 
kostbares Bild von einem der schönsten Rundblicke unserer fränkischen Heimat.“

Für Georg Stark ist es „kein Wunder, dass wir am Staffelberg mehrere Jahrtausende in die 
Vorgeschichte zurückreichende Ansiedlungen nachweisen können. Die beherrschende Lage hat 
die vorzeitlichen Menschen genauso angezogen wie uns heutzutage.“

*

Weitere Informationen zu den Funden auf dem Staffelberg: 
http://www.uf.uni-erlangen.de/projekte/staffelberg/ausstellung/start.html

*

Siehe auch Eurasische Bibliothek: DIE KELTEN. 

Weitere Quellen und Veröffentlichungen zur Eurasischen Spiritualität 

EM 10-2010 „Eurasische Spiritualität – vom Heidenpfad zum Heidenschwanz“.  
EM 04-2009 „Geomantikart von der Wasserscheide“.  
EM-05-2009 „Strahlen der Seele für ein starkes Leben“.  
EM 07-2009 „Geomantik-Art aus der Eizeithöhle“,  
EM 07-2009 „Schamanismus auf der Schwäbischen Alb“.  
In Medizin-Welt: „Suche die Nacht auf“ und „Medizin-Welt SPEZIAL, 
Heilende Blicke“.  
EM 08-2009 „Im Einklang mit der Erde wandeln“. 
EM 10-2009 „Auf dem Heidenpfad der Europäischen Wasserscheide über die 
Frankenhöhe“. 
EM 11-2009 „Von Vulkanschloten und heiligen Bergen“ 
EM 05-2010 „Maibaumtanz und Walpurgisnacht“ 
Bei www.starkesleben.de und über http://www.geomantikart.de.

AGENTEN

Putin ehrt enttarnte russische Spione mit 
einem Liederabend
Der russische Ministerpräsident sagt Anna Chapman und Co eine glänzende 
Zukunft voraus. Der elfköpfige russische Agentenring in den USA sei durch 
Verrat aufgedeckt worden.

Von Ulrich Heyden
EM 08-10 · 04.08.2010
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un hat auch der Kreml sein Schweigen zu den russischen Agenten um Anna Chapman 
(geborene Kuschtschenko) gebrochen. In Foros auf der Krim hat sich Wladimir Putin zu 
dem für den russischen Auslandsspionagedienst SWR äußerst peinlichen Fall geäußert. Der 

elfköpfige russische Agentenring war Ende Juni in den USA aufgeflogen. Anfang Juli wurden die 
russischen Spione in Wien gegen angebliche Agenten, die in Russland arbeiteten, ausgetauscht. 

Die Plauderei mit den Journalisten über den Fall Chapmann und Co schien dem braun gebrannten 
Putin, der selbst von 1985 bis 1990 in Dresden als Spion arbeitete, sichtlich zu gefallen. „Hier gibt 
es nichts zu kommentieren“, erklärte der Premier, „ ich habe bereits gesagt, dass dies Resultat 
eines Verrats war.“ Die Verräter kenne er alle „mit Namen.“ Ob die Verräter bestraft würden, 
wollten die Journalisten wissen. „Das ist keine korrekte Frage“, meinte der Premier. Nur soviel 
wollte Putin verraten: „Der Geheimdienst lebt nach seinen eigenen Gesetzen und diese Gesetze 
sind allen Mitarbeitern bekannt.“ Verräter würden bekanntlich bei Alkohol oder Drogen enden. 
Putin sagte den enttarnten Agenten  eine glänzende Zukunft voraus. „Sie werden ein interessantes, 
ereignisreiches Leben haben“.

Zünftiger Liederabend

Ob es stimme, dass er mit den ausgewiesenen Spionen Lieder im Karaoke-Stil gesungen habe, 
wollte eine Journalistin wissen. Ja, man habe Lieder gesungen, antwortete Putin, aber nicht im 
Karaoke-Stil, sondern mit musikalischer Begleitung. Und welche Lieder habe man da gesungen, 
bohrte die Journalistin weiter. „Womit die Heimat beginnt“ und ähnliche Lieder, antwortete der 
Premier. Besagtes Lied stammt aus dem 1968 gedrehten sowjetischen Weltkrieges-Film „Schild 
und Schwert“. Manche Redewendungen aus dem Film hatten sich damals in die Alltags-Sprache 
eingebürgert. Als einem verhafteten sowjetischen Spion von den Deutschen gesagt wird, man 
werde ihn in 20 Minuten erschießen, antwortet der Verhaftete „das gleicht einer Kapitulation“.

Putin erinnert an das harte Leben der Agenten

Über die Arbeit der enttarnten Spione wollte Putin sich nicht äußern, das sei „nicht seine 
Aufgabe“.  Die Arbeit der Agenten müsste von den „Endabnehmern von Daten dieser Art“ 
eingeschätzt werden, sowie von „dem Oberbefehlshaber, dem Präsidenten der russischen 
Föderation“. Lang und breit ließ sich Ex-Agent Putin jedoch über den harten Alltag eines Spions 
aus. Das Schicksal dieser Menschen sei „überaus schwer“. „Man muss eine Fremdsprache auf 
dem Niveau der Muttersprache erlernen, jahrelang Aufträge im Interesse des Heimatlandes 
ausführen, ohne dabei auf diplomatische Deckung zu hoffen.“ Und dabei bringe man auch noch 
„sein eigenes Leben und das Leben der Angehörigen in Gefahr, die nicht einmal wissen, wer sie 
sind und für wen sie arbeiten.“

Anna Chapman als Plastikpuppe

Seit Anna Chapman wieder in Russland ist, hat sie viele Angebote bekommen. Angelina Jolie, die 
am Freitag in Moskau eintraf um den neuen CIA-Thriller „Salt“ vorzustellen, hatte erklärte, sie 
wolle unbedingt Anna Chapmann sehen. Chapman lebt seit ihrer Rückkehr jedoch sehr 
zurückgezogen. Selbst auf ein Interview-Angebot der Moskauer „Komsomolskaja Prawda“ ging 
sie bisher nicht ein, ganz zu schweigen von den Angeboten aus dem Ausland, die sie rundweg alle 
ablehnte. Eine US-Firma wollte mit dem russischen „Bond-Girl“ einen Pornofilm drehen. Eine 
andere Firma wollte ihre Geschichte für eine Viertel Millionen Dollar vermarkten. 

Anna wehrt sich, doch ihr Körper wirft jetzt schon Gewinne ab. Die enttarnte Agentin ist als dralle 
Plastikpuppe mit kurzem Röckchen bereits für 29,95 Dollar zu haben. Anbieter ist 
 „Heronbuilders“, ein Produzent von Actionfiguren.

Liederwettbewerb für die Agentin
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Am einfachsten wäre es wohl, wenn Anna Chapman in die Politik wechselt. In ihrer Heimatstadt 
Wolgograd (dem ehemaligen Stalingrad), wird sie bereits als Heldin gefeiert. Ein 
Werbeunternehmen hat dem Bürgermeister der Stadt vorgeschlagen Anna Chapman zur 
Ehrenbürgerin zu ernennen. Eine Zeitung der Stadt hat einen Liederwettbewerb zum Thema 
Chapman ausgeschrieben. Doch auch in Moskau kann man sich vorstellen mit Anna Chapman 
groß raus zu kommen. Ultranationalist Wladimir Schirinowski würde die Ex-Spionin gerne zur 
Duma-Abgeordneten seiner Partei machen. 

MOSKAU

Russischer Oberarzt empfiehlt Hitze-Siesta
Weil die meisten Arbeitsplätze nicht klimatisiert sind, empfiehlt Russlands 
Oberarzt Gennadi Onistschenko eine Siesta nach spanischem Vorbild. Doch 
die Arbeitgeber fürchten ein Ausufern der Disziplinlosigkeit.

Von Ulrich Heyden
EM 08-10 · 04.08.2010
 

s ist sehr schwer zu arbeiten, man möchte ständig schlafen.“ Oder:  „Es ist unmöglich sich zu 
konzentrieren und zu denken.“ Das waren einige der typischen Antworten einer Befragung, 
welche die Moskauer Internetzeitung gazeta.ru in diesen Tagen veröffentlichte. 

In ganz Russland wurden in den letzten Wochen historisch einmalige Temperaturrekorde 
gemeldet. Die Nachfrage nach Klimaanlagen ist um 300 Prozent, die Nachfrage nach Ventilatoren 
gar um 460 Prozent gestiegen, berichtet gazeta.ru.

In Moskau kann es im Sommer sehr heiß werden. Doch eine derartige Hitzewelle hat es in der 13-
Millionen-Metropole noch nie gegeben. Seit vier Wochen pendelt das Thermometer in der 
Metropole um die 35 Grad. 

In Moskauer Großunternehmen gibt es immerhin Klimaanlagen, aber in der russischen Provinz 
müssen sich die meisten Angestellten mit einfachen Ventilatoren begnügen. Nach einer Umfrage 
der Personal-Firma Headhunter, sind von 2.100 Befragten in ganz Russland nur 37 Prozent 
zufrieden mit der Klimaregulierung am Arbeitsplatz. Die Hälfte der Befragten würde am Liebsten 
den Arbeitsplatz wechseln.

Mancher stiehlt sich von der Arbeit davon

Viele Angestellte suchen nach individuellen Auswegen. Manche machen unbezahlten Urlaub oder 
lassen sich wegen einer Bronchitis krankschreiben. Manch einer stiehlt sich früher vom 
Arbeitsplatz weg und hofft, dass es nicht bemerkt wird. Zehn Prozent aller Moskauer Büros 
schicken ihre Mitarbeiter inzwischen ein bis zwei Stunden früher nach Hause. Manche 
Unternehmen genehmigen auch jede Stunde 15 Minuten Pause. Der strenge Dress-Code im Büro, 
Jacket und Schlips bei den Männern, Seidenstrümpfe und bedeckte Arme bei den Frauen wurde 
längst gelockert, die für den Juli angesetzten Betriebsfeiern hat man in den Herbst verlegt. Doch 
den Angestellten graut vor den nächsten Tagen. Das Thermometer soll in Moskau auf 40 Grad 
steigen, die Hitzewelle bis zum August anhalten.

Die Straßen werden besprengt

Die Hitze in der Metropole Moskau ist wegen Staub und erhitztem Asphalt und Beton nur schwer 
zu ertragen, das meinen selbst die Gemüsehändler aus Aserbaidschan, die in ihrer Heimat ähnliche 
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Temperaturen gewohnt sind. „In Baku ist das Klima besser“, meint Ganimat, ein Verkäufer aus 
Baku. Sein Kollege nickt zustimmend. 

Die Moskauer Stadtverwaltung tut was sie kann. Springbrunnen plätschern nun auch nachts. 
Frühmorgens fahren Tankwagen durch die Straßen und Wohnbezirke. Sie besprengen den 
erhitzten Asphalt mit Wasser. Dass die Moskauer inzwischen auch überall dort in den Moskwa-
Fluss springen, wo große Badeverbots-Schilder stehen, ist scheinbar unausweichlich. 
Notgedrungen bewachen die Mitarbeiter des Katastrophenschutzes jetzt auch „wilde“ 
Badestrände.

Arbeitgeber gegen Siesta

Russland Oberarzt Gennadi Onistschenko hat den Arbeitgebern bereits vorgeschlagen nach dem 
Mittagessen eine Extrapause einzuführen. Doch von einer Siesta nach spanischem Vorbild wollen 
die russischen Arbeitgeber nichts wissen. Sie fürchten ein Ausufern der Disziplinlosigkeit am 
Arbeitsplatz. Der Direktor des Personal-Unternehmens Headhunter, Michail Schukow, meinte, 
„man muss arbeiten, die Zeit während des Arbeitstages klug nutzen, und nicht noch einen 
Vorwand suchen, um nichts zu tun.“ Die Arbeitgeber sollten sich aber um eine gute Belüftung der 
Arbeitsplätze kümmern und den Angestellten gelegentlich ein Eis kaufen. „Das hebt die 
Stimmung“, so der Personal-Experte.

Etwa die Hälfte der Moskauer hat eine Datscha im Umland. Insbesondere die älteren Leute haben 
sich jetzt mit ihren Enkeln dorthin zurückgezogen. Doch auch auf den Datschen ist es jetzt 
ebenfalls sehr heiß. Und inzwischen herrscht dort auch Wassernot. Die Brunnen sind 
ausgetrocknet, so dass die mühsam gezogen Tomaten auch hier zu vertrocknen drohen. 

RUSSLAND

In den Weiten des Landes vertrocknet die 
Ernte
Wegen der Hitzewelle in Zentralrussland sind Getreidefeldern mit einer 
Gesamtfläche so groß wie Portugal verdorrt. Ministerpräsident Putin ziert sich 
bei den Entschädigungen für die Bauern. Kreml-Berater bestreitet 
Zusammenhang mit Klima-Wandel.

Von Ulrich Heyden
EM 08-10 · 04.08.2010
 

Das hat Russland seit 40 Jahren nicht erlebt: Aus allen Landesteilen werden Rekord-
Temperaturen gemeldet. Selbst im nördlich gelegenen Jakutien, wo im Winter 
Minustemperaturen von 50 Grad herrschen, kletterte das Thermometer auf 35 Grad. In 

Russlands Städten laufen die Klimaanlagen auf Hochtouren. Doch wo das Stromnetz schwach ist, 
wie im südrussischen Astrachan, kommt es immer wieder zu Stromausfällen.

Brunnen ausgetrocknet 

Dramatisch ist die Situation für die landwirtschaftlichen Großbetriebe und die Kleinbauern, denn 
in weiten Teilen Zentralrusslands gibt es seit Wochen keinen Regen. Datschen-Gärtner in der 
russischen Teilrepublik Baschkortostan können ihre Tomaten nicht wässern, weil die Brunnen 

Page 79 of 87Eurasisches Magazin 08-10

04.08.2010http://localhost/eurasischesmagazin.de/3.0/!final/datenbank/pdf.asp



ausgetrocknet sind. Die Wassersprenganlagen auf den Feldern bleiben wirkungslos, denn die Erde 
hat sich auf bis zu 60 Grad erhitzt. 

9,5 Millionen Hektar Getreidefelder in Zentralrussland – ein Gebiet so groß wie Portugal – sind 
durch die Dürre bereits  vernichtet. In 15 der 89 russischen Regionen riefen die 
Landwirtschaftsbehörden wegen der Dürre bereits den Notstand aus.

Das Vieh darf die verbrannten Halme fressen 

Zum Notstandsgebiet gehört auch die Wolga-Region. Der Vorsitzende einer Sowchose im 
Tscheljabinsk-Gebiet ist verzweifelt. Mit traurigem Gesicht zerkrümelt der weißhaarige Mann  vor 
der Fernsehkamera einen vertrockneten Getreidehalm. „Das ganze Feld ist hinüber“, meint der 
Sowchosen-Chef mit dem wettergegerbten Gesicht, „und von solchen Feldern haben wir Viele“. 
Nun könne man nur noch das Vieh zum Fressen auf das vertrocknete Feld schicken.

Nicht viel besser sieht es auf den Maisfeldern in der Region aus. Die Maispflanzen, die den 
Bauern um diese Zeit normalerweise schon über die Köpfe wachsen, sind nur kniehoch 
gewachsen. Geld für den Kauf von Ersatzfutter gibt es nicht, klagt der Vorsitzende der Sowchose 
„Roter Ural“.

Ernteprognose nach unten korrigiert 
Das russische Landwirtschaftsministerium korrigierte seine Ernteprognose für dieses Jahr von 95 
auf 85 Millionen Tonnen. Ein Getreidedefizit gäbe es jedoch nicht, meinte 
 Landwirtschaftsministerin, Jelena Skynnik. Man hoffe sogar, das Exportpotential zu halten. 
Russland ist nach den USA der weltweit größte Getreideexporteur.

Im Jahr verbraucht Russland selbst 77 Millionen Tonnen Getreide, 22 Tonnen Millionen seien 
aber noch auf Lager, erklärte die Ministerin.  

Im südrussischen Gebiet Stawropol stieg der Getreidepreis bereits um zehn Prozent. Der Präsident 
der russischen Union der Getreideproduzenten, Arkadi Slotschewski, erklärte jedoch, der 
Brotpreis in Russland werde nicht steigen. Andere Experten sind weniger optimistisch.

Putin ziert sich bei Entschädigungen

Natürlich würde man die Landwirtschaft in dieser „ernsten Situation“ nicht alleine lassen, erklärte 
Ministerpräsident Wladmir Putin auf einer Kabinettssitzung am Montag. Gleichzeitig erklärte der 
Premier, man werde auch alle Versuche, sich über Staatshilfen an der Dürre zu bereichern, „im 
Keim ersticken“. Das Budget sei bereits im Defizit, man könne es nicht weiter belasten. 

Die Hauptlast der Ernteschäden sollen deshalb die staatlichen gestützten Versicherungen zahlen. 
Doch diese Perspektive ist für die landwirtschaftlichen Betriebe kein Ausweg, denn nur 20 
Prozent der Saatflächen sind versichert. Vizepremier Igor Setschin hielt jedoch noch Trostpflaster 
bereit. Der bereits im Frühjahr von den Ölunternehmen eingeführte zehnprozentige Preis-Rabatt 
für Öl- und Schmierstoffen für die Landwirtschaft werde beibehalten.  
mistisch.

Angeblich keine Folge des Klimawandels
Der Klima-Berater des russischen Präsidenten, Aleksandr Wedrizki, erklärte, eine derartige 
Hitzewelle habe es in Russland seit Anfang  der 1970er Jahre nicht mehr gegeben. Doch einen 
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Wieder in der Heimat: Dika 
Sirucic genießt den Blick 
auf Srebrenica. (Foto: Eran 
Yardeni)

 

Zusammenhang mit dem weltweiten Klimawandel sieht der Präsidenten-Berater nicht. Um 
stichhaltige Aussagen über die derzeitige Rekordhitze zu treffen, müsse man noch mehr Daten 
sammeln und das Klima über eine längere Zeit beobachten.

BOSNIEN-HERZEGOWINA

Rückkehr ohne Heimkehr
15 Jahre nach dem Massaker von Srebrenica sind nur wenige der damals 
Vertriebenen in die ostbosnische Kleinstadt zurückgekehrt. Die Muslimin Dika 
Sirucic wagte den Neubeginn in einer Heimat, in der nichts mehr ist wie 
früher.

Von Nicholas Brautlecht
EM 08-10 · 04.08.2010
 

s war eine Rückkehr in eine vernarbte Stadt. Dika Sirucic lief 
durch die Straßen Srebrenicas, vorbei an Fassaden, in denen 
Einschlusslöcher klafften, deren Fenster zerbrochen und 

Wände verrußt waren. Die Spuren des Bosnienkrieges waren 
allgegenwärtig. Trotzdem spürte Dika Sirucic Freude, denn in den 
Jahren als Flüchtling in Österreich war eine Rückkehr in ihre 
Heimatstadt ihr sehnlichster Wunsch gewesen. Seit 500 Jahren lebt 
ihre Familie in Srebrenica, ihre Eltern liegen hier begraben. Doch als 
sie an diesem Tag im Jahr 1996 zu ihrem Elternhaus kam, begann 
die Verzweiflung. Eine serbische Familie hatte sich dort 
eingerichtet. Sirucic kannte die Familie von früher, aber die 
verweigerte ihr die Rückgabe. Der Krieg hatte Srebrenica verlassen. 

Das Unrecht war geblieben.

14 Jahre später erzählt Sirucic ihre Geschichte. Die 64-jährige mittelgroße Frau mit den 
blondierten Haaren sitzt auf einer bunt gescheckten Couch, über ihr hängt ein Landschaftsbild in 
vergoldetem Rahmen. Man könnte das Ambiente kitschig nennen, wären da nicht der Krieg, die 
Vertreibung und die schwierige Rückkehr. Und wäre Sirucics Heimatstadt nicht Schauplatz des 
größten Massenmordes in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg gewesen. Die systematische Tötung 
von etwa 8.000 muslimischen Männern in Srebrenica vor 15 Jahren hat sich in das öffentliche 
Bewusstsein gegraben wie keine zweite Gräueltat des Bosnienkrieges. Es ist nicht verwunderlich, 
dass sich Sirucic nach Idylle sehnt.

Die Flucht rettete das Leben

Anfang der 1990er Jahre, als Srebrenica noch ein bekannter Kurort war, arbeitete Sirucic als 
Abteilungsleiterin in einem Kaufhaus. „Mir ging es gut damals“, sagt sie. Doch am 17. April 1992 
erfassten die Folgen des Zerfalls Jugoslawiens auch den schmalen Talkessel, in dem Srebrenica 
gebettet ist. Aus den Hügeln feuerten serbische Paramilitärs mit schwerer Artillerie auf die 
muslimische Enklave und plünderten Häuser. Sirucics Peiniger kamen nicht aus den Bergen, 
sondern aus der Stadt. „Es waren zwei junge bosnische Serben, Studenten meines Bruders, der als 
Professor arbeitete.“ Die bewaffneten Männer kamen zu ihr nach Hause. Sie erlaubten ihr nur 
noch, die Handtasche mit dem Pass mit zunehmen. „Ich bin in Jogginganzug und Latschen 
geflohen.“ Doch die Flucht rettete ihr das Leben.
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Im Sommer 1992 begannen die Einheiten der bosnischen Serben, die Gemeinde für drei Jahre zu 
belagern. In dieser Zeit suchten etwa 40.000 muslimische Flüchtlinge aus der Umgebung Schutz 
in der Stadt. Es herrschten Hunger und Elend. Die UN erklärte das Gebiet zur Schutzzone, doch 
die internationale Gemeinschaft versagte. Die 750 niederländischen Blauhelme sahen tatenlos zu, 
wie die Einheiten von General Ratko Mladic im Juli 1995 Familien auseinanderrissen und Väter 
und Söhne abtransportierten. Sie erschossen sie in den Wäldern wegen ihrer bosniakischen, 
muslimischen Volkszugehörigkeit. Sie verscharrten die Leichen in Massengräbern.

Eine trostlose Zeit in Flüchtlingsheimen

Jeder in Srebrenica hat Familie oder Freunde, die dem Massaker oder Krieg zum Opfer fielen. 
Dika Sirucic verlor ihren Schwager, der Rest der Familie konnte fliehen, ihre Eltern waren schon 
vor Ausbruch des Krieges gestorben. Sirucic floh nach Österreich. Sie lebte in Flüchtlingsheimen 
– eine trostlose Zeit fernab der Heimat: „Essen, schlafen, ab und zu ein Besuch beim Arzt, 
dreieinhalb Jahre lang“. Im Sommer 1996 lernte sie auf einer Wiener Parkbank ihren heutigen 
Mann Erwin kennen, einen Österreicher, Jahrgang 1933. Sie war 1945 geboren. Beide waren nicht 
mehr die Jüngsten, aber sie verliebten sich und heirateten. Auf die österreichische 
Staatsbürgerschaft verzichtete Sirucic. Zu groß war die Sorge, dass sie deswegen den Anspruch 
auf ihr Haus in Srebrenica verlieren könnte.

Fünf Jahre kämpfte Sirucic nach ihrer gescheiterten Heimkehr 1996 um ihr Haus. Am Ende 
bekam sie Recht. Ein Gericht legte den Übergabetermin auf den 4. Juli 2001. Doch die serbische 
Familie wollte das Haus noch immer nicht verlassen. „Sie behaupteten, nie über das Urteil 
informiert worden zu sein.“ Sirucic setzte eine Frist. Als sie das Haus im Frühjahr 2002 erstmalig 
wieder betrat, war es komplett leer geräumt. „Sogar die Kloschüssel und die Steckdosen hatten sie 
abmontiert.“ Sirucic und ihr Mann waren kaum eingezogen, da rief jemand an und drohte, einen 
Brandsatz ins Fenster zu werfen. Wenig später erhielten sie einen Drohbrief. „Sie wollten uns 
wieder loswerden.“ Die Polizei ermittelt. Es war ein serbischer Nachbar, der sie nötigte.

Die Wut ist der Resignation gewichen

Es sind Geschichten wie diese, die viele der Vertriebenen von einer Rückkehr abhalten. Sie 
fürchten, ihren Peinigern auf der Straße zu begegnen. „Die Leute, die mich aus dem Haus 
geschmissen haben, fahren jetzt hier ihr Auto spazieren“, sagt Sirucic. Ihre Wut über die 
Straflosigkeit der Täter scheint der Resignation gewichen zu sein. Als Sirucic das heutige 
Verhältnis der Volksgruppen beschreibt, klingt sie abgeklärt: „Wir streiten und wir provozieren 
nicht. Wir leben nebeneinander her, nicht mehr miteinander.“ Zu tief sitze das Misstrauen.

Spricht man mit den europäischen Soldaten vor Ort, ist auch von Neid die Rede. Neid auf die 
neuen Dächer auf den Häusern der Muslime und die Kühlschränke in ihren Küchen. In den Augen 
vieler Serben kam die internationale Hilfe für Srebrenica nur den muslimischen Opfern zugute. 
Dabei mordeten in der Region zu Kriegsbeginn auch bosniakische Einheiten in serbischen 
Dörfern. Doch berichtet wurde darüber kaum. Zu groß ist der Schatten, den das Massaker von 
Srebrenica über die Gegend wirft.

Es ist früh am Nachmittag, als der Gebetsruf des Muezzins ins Wohnzimmer in Dika Sirucics 
dringt. Als die Stimme verklungen ist, dröhnt lautes Hupen von der Straße. Sie tritt auf den 
Balkon und stützt ihre Arme auf das Holzgeländer. Mehrere Autos sausen vorbei. Junge Männer 
recken die Köpfe, sie halten serbische Flaggen aus den Wagenfenstern. Als sie Sirucics Haus 
passieren, zeigt ein Beifahrer ihr den Drei-Finger-Gruß – ein Symbol für die Dreifaltigkeit der 
serbisch-orthodoxen Kirche. Sirucic schüttelt den Kopf. „Diese Leute waren noch nicht geboren, 
als es passierte“, sagt sie. „Oder sie sind zu jung, um alles zu verstehen.“ Dann tritt sie über die 
Schwelle zurück ins Wohnzimmer, dorthin, wo die Vergangenheit vor der Tür bleibt.

*
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Der Autor ist Korrespondent von n-ost. Das Netzwerk besteht aus über 50 Journalisten in ganz 
Osteuropa und berichtet regelmäßig für deutschsprachige Medien aus erster Hand zu allen 
Themenbereichen. Ziel von n-ost ist es, die Wahrnehmung der Länder Mittel- und Osteuropas in 
der deutschsprachigen Öffentlichkeit zu verbessern. Weitere Informationen unter www.n-ost.de.

POLEN

Pendler keine Bedrohung fürs deutsche 
Handwerk
In Deutschland geht die Angst vor polnischen Handwerkern um. Seit dem EU-
Beitritt Polens dürfen sie hier legal ihre Dienste anbieten. Sechs Jahre nach 
dem Beitritt stellt sich heraus, dass diese Furcht unbegründet ist. Zwar 
kommen immer mehr Handwerker aus dem Nachbarland nach Deutschland, 
doch meist nur in zulassungsfreien Sparten wie Trockenbau oder Fliesenlegen. 
Nur wenige arbeiten in Ostdeutschland. Problematischer ist dagegen, dass 
viele Polen nicht nach Deutschland umziehen, sondern nur zum Arbeiten ins 
Nachbarland kommen.

Von Sebastian Becker
EM 08-10 · 04.08.2010
 

ntoni Wojtkowiak schuftet zur Zeit auf einer Baustelle in Nordrhein-Westfalen. „Ich habe in 
Deutschland ein Gewerbe als Ein-Mann-Firma angemeldet“, sagt er. Der Trockenbauer aus 
Niederschlesien arbeitet sechs Tage pro Woche und meist zehn Stunden pro Tag. Kaum einer 

seiner deutschen Kollegen würde eine solche Arbeitsbelastung auf sich nehmen. „Ich bezahle hier 
regulär meine deutsche Krankenkasse“, betont er. 
 
Wojtkowiak gehört zu den polnischen Handwerkern, die seit dem Beitritt Polens zur EU 
regelmäßig nach Deutschland kommen und hier ihre Dienste anbieten - zum Verdruss vieler 
deutscher Kollegen, die befürchten, die Polen würden in Scharen kommen, mit niedrigeren 
Löhnen Aufträge an sich reißen und die Deutschen verdrängen.

Den Fachkräften entsteht kaum Konkurarenz

Doch jetzt – über sechs Jahre  nach dem EU-Beitritt Polens – zeigt sich, dass diese Ängste 
unbegründet sind. Es kommen zwar immer mehr polnische Handwerker nach Deutschland, doch 
die meisten arbeiten in zulassungsfreien Berufen wie Trockenbauer oder Fliesenleger. Den 
Fachkräften machen sie dagegen kaum Konkurrenz. In Branchen, in denen ein Meisterbrief nötig 
ist, sind die Polen nach wie vor kaum vertreten. Das geht aus der neuesten Statistik des 
Zentralverbandes des deutschen Handwerks (ZDH) hervor. So stieg die Zahl der Betriebsinhaber 
mit polnischer Staatsangehörigkeit im vergangenen Jahr im Vergleich zum Vorjahr um sechs 
Prozent auf rund 28.000. Dabei machen die zulassungsfreien Berufe 70 Prozent aus. 
 
In das grenznahe Ostdeutschland gehen die polnischen Handwerker kaum, obwohl es am 
schnellsten zu erreichen ist. Laut den Zahlen des ZDH interessieren sie vor allem die 
Industriezentren im Westen, also Nordrhein-Westfalen, das Rhein-Main-Gebiet, aber auch 
München. Denn dort gibt es die lukrativsten Aufträge. 
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Eine Arbeitsstunde kostet bei Antoni Wojtkowiak zwischen 13 und 15 Euro. Seine deutschen 
Kollegen verlangen etwa 40 Euro. Damit kann der Pole binnen vier Wochen bis zu 3.600 Euro 
brutto verdienen. Nach allen regulären Abzügen ist diese Summe in Polen, wo er den Großteil 
seines Gehaltes ausgibt, sehr viel Geld. Ein Bauarbeiter verdient in Polen monatlich gerade einmal 
300 Euro netto.

Arbeiten in Deutschland – wohnen in Polen

Wojtkowiaks kann zu seinem niedrigen Stundenlohn nur wirtschaftlich arbeiten, indem zwar in 
Deutschland arbeitet, aber in Polen wohnt. „Ich halte mich vier bis fünf Wochen am Stück in 
Deutschland auf, zu Hause muss ich meine Familie ernähren“, sagt er. Zöge der Familienvater 
nach Deutschland um, hätte er die gleichen Lebenshaltungskosten wie seine deutschen Kollegen 
und müsste deren Preise verlangen. 
 
Den Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) ärgern diese Praktiken. „Polnische 
Handwerker melden in Deutschland ein Gewerbe an, um dann als Scheinselbständige auf 
Baustellen unter selbstausbeuterischen Bedingungen zu arbeiten“, sagt der Präsident des ZDH, 
Otto Kentzler. Er fordert eine effektivere Überprüfung durch die „Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ 
 und eine bessere grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Behörden.

Der polnische Handwerksverband wirft den Deutschen hingegen vor, sie blockierten die Polen, 
wenn es um die Anerkennung der Meister- und Gesellenbriefe gehe: „Die deutschen Behörden 
errichten für die Polen mit dem Beginn einer legalen Tätigkeit oder Selbstständigkeit immer neue 
Hürden“, so Maciej Proszynski, Direktor beim Verband des polnischen Handwerkes (ZRP).

*

Der Autor ist Korrespondent von n-ost. Das Netzwerk besteht aus über 50 Journalisten in ganz 
Osteuropa und berichtet regelmäßig für deutschsprachige Medien aus erster Hand zu allen 
Themenbereichen. Ziel von n-ost ist es, die Wahrnehmung der Länder Mittel- und Osteuropas in 
der deutschsprachigen Öffentlichkeit zu verbessern. Weitere Informationen unter www.n-ost.de.

GELESEN

„Reiseführer in die Welt der Antike. Das alte 
Rom: Rom und Umgebung im Jahre 300 n. 
Chr.“ Von Ray Laurence.
Reiseführer über Rom gibt es wie Steine an der Via Appia. Eine „Zeitreise in 
die Antike“ bietet kaum einer. Wer nach Sehenswürdigkeiten aus der alten 
Zeit sucht, wird oft mit oberflächlichen Bemerkungen gelangweilt. Die antike 
Metropole erschließt sich dadurch aber nicht.

Von Hans Wagner
EM 08-10 · 04.08.2010
 

nders der Archäologe Ray Laurence. Sein besonderes Interesse gilt der antiken Stadt Rom 
sowie Straßen und Landschaften im Römischen Reich. Damit beginnt es. Wir befinden uns 
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„Reiseführer in die Welt der Antike. Das alte 
Rom: Rom und Umgebung im Jahre 300 n. 
Chr.“ Von Ray Laurence

 

im alten Rom. Diokletian und Maximian regieren 
das riesige Römische Reich. Es ist das Jahr 300 n. 
Chr. Jetzt erkunden wir die Sehenswürdigkeiten 
in der bedeutendsten Stadt der Welt.

Das Gefühl, selbst im Jahre 300 zu leben

Ray Laurence nimmt den Leser mit auf 
eindrucksvolle Entdeckungstouren durch die Stadt 
am Tiber. Es gilt, das Besondere der 
verschiedenen Stadtquartiere zu entdecken, einen 
Blick hinter die Kulissen zu werfen, das 
Außergewöhnliche der antiken Metropole zu 
erkunden. Von Beginn an bekommt der Leser das 
Gefühl, selbst im Jahr 300 n. Chr. zu leben. Er 
findet sich im Alltag der Stadt wieder und erhält 
nützliche Tipps zu Anreise, Unterkunft, Küche 
oder Einkaufsmöglichkeiten. Auch Anregungen 
für Aktivitäten jeglicher Art fehlen in diesem 
Buch nicht: in einer der zahlreichen „popinae“, 
den Garküchen der Stadt, speisen oder 

Gladiatorenkämpfe besuchen. 

Aufgemacht und gegliedert ist das schmale Bändchen wie eine moderne Reiseführer-Ausgabe. Es  
bietet zunächst eine historische Zeittafel und dann eine knapp 40 Seiten umfassende Einleitung für 
das größte Imperium der Welt.

Kapitel zwei charakterisiert die Stadt wie sie damals ausgesehen hat und was das Besondere an ihr 
war.  Sie war größer und vielfältiger als jede andere weltweit. Alexandria, die große, kulturell 
ebenfalls hochstehende Metropole in Ägypten, hatte zu dieser Zeit nur ein Drittel so viele 
Einwohner wie Rom. Die Stadt am Tiber beherbergte damals schon etwa eine Million Menschen.

Vom Stadtzentrum in alle bedeutenden Viertel

Laurence nimmt seine Leser etwa am Stadtzentrum an der Hand. Von hier aus eröffnet er die 
besten Routen zu den Sehenswürdigkeiten in den einzelnen Quartieren und Vierteln. Es geht zu 
den Kaiserforen von Caesar, Augustus, Domitian und Trajan, zum Amphitheatrum Flavium und 
zum Circus Maximus. Auch das „wahre Rom“, die Suibura, wo die Römer arbeiten und ihre 
Freizeit verleben, ist einen Besuch wert.

Bis an den Hafen Roms, an die Küste und den Golf von Neapolis und zurück führen die 
ereignisreichen Touren. Die römischen Thermen, das Land der Latiner und die Albaner Berge 
lernt der wissbegierige Zeitgenosse kennen.

Am Ende findet man ein Verzeichnis der Herrscher Roms und eine Übersicht über das römische 
Alphabet und die römischen Ziffern. Schließlich werden einem noch Begriffe und 
Redewendungen aus der Zeit geboten, damit man sich auch stilgerecht unterhalten kann. Und für 
den modernen Leser ist schließlich eine Art Wiedereintritt in die Jetztzeit erläutert. Mit all den 
gelungenen Zeichnungen und sehr gescheiten, niemals schwafelnden Informationen ein wirklich 
gelungenes Buch, dem auch ein leserfreundlicher Index am Ende nicht fehlt.

*

Rezension zu „Reiseführer in die Welt der Antike. Das alte Rom: Rom und Umgebung im Jahre 
300 n. Chr.“ Von Ray Laurence, Theiss Verlag 2010, 160 Seiten, 16,90 Euro, ISBN 978-
3806222890.
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„Das Niemandsland ist unseres: West-östliche 
Betrachtungen“ von SAID  

*

Siehe auch Eurasische Bibliothek: DIE RÖMER

GELESEN

„Das Niemandsland ist unseres: West-östliche 
Betrachtungen“ von SAID
Eindringlich wie immer, das ist SAID, der Dichter und Essayist, auch in 
diesem Band. Seine persönlichen und doch hochpolitischen Texte spiegeln die 
Facetten der faszinierenden Persönlichkeit.

Von Eberhart Wagenknecht
EM 08-10 · 04.08.2010
 

s sind Erkenntnisse wie diese, die in des 
Dichters Herz sehen lassen: „wer ein engel 
ist, bestimmt oft die geschichte. am 

vorabend der islamischen revolution erschien 
vielen ayatollah chomeini als engel. als dann die 
mullas ihre macht mit einem beispiellosen terror 
befestigt hatten, zeigten sie ihr wahres gesicht.“

Der Glaube an den oder jenen Engel hat schon 
viele enttäuscht. Doch nicht alle vermögen den 
Verlust eines Gottes und der Geborgenheit so 
präzise zu verorten wie SAID: „gottes ist der 
orient! gottes ist der okzident!“ Diesem Satz 
Goethes fügt der ostwestliche Flüchtling seinen 
eigenen profanen hinzu: „das niemandsland 
dazwischen ist unseres. wir können es nur mit 
liebe befruchten.“

Grenzgänger zwischen den Kulturen

Überall wird SAID mit diesen Zeilen zitiert. Der Dichter und Essayist wird vorgestellt als eine 
Brückenschlag-Existenz. Morgenland und Abendland verstrickt er in ein Gespräch über 
gemeinsame Wurzeln, über berühmte Grenzgänger zwischen den Kulturen und über 
Möglichkeiten einer respektvollen Annäherung. Um diese drei Motive kreisen die Texte dieses 
sehr persönlichen und zugleich politisch hochaktuellen Buches. Sie spiegeln die Facetten und 
Lebenswerte der Persönlichkeit: Freiheit und Demut, Engagement und Besinnung, Verehrung und 
Spott.

Er schreibt auf Deutsch. Aber nicht wie ein deutscher Dichter. Er sagt von sich: das Persische 
ergreift mich, zum Deutschen greife ich. Darin drückt er sich aus, für seine vielen Leser, die er 
nun einmal in Deutschland hat.

Den Hauptteil in seinem großen Essay bildet das Schicksal des persischen Dichter Hafis. SAID 
selbst ist seit 37 Jahren auf der Flucht. Er wurde 1947 in Teheran geboren und ging 1965 als 
Student nach München. Sein politisch-demokratisches Engagement in diesen wilden 60ern der 
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Anti-Schah-Demonstrationen und der Apo machte eine Rückkehr in den Iran unmöglich. Erst 
nach dem Sturz des Schahs, 1979, betrat er zum ersten Mal wieder iranischen Boden. Zu dieser 
Zeit lebte der aus dem französischen Exil zurückgekehrte Ayatollah Khomeini, der vermeintliche 
Engel der Revolution, bereits wieder im Iran und bereitete die Revolution von 1978/79  vor. SAID 
sah jedoch wie beschrieben auch unter dem Regime der Mullahs keine Möglichkeit zu einem 
Neuanfang seiner Existenz in der Heimat. Es gab ihn nicht, den Engel der Revolution. SAID lebt 
seither wieder im deutschen Exil. Der Freie Deutsche Autorenverband verlieh ihm im März dieses 
Jahres seinen Literaturpreis.

Das Kind – seit 37 Jahren auf der Flucht

Über sich und sein Leben in der Fremde hat SAID in dem Essayband geschrieben: 
„das kind, nun seit 37 jahren auf der flucht – auch mit seinen lügen. …“ 
„hier bist du gealtert, auf der flucht…“ 
„doch was du suchst, was du noch immer europa nennst, ist es nicht die summe jener 
substanziellen schönheiten, die du von deinem europa gelernt hast? 
Dass gleicheit die brüderlichkeit nicht ausschließt; 
Dass brüderlihkeit die freiheit bedingt; 
Dass freiheit immer die freiheit der andersdenkenden ist; 
Dass die wahrheit keine uniform verträgt und immer neue masken benötigt; 
Dass ethik weder nationale noch andere grenzen kennt. 
Und genügt dir nicht, mein freund, was du mit dem herzen gelernt hast? Genügt dir nicht der weg, 
der dich beflügelt, der dich begleitet – bis an die außenhaut der liebe?“

*

Rezension zu: „Das Niemandsland ist unseres: West-östliche Betrachtungen“ von SAID, 
Diederichs Verlag 2010, 112 Seiten, 14,95 Euro, ISBN 978-3424350333.

Siehe auch: EM 07-2009 „Goldapfelsins Tochter – Märchen aus Persien“ mit einem Vorwort von 
SAID.
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